Ein katholisches Staatslexikon im Jahre 1931: 


„Die Schaffung des Korridors erfolgte, obwohl das Land weder seiner 
geschichtlichen Vergangenheit nach zu Polen gehörte, noch der Wilson’- 
schen Forderung ‚von unbestreitbar polnischer Bevölkerung bewohnt‘ zu 
sein entsprach, aus dem rein machtpolitischen Gesichtspunkt, einer auf 
Schwächung Deutschlands abzielenden Strafmaßnahme, nebenbei aus der 
militärischen Erwägung, eine Flankenstellung zu schaffen für Ost- 
preußen, dessen Gewinnung von führenden polnischen Politikern seit 
1918 (Dmowski, Grabski, Srokowski) offen als letztes Ziel gefordert 
wird. 


Demgegenüber war die Notwendigkeit eines freien und sicheren Zugangs 
zum Meer nur Vorwand, da diesem wirtschaftlichen Bedürfnis ... 
durch Neutralisierung des Unterlaufes der Weichsel, Schaffung eines 
Freihafens in Danzig und tarifliche Privilegierung Polens auf den 
zum Meer führenden Bahnlinien hätte genügt werden können. Daß vom 
Besitz eines territorialen Zugangs zur See weder Souveränität noch 
Lebensfähigkeit eines Staates abhängen, beweisen die Schweiz, Luxem- 
burg, Ungarn und die Tschechoslowakei. ... 

In der Tat schafft auch der polnische Korridor durch sein bloßes Dasein 
in politischer und wirtschaftlicher Beziehung einen Zustand der Unruhe 
und Unsicherheit und hindert die im Interesse beider Völker liegende 
fruchtbare Zusammenarbeit Deutschlands mit Polen. Seine baldige Be- 
seitigung bildet einen wichtigen Bestandteil der Befriedung Gesamt- 
europas.“??) 


Nicht minder hat Winston Churchill die Rechtslage in Posen-West- 
preußen erkannt und eine Neuregelung im Interesse des Friedens ge- 
fordert. Am 24. 11. 1932 im Unterhaus: 
„Wenn die englische Regierung wirklich wünscht, etwas zur Förderung 
des Friedens zu tun, dann sollte sie die Führung übernehmen und die 
Frage Danzigs und des Korridors ihrerseits wieder aufrollen, solange 
die Siegerstaaten noch überlegen sind. Wenn diese Fragen nicht gelöst 
werden, kann keine Hoffnung auf einen dauerhaften Frieden be- 
stehen. “2*) 

Der Chamberlain-Biograph K. Feiling: 


„Churchill sagte 1933 (zum Danzig-Korridor-Problem), diese Ver- 
höhnung der Weltgeschichte und der Vernunft wiedergutzumachen, 
muß eines der größten praktischen Ziele der europäischen Diplomatie 
sein, die den Frieden erstrebt.“25) 

Carl J. Burckhardt, der Völkerbundshochkommissar in Danzig, be- 
richtete am 21. 5. 1938 deutschen Regierungsvertretern, daß Lord Halı- 
fax vor einigen Tagen Danzig und den Korridor als Absurdität und als 
die wahrscheinlich unsinnigste Bestimmung des Versailler Vertrages be- 


23) Staatslexikon Verlag Herder, Freiburg 1931 5. Aufl. Bd. IV S. 321. 
24) H. Grimm „Warum woher aber wohin?“ S. 246. 
25) K. Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 247. 
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zeichnet hatte?®). Wenige Tage später, am 26. 5. 1938, betonte der fran- 
zösische Botschafter in Berlin, R. Coulondre, in einem Gespräch mit 
seinem polnischen Kollegen ın Moskau, dem Grafen Grzybowski: 


„Glauben Sie nicht, daß der Polnische Korridor auch seinerseits in Ost- 
europa einen zum wenigsten anomalen, wenn nicht künstlichen Zustand 
geschaffen hat? Wenn Sie daran zweifeln, hören Sie, was fremde 
Reisende darüber sagen, die durch den Korridor fahren.“27) 


Wie sehr die Grenzziehung ın Versailles die internationale Moral 
zerrüttet hatte, verdeutlicht der britische Historiker Russel Grenfell: 


„War Hitlers Wunsch, den polnischen Korridor wiederzunehmen, wirk- 
lich so ruchlos? (Diese Rücknahme stand vor Kriegsausbruch gar nicht 
einmal auf der Tagesordnung — d. Verf.) Wenn ja, dann aber sicher 
nicht mehr, als Frankreichs 1870—1919 nie aufgegebenes Streben, 
Elsaß-Lothringen zurückzubekommen. Dabei waren Elsaß und Lothrin- 
gen stärker deutsch als französisch, obwohl die beiden Provinzen vor 
1870 = 220 bzw. 100 Jahre zu Frankreich gehört hatten. Aber des- 
gleichen war der polnische Korridor an die 150 Jahre deutsches Gebiet 
gewesen; es lebten dort ebenso viele Deutsche wıe Polen, überdies war 
durch die Angliederung des Korridorgebietes 1919 an das neu geschaffene 
Polen das deutsche Ostpreußen vom übrigen Deutschland getrennt und 
die bedeutende und rein deutsche Stadt Danzig isoliert und wirtschaft- 
lich fast ruiniert worden. Deutschland hatte also mindestens einen eben- 
so guten Anspruch auf den Korridor wie Frankreich auf Elsaß- 
Lothringen. Und da die Sieger von Versailles, zu denen die Engländer 
und die Franzosen gehörten, einen Rechtsanspruch aus früherem Besitz 
zugunsten Frankreichs in bezug auf die beiden Provinzen anerkannt 
hatten, war ihre gegen Deutschland — und gewisse einzelne Deutsche — 
erhobene Anklage, die Geltendmachung eines Anspruchs gleicher Art 
auf den polnischen Korridor sei ein verbrecherischer Angriff, reine 
Heuchelei.“?8) 


Im Falle Elsaß-Lothringen handelt es sich zudem um eine Randzone 
mit einer Grenze, die nur halb so lang ist wie die ostdeutsche. Die Gren- 
zen Östdeutschlands wurden nicht nur willkürlich und gewaltsam nach 
Westen verschoben, sondern ihre Länge wurde dadurch in grotesker 
Weise ausgedehnt, daß ein Teil Deutschlands (Ostpreußen) vom Reich 
abgetrennt wurde. Deutschland verlor dort ein Zehntel seines Bodens. 
Ein eng zusammengewachsenes Siedlungs-, Wirtschafts- und Kultur- 
gebiet wurde zerrissen. Der ehemalige Völkerbundshochkommissar in 
Danzig schrieb hierzu im Jahre 1960: 


„Mit Recht hat der französische Botschafter in Berlin, Coulondre, in 
seinen Memoiren aufgezeichnet, daß das deutsche Volk sich mit der 


Rückkehr des Elsaß an Frankreich abgefunden habe, daß es ihm aber 


6) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ $. 152. 
27) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 62. 
28) R. Grenfell „Bedingungsloser Haß?“ S. 79. 
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unmöglich gewesen sei, die Verstümmelung seiner Ostgebiete anzuer- 
kennen. In diesem Punkt und zugleich auch in den militärischen Klauseln 
müsse es das ‚Diktat‘ um so bitterer empfinden, als es in ıhm mehr 
das Ergebnis eines Verrates als seiner Niederlage empfunden habe. Bei 
dem ganzen Vorgang scheint man damals vergessen zu haben, daß es eine 
Danziger Bevölkerung gab (bestehend aus 96 %/o Deutschen und nur 4 /o 
Polen), über welche man, entgegen allen Grundsätzen, einfach ver- 
fügte.“29) 

Die Männer, unter ihnen Roman Dmowski, die nach langer hysteri- 
scher Agitation ihre gewaltsamen Annexionen durchgesetzt hatten — 
wenn auch nicht alle —, wählten als Basis für die polnische Staatlichkeit 
ausgerechnet die ideenreiche, konstruktive und friedensfördernde „dog- 
matische Feindschaft gegen Deutschland“?°). Hierin waren sie sich mit 
den polnischen Militärs und der polnischen Öffentlichkeit, die sich bis 


zum Jahre 1939 nicht von einer solchen Haltung lösten, einig. 


Alle einsichtsvollen Männer Westeuropas haben die mit dem Korridor 
verbundenen Ungerechtigkeiten eingesehen und zugegeben, was jedoch 
die Politik dieser Mächte und des Völkerbundes nicht beeinflußt hat. 
Nicht ohne Grund haben die Vereinigten Staaten von Amerika abge- 
lehnt, den Versailler Vertrag zu unterschreiben und im Völkerbund mit- 
zuarbeiten. Dies freilich hinderte den späteren Präsidenten F. D. Roose- 
velt nicht, in den Jahren 1937—1939 prinzipienlos das Steuer herum- 
zuwerfen und dieses Unrecht in Osteuropa als gültigen „Rechtsstatus“ 
zu apostrophieren. Dies geschah gleichermaßen unverantwortlich und 
leichtfertig, wie die Kommunisten z. B. behaupten, 

„die nationalen Minderheiten hatten sich als Brutstätten internationaler 
Konflikte erwiesen, und die Vertretung des Prinzips des Volksgruppen- 
rechtes (unabhängig von hitlerischer Inspiration) hatte eine aggressive 
Haltung begründet.“ >1) 

Die Versailler Sieger trennten gewaltsam Gebietsteile von Deutsch- 
land ab, diffamierten den Einheitswillen dieses Volkes im Namen des 
„Völkerrechts“ als „aggressiv“, fälschten die Geschichte im Sinne einer 
zu politischen Zwecken verwerteten „deutschen Schuld“ und ignorierten 
alle Zwangsmaßnahmen zur Liquidierung der abgetrennten Volks- 
gruppen. Diese „Haltet-den-Dieb-Methode“ haben die Versailler Sieger 
und Mitsieger international gesellschaftsfähig gemacht. Sie betreiben sie 
noch heute mit gleicher Intensität und Wirkung. Mit Willen zur Gerech- 
tigkeit und zum Frieden freilich hat das nichts zu tun. 


29) C, J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939* S. 25/26 und B. de Co- 
lonna „Poland from the Inside* S. 110 ff. führt weitere zahlreiche ausländische 


Stimmen an. 
30) R. Breyer „Das Deutsche Reich und Polen 1932—1937* S. 108. 
3) R. Goguel „Polen, Deutschland und die Oder-Neiße-Linie“ S. 411. 
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Polnische Forderungen auf fremdes Territorium 


Polen gab sıch mit dem Erwerb des „Korridors“ und Ost-Oberschle- 
siens noch nicht einmal zufrieden, was ıhm bereits im Jahre 1919 durch 
die Versailler Hauptmächte den Vorwurf des Imperialismus eintrug?). 

„Diese Historiker sahen den durch den gleichzeitigen Zusammenbruch 
der drei Teilungsmächte 1918 entstandenen polnischen Staat als eine vor- 
läufige Lösung an. In ıhr ‚historisches Polen“ bezogen sie weite Gebiete 
im Westen und Osten ein, die außerhalb der bestehenden Grenzen 
lagen.“?) 

Die polnische Staatskonzeption sah die territoriale Ausdehnung nach 
Westen als lebenswichtig an, weil sie die Rohstoffbasis vergrößere und 
Polen den Status einer führenden Großmacht Europas sichere. Die 
polnischen Forderungen nach 1918 waren maßlos. Sie schlossen Ost- 
preußen, Danzig, Oberschlesien, Teile Mittelschlesiens und die „Oder- 
Gebiete“ ein. Diese phantasievollen Ambitionen haben schon in zahl- 
reichen Denkschriften der polnischen Agitatoren Sosnowski, Dmowski 
und Paderewski bzw. den Denkschriften des 1917 in Paris gegründeten 
polnischen Nationalkomitees sowie der polnischen Friedensdelegation in 
Versailles, deren Hauptvertreter Dmowski und Paderewski waren, poli- 
tische Gestalt angenommen. 


Forderten Anhänger der Politik Dmowskis bereits zu Beginn des 
Ersten Weltkrieges in einer Moskauer Vortragsveranstaltung die Inbe- 
sitznahme Ostpreußens, Posen-Westpreußens, Oberschlesiens und zweier 
Kreise des Regierungsbezirkes Breslau durch Polen?), so bestand Roman 
Dmowski in einer Abhandlung vom Juli 1917 auf der Einverleibung 
Oberschlesiens*), eines kleinen Teiles von Mittelschlesien, der Provinz 
Posen*), Westpreußen“), der Kreise Lauenburg und Bütow von der 
Provinz Pommern und Ostpreußens?). Zwei Alternativen stellte er den 
westlichen Politikern in dieser Denkschrift vor: 

„Entweder werde die Zukunft von zwei Millionen Deutschen in Ost- 
preußen auf Kosten von 25—30 Millionen Polen sichergestellt. Von 
diesen zwei Millionen sei aber noch ein beträchtlicher Teil nur deutsch 
der Sprache nach; viele von ihnen wüßten noch, daß sie polnischer 
oder litauischer Abstammung seien und ständen sogar oft den Deutschen 
feindlich gegenüber. 

Die andere Möglichkeit sei, daß Polen seinen Staat innerhalb der 


1!) E. Viefhaus „Die Minderheitenfrage und die Entstehung der Minderheitenschutz- 
verträge auf der Pariser Friedenskonferenz 1919“ S. 200. 

2) H. Laeuen „Polnische Tragödie“ S. 11 (gemeint sind die polnischen Historiker). 

*) außer einem kleinen Gebiet im Südwesten bzw. Westen. 

3) W. Recke „Die polnische Frage als Problem der europäischen Politik“ S. 296. 

4) ebenda S. 300. 
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vorgeschlagenen Grenzen errichte, ‚wodurch der oben erwähnte einge- 
deutschte Streifen Landes von Deutschland getrennt, auf den Weg 
einer schnellen ökonomischen Entwicklung geleitet und zugleich für 
polnische Einflüsse und für polnische Einwanderung geöffnet wird. Es 
ist nicht schwer zu urteilen, welche der beiden Lösungen menschlicher 
und mehr in Übereinstimmung mit der Gerechtigkeit ist‘.“*) 


Was im Namen dieser „Gerechtigkeit“ mit der ostpreußischen Be- 
völkerung geschehen sollte, wurde ın der polnischen „Sachverständigen- 
Denkschrift“ vom März 1919, die der Friedenskonferenz vorgelegt 
wurde, deutlich ausgesprochen: 


„Die territoriale Isolierung Ostpreußens, dieses Herdes des preußischen 
Militarısmus, ist notwendig für einen dauernden Frieden und muß zu 
einer freiwilligen und fortschreitenden Entdeutschung (‚degermanisa- 
tion‘) dieses wichtigen strategischen Gebietes führen, von welchem aus 
die preußische Dynastie ausgezogen ist, um die Welt zu erobern.“®) 


Auch für die Forderung auf Einverleibung Danzigs in das neue Polen 
fand Dmowski Argumente, nachdem er die Geschichte dieser deutschen 
Stadt total verfälscht hat: 


„Das heutige Danzig ist deutsch; aber unter normalen Bedingungen, 
das heißt: unter Bedingungen einer natürlichen ökonomischen Entwick- 
lung, wird es unweigerlich eine polnische Stadt werden.“®) 


Noch deutlicher sprach sich Dmowski in der genannten „Sachver- 
ständigen-Denkschrift“ vom März 1919 aus: 


„Die Germanisierung Danzigs ist oberflächlich, und sobald die Polen 
das Recht haben werden, sich in der Stadt niederzulassen, wird sie 
wieder polnisch werden (redeviendra polonaise) wie Krakau und andere 
Städte ın Polen, die in einer gewissen Epoche eine deutsche Majorität 
gehabt haben... .“”) 


Bis zur Mitte des Jahres 1918 stießen die polnischen Ambitionen 
allerorten auf Widerstand und Kopfschütteln. Dmowski schrieb hier- 
über selbst: 


„Im Westen Europas hatten sich nicht nur Politiker, sondern auch 
Männer der Wissenschaft, Geographen, Statistiker so in den Gedanken 
eingelebt, daß die Küste der Ostsee bis hinter die Mündung des Njemen 
deutsch sei und nur deutsch sein könne, daß, als ich begann von 
unseren territorialen Forderungen an der baltischen Küste zu sprechen, 
sie sich die Augen rieben und mich wie einen Menschen ansahen, der 
nur halb bei Bewußtsein war. Und das dauerte fast drei Jahre lang. 

Die Menschen befreien sich nur schwer von eingewurzelten Anschauun- 
gen. Noch im Frühling 1918 sagte mir ein hochgestellter französischer 
Diplomat, der sich viel mit der polnischen Frage beschäftigte: 

‚Aber das wäre ja ein Wunder, mein Herr, wenn das einträte, was Sie 
sagen, wenn das Territorium Ihres Staates bis an die Ostsee reichte!“ 


5) ebenda S. 328. 


6) R. Dmowski „Polnische Politik“ poln. S. 491. 
7) W. Recke „Die polnische Frage als Problem der europäischen Politik“ S. 327. 
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‚Vielleicht wäre das ein Wunder‘, erwiderte ıch, ‚aber dieses Wunder 
muß geschehen, wenn sowohl Sie als auch wir als unabhängiges Volk 
bestehen sollen‘... 

Wenn wir dieses Stückchen Ostseeküste bekommen haben, so geschah 
dies nur dank dem Umstande, daß der Krieg so lange dauerte, bis wir 
Zeit hatten, die entsprechenden Faktoren in dieser Frage zu überzeugen 
und vor allem genaue Nachrichten über den wirklichen Stand der 
Dinge in Pommerellen zu verbreiten.“8) 


Daß Polen und Frankreich im Rahmen der Völkerbundsmächte „die 
gegebenen Vollzugsorgane“ gegenüber Deutschland sein sollten, leuchtete 
zwar Präsident Wilson wıe viele andere Argumente der Polen nicht ein?), 
doch hinderte dies alles nicht, daß Dmowski’s Denkscrift vom 
8. 10. 1918 nicht nur dem US-Präsidenten sowie der Versailler Friedens- 
konferenz vorgelegt, sondern auch ernstlich diskutiert wurde — ob- 
wohl nach diesen Vorschlägen das neue Polen noch nicht 50%o polnisch- 
stämmiger Bewohner aufwies!®). In dieser Denkschrift wurde Ost- 
preußen als „im mittelalterlichen Zustand befindlich“ bezeichnet, wo 
„die bäuerliche Masse nach Sklavenart behandelt und im Geiste der 
Knechtschaft erzogen wird“. Soll auch dort „sozialer und politischer 
Fortschritt“ Eingang finden, so müsse nach Dmowski — und diese seine 
Denkschrift ist im Namen des polnischen Nationalkomitees übergeben 
worden! — Ostpreußen an Polen fallen'*). 


Der Hinweis auf die Wahlstimmen der 4 Millionen Amerika-Polen 
tat ein übriges’?), wenn die Polen damit auch noch nicht ihr Spiel bei 
allen westlichen Partnern gewonnen hatten. 


„Aber die herrschende Klasse Polens und die polnischen Intellektuellen 
erstrebten die Wiederherstellung eines Polens in den Grenzen von 1772. 
Diese Grenzen waren in keiner Weise identisch mit ethnischen (Völker-) 
Grenzen, und ein Staat innerhalb solcher Grenzen würde kein National- 
staat sein. 

Das historische Polen war kein Nationalstaat, sondern ein Viel-Völker- 
Reich, das im Verlauf von Jahrhunderten erstand, als das Dogma des 
Nationalismus, wie man es in moderner Zeit versteht, nicht existierte.“!?) 


So ist der britische Außenminister Balfour auch den Franzosen mit 
der Erklärung energisch entgegengetreten: 


„Ich habe diesen Vorschlag mit‘ Besorgnis gehört; das Polen von 1772 
soll nach Ihren Aussagen das von 1918 werden. Dazu haben wir uns 
nicht verpflichtet. Wir haben uns verpflichtet, einen aus Polen (Polonais) 


8) R. Dmowski „Polnische Politik“ poln. S. 200. 

9) W. Recke „Die polnische Frage als Problem der europäischen Politik“ S. 314. 

10) P, Roth „Die Entstehung des polnischen Staates“ $. 44. 

11) W. Recke „Die polnische Frage als Problem der europäischen Politik“ S. 318/319. 
12) ebenda S. 320 und 322. 

18) H. Seton-Watson „Eastern Europe between the Wars 1918—1941“* S. 320. 
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bestehenden polnischen Staat zu schaffen. Der Staat vom Jahre 1772 
entsprach nicht diesem Ziele.“ 12) 

Gerade dieser Sachverhalt verdeutlicht, daß „sich nirgends in der 
völkerrechtlichen Literatur einschließlich der polnischen die Behauptung 
findet, das heutige Polen (nach 1918) sei die Wiederherstellung des 
alten Polenreiches“'*), wäre doch auch die langatmige Auseinander- 
setzung über die „Unabhängigkeit Polens“ in den Jahren 1917—1923 
überflüssig, ja unsinnig gewesen, hätte man lediglich den früheren 
polnischen Staat wiederherstellen wollen. 

„Es ist sicher, daß die wirklichen Polen von einem Eroberungsfieber 
befallen sind, daß sie, weit entfernt, Grenzen zu revidieren, deren Auf- 
rechterhaltung sich als unmöglich herausgestellt hat, nur an neue Er- 
oberungen denken.“!5) 

Immer wieder klang in Polen nach 1919 die Forderung auf Revision 
von Versailles durch, worunter die polnischen Politiker aber lediglich 
die Realisierung weiterer Ansprüche, vornehmlich auf Ostpreußen und 
Danzig verstanden: Roman Dmowski, der maßgebliche polnische 
Agitator in Versailles, erklärte 1923: 

„Ich habe nicht für Polens Wiederkehr gekämpft — denn sıe war selbst- 
verständlich —, wofür ich gekämpft habe, war die Schaffung eines Groß- 
Polen. Das heutige Polen ıst nıcht klein, aber wir müssen uns alle vor 
Augen halten, daß es nur eine Anzahlung auf ein wirkliches Groß- 
Polen ist. Polen ist noch kein großes Gesamtreich, aber es muß sich zu 
einem solchen ausdehnen, wenn sein Bestand je fest werden soll.“1®) 

Roman Dmowski stand nicht allein. Staatspräsident Wojciechowski 
unterstrich die Forderung auf zusätzliche Gebiete zwecks Schaffung eines 
Großpolen'®). Im gleichen Jahr 1923 hatte der polnische Kultusminister 
Stanislaus Grabski in seiner Schrift „Bemerkung über den gegenwärtigen 
historischen Augenblick Polens“ die Expansion Polens nach Norden 
zum obersten Gesetz der polnischen Außenpolitik erhoben. Ihr Ziel 
sollte sein 

„die Verstärkung der Elemente des Sieges in dem nicht beendeten 
Kampf mit Deutschland. ... 

Um das Ostseeufer wird Polen früher oder später mit Deutschland 
zusammenstoßen.... 

Das polnische Volk kann das Ergebnis der Volksabstimmung in Masuren 
nicht als letztes Urteil der Geschichte anerkennen.... Der Bestand der 
Republik wird erst dann dauerhaft gesichert sein, wenn wir in dem 
unvermeidlichen Kampf mit Deutschland siegen.“ 17) 


14) P. Roth „Die Entstehung des polnischen Staates“ S. 58. 

15) F. Grimm „Frankreich und der Korridor“ S. 92. 

16) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934* 
S. 136 zitiert eine Rede des Reichsaußenministers J. Curtius. 

17) H. Laeuen „Polnische Tragödie“ S. 313. 
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Die Rechtsparteien Polens, insbesondere die Nationaldemokraten, 
lehnten eine Grenzrevision nach den ethnographischen Grundsätzen schon 
deshalb ab, weil Versailles ihnen nicht alle Territorialforderungen erfüllt 
hatte. Aber auch die Mitte und die Linke waren dazu nicht bereit!®). 
Die nationaldemokratische Partei Polens hielt dieses panslawistische 
Expansionsprogramm, das bereits Mitte August 1914 zwischen dem 
russischen Außenminister Sasonov und Dmowski als russisch-polnisches 
Kriegsziel abgesprochen und während des Ersten Weltkrieges von den 
Westmächten gebilligt worden war”), in den Jahren zwischen 1919— 
1939 wach. Dmowskis Parteifreund Giertych schrieb über Versailles: 


„Polen erhielt im Versailler Vertrag mehr Deutschland entrissene Ge- 
biete, als — in Europa — alle übrigen Staaten zusammen, einschließlich 
Frankreichs. .... 

Wenn irgend jemand den Versailler Vertrag als seinen großen politischen 
Triumph ansehen kann, so niemand anders als Polen.... 

Ohne Übertreibung können wir feststellen, daß neben der Union mit 
Litauen im Jahre 1386 der Versailler Vertrag der größte Erfolg der pol- 
nischen Diplomatie im Laufe unserer tausendjährigen Geschichte ist... 
Versailles ist seit dem 17. Jahrhundert der einzige politische Sieg in 
unserer Geschichte. “20) 


Und Roman Dmowski hielt in einer Rede in Posen 1923 die „Ge- 
schenke der Koalition an den Grenzen ım Westen, wo Polen nichts 
seiner eigenen Kraft verdankt“?!), lediglich für „ein kleines Angeld auf 
ein wirklich großes Polen“?°). Seine nationaldemokratische Doktrin ging 
nicht etwa davon aus, für Polen zu fordern, was polnisch war, sondern 
davon, 


„daß Polen nur so viel fordern solle, wie es polonisieren könne.“?2) 


Die polnische Zeitung „Dzien Polski“ schrieb 1923: 


„Die Besitzergreifung des Memellandes sei die Probeaktion auf die 
einmal unabwendbar kommende Besitzergreifung Ostpreußens durch 
Polen.“23) Ä 


„Gazeta Gdansk“ am 9. 10. 1925: 


„Polen muß darauf bestehen, daß es ohne Königsberg, ohne ganz Ost- 
preußen nicht existieren kann. Wir müssen jetzt in Locarno fordern, 


18) MH. Roos „Polen und Europa“ S. 4. 

19) O. Wagner „Der slawische Vorstoß nach dem deutschen Osten“ S. 31. 

20) ebenda S. 36 zitiert: J. Giertych „Pöl wieku Polskiej“; 1947 (ein halbes Jahrhun- 
dert polnischer Politik) und R. Dmowski “Polityka Polski i odbudowanie Panstwa“ 
Hannover 1947 (Die Politik Polens und der Wiederaufbau des Staates). 

21) ebenda S. 11 Instruktionen Marschall Pilsudskis an den 1919 nach Paris entsand- 
ten Außenminister Wasilewski. 

22) H. Laeuen „Polnische Tragödie“ S. 298. 

23) K.S. v. Galera „Geschichte unserer Zeit“ Bd. VIS. 172. 
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daß ganz Ostpreußen liquidiert werde. Es kann eine Autonomie unter 
polnischer Oberhoheit erhalten. Dann wird es ja keinen Korridor mehr 
geben. Sollte dies nicht auf friedlichem Wege geschehen, dann gibt es 
wieder ein zweites Tannenberg, und alle Länder kehren dann sicher in 
den Schoß des geliebten Vaterlandes zurück.“ 24) 


Ein hoher polnischer Generalstabsoffizier, H. Baginski, definierte ın 
einem von der „Polnischen Kommission für internationale intellektuelle 
Zusammenarbeit“ preisgekrönten Buch, erschienen in Warschau 1927, 
die Hauptziele der polnischen Außenpolitik: Annexion von Danzig, 
Ostpreußen sowie des größten Teiles von Schlesien. 


„Solange wird nicht Friede in Europa herrschen, bis nicht die polnischen 
Länder vollkommen an Polen zurückgegeben sein werden, solange nicht 
der Name Preußen, der ja der Name eines nicht mehr vorhandenen 
Volkes ist, von der Karte Europas getilgt sein wird und solange nicht 
die Deutschen ihre Hauptstadt von Berlin weiter nach Westen verlegen, 
zur ehemaligen Hauptstadt Magdeburg an der Elbe oder Merseburg an 
der Saale, solange sie nicht zu dem alten Namen des Deutschen Reiches 
zurückkehren und solange sie nicht aufhören, von der ‚Berichtigung der 
Grenzen ım Osten‘ zu träumen.“?5) 


Der französische Professor für Slawistik, Rene Martel, im Jahre 1929: 


„Alle polnischen Anregungen klingen ım letzten Grunde in Erweiterungs- 
pläne aus. Weit davon entfernt, die Frage des Korridors in einem für 
Deutschland günstigen Sinne beilegen zu wollen, träumt man in Polen 
davon, dieses Gebiet zu verbreitern, indem man unter einer Form oder 
unter einer anderen Danzig und Ostpreußen annektiert.“25) 


Die ja ebenfalls staatlich zensierte, Pilsudski nahestehende Zeitschrift 
„Mocarstwowiec“ — „Die Liga der Großmacht“ — schrieb im Jahre 
1930: 


„Wir sind uns bewußt, daß Krieg zwischen Polen und Deutschland nicht 
vermieden werden kann. Wir müssen uns systematisch und energisch für 
diesen Krieg vorbereiten. Die heutige Generation wird sehen, daß ein 
neuer Sieg bei Grunwald (Anspielung auf die Schlacht bei Tannenberg 
1410) in die Seiten der Geschichte eingeschrieben wird. Aber wir werden 
dieses Grunwald in den Vorstädten von Berlin schlagen. Unser Ideal ist, 
Polen mit Grenzen an der Oder im Westen und der Neiße in der Lausitz 
abzurunden und Preußen vom Pregel bis zur Spree einzuverleiben. In 
diesem Krieg werden keine Gefangenen genommen, es wird kein Platz 
für humanitäre Gefühle sein. Wir werden die ganze Welt mit unserem 
Krieg gegen Deutschland überraschen.“ 2®) 


24) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934* 
S. 84 


25) ebenda S. 137 und 141. Zitiert: Rene Martel „Deutschlands blutende Grenzen“. 
26) B. de Colonna „Poland from the Inside“ S. 90. 
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Mit Recht ergänzt der britische Publizist: 


„Solche Prahlereien und Drohungen sind natürlich nicht vom ganzen 
polnischen Volk ausgestoßen worden. Im Gegenteil, der einfache Mann 
auf der Straße in Polen ist definitiv gegen die Idee eines Kampfes für 
eine neue Grenze und ganz für den Frieden. Aber da gibt es ein Ele- 
ment in Polen, das fordert, daß Deutschland geteilt werden sollte. “2®) 


Im Jahre 1930/31 wurde ım Sejm eine amtliche Denkschrift „Ziele der 
polnischen Außenpolitik“ des Auswärtigen Amtes in Warschau ver- 
öffentlicht, in der Oder und Sudeten als zu erstrebende Westgrenze 
bezeichnet wurden?”). 


„Der Zeuge K. Graebe war von 1922—1936 ununterbrochen Abgeord- 
neter des polnischen Sejms. Er ıst in Karniszewo, Krs. Gnesen, Bez. 
Posen geboren.... — Der Zeuge betont, wie sich seit der Gründung 
des polnischen Staates der deutsch-polnische Gegensatz von Jahr zu Jahr 
verschärfte, und daß daran besonders die scharfe und teilweise terro- 
ristische Haltung der Polen gegenüber der großen deutschen Minderheit 
die Schuld trug.... 

Es steht auch außer Zweifel, daß Polen von Anfang an eine aktive 
anti-deutsche Politik getrieben hat, die mit den von Deutschland ab- 
getrennten Gebieten zufrieden war. 


Ich kenne aus jener Zeit — es muß etwa im Jahre 1931 gewesen sein — 
eine amtliche Denkschrift des polnischen Auswärtigen Amtes mit dem 
Titel ‚Ziele der polnischen Außenpolitik‘, die ın ganz genauen An- 
gaben von der erstrebten Expansion nach Westen handelte. In dieser 
Denkschrift wurde als zu erstrebende Westgrenze schon damals die Oder- 
Neiße-Linie bezeichnet. ... Meine Kollegen und ich faßten den Inhalt 
dieser Denkschrift als eine außerordentliche Bedrohung Deutschlands 
auf und befürchteten bei der feindseligen Haltung der Polen schon 
damals eine kriegerische Auseinandersetzung.“ 28) 


Die polnischen Nationalisten forderten zusätzlich Memel und litaui- 
sches Gebiet, dazu sogar noch tschechische und slowakische Besitzungen?®). 


„Die polnische Presse begnügte sich nicht nur mit der Ablehnung jeg- 
licher Forderung nach Abänderung der Grenzen zugunsten Deutsch- 
lands, sondern propagierte die Notwendigkeit der ‚Rückgabe aller 
polnischen Gebiete an Polen‘. So können wir beispielsweise im ‚Kalen- 
darz Morski‘ (Gdingen) lesen, daß das polnische Volk ‚mit aller Ent- 
schiedenheit die Rückgabe Ostpreußens‘ fordern muß, und falls das 
nicht geschehen würde, ‚wird eines Tages die Welt inmitten unerhörten 
Kriegsgetöses erwachen‘. 

Das Ergebnis der Volksabstimmungen in Ost- und Westpreußen von 
1920 wurde bei allen Gelegenheiten als die wahren Verhältnisse ver- 


?7) H. Roos „Polen und Europa“ $. 39. 

28) Krupp-Prozeß Verteidigungsdokumentenbuch 2a Nr. 133. 

292) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934“ 
S. 13. 
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fälschend scharf angegriffen. Polen könne auf seine ‚uralten Rechte‘ 
nicht verzichten. ... .“3) 


Der polnische Außenminister Oberst Beck im Jahre 1932: 
„Polen könne sich nicht einmal mit dem Status quo zufrieden geben.“®t) 


Der stellvertretende polnische Generalkommissar in Danzig, Lalicki, 
ım Jahre 1932: 


„Wir können heute den Tag und die Stunde nicht nennen, an welchem 
der Versailler Friedensvertrag korrigiert wird. Nicht nur die Polen aus 
Danzig, sondern auch die von germanischem Haß geknechteten Brüder 
in Ostpreußen kehren wieder in den Schoß des Vaterlandes zurück. Es 
kommt der Tag — ja, er ist schon angebrochen —, daß Danzig dem 
Vaterlande zurückgegeben wird.“32) 


Auch ım Jahre 1939 beteiligten sich — abgesehen von der zensierten 
Presse, die ohnehin schon auf diese Tonart abgestimmt war — wieder- 
holt Mitglieder der polnischen Regierung an der Steigerung der Kriegs- 
hetze und Propagierung dieser territorialen Forderungen. „Revanchis- 
mus“ und „Kriegshetze“ warf ihnen dabei leider niemand vor, und ein 
Gesetz zur Verhinderung von „Völkerhetze und Rassenwahn“ gab es 
in Polen ebenfalls nicht. 


„Am Himmel hingen graue Wolken, es war kühl an diesem März-Sonn- 
tag 1939. Auf dem Bromberger Elisabethmarkt stand eine dichte Men- 
schenmenge. Viele Uniformen mit vielen Orden: der polnische Verband 
der Kriegsteilnehmer und Aufständischen und der Westmarkenverband 
hatten eine Kundgebung einberufen. Fahnen, Gebete, Reden. Als der 
Satz fiel: ‚Wir wollen Oppeln und Königsberg haben!‘, hörte der Bei- 
fall nicht auf. ‚Wir geben das Land nicht her, aus dem unser Geschlecht 
stammt‘, sang die Menge. Schon die Kinder in der Schule lernten da- 
mals die ‚Rota‘, das die polnische Dichterin Maria Konopnicka schrieb, 
ein Haßlied auf die Deutschen. Gleich nach dem Vaterunser und der 
Nationalhymne. ‚Die Deutschen werden uns nicht ins Gesicht speien!‘ 
hallte es über den Platz. Ein katholischer Priester sprach seinen Segen, 
die Fahnen senkten sich, die Menge kniete nieder, die Glocken der 
Elisabethkirche läuteten. Dann formierte sich ein Umzug. Eine halbe 
Stunde später versuchten polnische Polizisten die Schaufensterscheiben 
deutscher Geschäfte in den Hauptstraßen vor dem blinden Eifer der 
Demonstranten zu schützen. Sie standen mit ausgebreiteten Armen davor 
und gaben sıch ehrlich Mühe, die Menge zurückzudrängen. Sie taten ihre 
Pflicht. Aber es half nicht viel. 


Ein oder zwei Tage vorher hatte in der Zeitung gestanden, daß Groß- 


30) ebenda $. 157/158. 

31) H. Roos „Polen und Europa“ S. 35. 

32) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934“ 
. 137. 
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britannien der Regierung in Warschau weitgehende Garantien gegeben 
hatte... .“3®) 


Am 3. 6.1939 erklärte der polnische Vizepremierminister Kwiatkowski 
auf der Eröffnungssitzung des Wirtschaftsrates für Pommerellen: 
„Pommerellen ist und bleibt Polens Verbindung mit der Welt.“3*) 


Gleichermaßen der Sozialfürsorgeminister Koscialkowskı am 4. 6. 1939 
in Ciechocinek anläßlich einer Pilsudski-Gedenkfeier: 
„Der Besitz Pommerellens ist die unentbehrliche Voraussetzung für 
Polens wirtschaftliche Blüte und politisches Gedeihen.... Für den Fall, 
daß Polen der Kampf aufgedrungen würde, ist die Rückkehr jener 
urpolnischen Gebiete, die schon längst zu Polen gehören sollten, das Ziel 
dieses Ringens.“?*) 


Neben unzähligen Presseberichten und Äußerungen maßgebender 
Sprecher der polnischen Öffentlichkeit, die in gleich aggressivem Eifer 
vorgebracht wurden, untermauerten insbesondere fünf Bücher diese 


Geisteshaltung: 
„Sie (diese Bücher) wollten die Erinnerung an den ‚historischen An- 
spruch‘ Polens auf diese Gebiete (Danzig, Ostpreußen, Schlesien und 
Pommern) wachrufen und erreichten durch ihre geschickte Aufmachung 
wenigstens zum Teil ihren Zweck.“35) 


Das 1. dieser Bücher: 
Consulibus „Erfahrungen und Irrtümer unserer auswärtigen Politik im 
Hinblick auf die Aufgaben der Gegenwart“ Warschau 1926. 
Inhalt: geforderte Aufteilung Ostpreußens zwischen Polen und Litauen 
sowie Oberschlesiens zwischen Polen und der Tschecho-Slowakei. 


Das 2. 
Melchior Wankowicz „Auf den Spuren des Smentek“* Warschau 1936. 
Inhalt: Eine Reise durch Ostpreußen, welche die angebliche Unter- 
drückung der Masuren, die ihrerseits schon nahezu völlig von Polen 
entfremdet worden seien, offenbart. 


Das 3. 
J. Kilarskı „Gdansk“ Posen 1937. 
Inhalt: In dieser als ehemals polnisch ausgegebenen Stadt Danzig warte 
die Bevölkerung angeblich nur auf die Befreiung von der deutschen 
‚Übertünchung‘. 


Das 4. 


Stanislaw Wasylewski „Im Oppelner Schlesien“ Kattowitz 1937. 
Inhalt: Ziel und Zweck dieses Buches sei — nach dem Verfasser —, die 


33) West-Ostliche Begegnung Heft 6, August / September 1959 S. 11 Dokumentation 


Karl-Heinz Fenske. 
34) Deutsches Weißbuch Nr. 2 1939 Nr. 378. Bericht des deutschen Botschafters v. Molt- 


ke vom 6. 6. 1939. 
35) W. Wagner „Die Oder-Neiße Linie“ S. 7/8. 
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polnische Offentlichkeit mit einem wenig beachteten Stück Erde be- 
kannt zu machen, das Polen jahrhundertelang vernachlässigt und ver- 
gessen habe. 


Das 5. 


Jözef Kisielewski „Die Erde bewahrt das Vergangene“ Posen 1939. 
Inhalt: „Wir waren an der Elbe, man hat uns hinter die Oder ge- 
drückt“.... „Günstige Winde beginnen in unsere Segel zu blasen. Nach 
sehr langer Ungnade“.... 

„Diese repräsentativsten Stimmen waren von einem Chor weniger auf- 
fälliger mündlicher und schriftlicher Außerungen begleitet, dessen Stärke 
zunahm, je mehr sich das deutsch-polnische Verhältnis verschlechterte. 
Im Jahre 1939 hieß es auf einem Flugblatt des Vorbereitungsaus- 
schusses zur „Grunwald-Feier“ (zum Andenken an die Schlacht von 
Tannenberg 1410) in Bielitz unverblümt: ‚Wir werden zurücknehmen, 
was uns der Deutsche weggenommen hat an der Elbe, Oder und 
Weıchsel‘!“35) 

„lempo Dnia“ wußte am 30. Juli 1939 bereits „die polnischen Frie- 
densbedingungen nach dem nächsten Kriege“ dahingehend zu spezifi- 
zieren, daß Ostpreußen, Oberschlesien sowie Pommern bis Kolberg an 
Polen fallen werden?®®). 


In polnischen Städten wurden 1939 annexionistische Landkarten als 
Plakate mit rot-weißen Fahnen auf deutschen Städten bis nach Stettin 
angebracht”). Der „Ilustrowany Kurier“ vom 29. 6. 1939 übte Kritik 
an der Grenzziehung von 1919: da diese unfair gegen Polen gewesen 
sei, regte er an, bei nächster Gelegenheit diese polnische Westgrenze zu 
verbessern?”). In London war bekannt, daß Polen die ehemaligen 
deutschen Kolonien zu übernehmen hoffte®®). 


„Häufig wurden auch Karten abgebildet, die z. B. die polnische ‚West- 
grenze‘ zur Zeit des Königs Boleslaw Chrobry oder unter Boleslaw 
Schiefmund wiedergeben sollen — vielfach, nicht ganz getreu den 
historischen Feststellungen, bis zur Elbe oder Saale reichend. Sogar im 
militärgeographischen Institut in Warschau wurde wenige Jahre vor 
dem Ausbruch des Zweiten Weltkrieges ein riesiges Wandgemälde ent- 
hüllt, das darstellte, wie Boleslaw Chrobry (nach der Sage) in der Saale 
Grenzpfähle einschlagen läßt.“3®) 


Die polnischen Forderungen auf deutsches Land waren jedoch keine 
Einzelerscheinung. Das ım April 1926 fixierte offizielle Programm des 


36) ebenda S. 9. 
#7) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 518. 
38) ebenda $. 368 und Doc. on British Foreign Policy 1919—1939, Vol. IV Doc. 189 
und 306. 
39) W,. Wagner „Die Oder-Neiße-Linie S. 5/6. 
Beispiel: Kireski „Pomorze Polskie (Pommerellen)“ Posen 1928, S. 16. 
G. Sappok „Polnische Wunschträume“ Berlin 1943, Abb. 13. 
St. Kozierowski „Atlas der geographischen Namen des Westslawentums“ 
Posen 1934— 1938. 
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polnischen Westmarkenverbandes forderte eine Grenzziehung Polens 

von der Oder einschließlich Stettin im Westen bis zur mittleren und 

unteren Düna einschließlich Riga im Osten. 
„Um die gleiche Zeit (1926) wurde in einer Schrift, deren Verfasser 
sich ‚Consulibus“ nannte, die Aufteilung Ostpreußens zwischen Polen 
und Litauen und die Aufteilung Oberschlesiens zwischen Polen und 
der Tschechoslowakei propagiert. Aber auch außerhalb der schützenden 
Anonymität von Manifesten und Schriften bekannten sich einflußreiche 
Politiker zu solchen Gedanken.“3®) 

Während Polen mit seiner Grenzziehung von 1921 (Friede zu Riga 
zwischen den Polen und den Bolschewiki) ohnehin schon 7 Millionen 
Ukrainer und 2 Millionen Weißrussen in seinen Staatsverband ein- 
gegliedert hatte, waren die Träume von einem großpolnischen Reich 
zwischen den drei Meeren — Nordsee, Schwarzes Meer, Adria —, der 
„geopolitischen Region Polens“ noch nicht ausgeträumt. Das polnische 
Magazın ‚Nasza Przyszlosc‘ schlug ım Sommer 1939 eine polnisch- 
japanische Grenze am Ural vor. Polnische Landkarten mit Staatsgren- 
zen bis zur Wolga und analoge Publikationen sowie Äußerungen nam- 
hafter Polen waren keine Einzelaktionen®). Die großpolnischen Vor- 
stellungen von der Einverleibung der Ukraine bis einschließlich Kiew 
und einer territorialen Verbindung zum Schwarzen Meer waren 1939 
in polnischen Regierungskreisen gleichermaßen lebendig wie im Jahre 
1919/20%). 

„Beck machte kein Geheimnis aus dem Tatbestand, daß Polen Aspira- 
tionen auf die sowjetische Ukraine hatte, als Ribbentrop Warschau am 
1. 2. 1939 besuchte. “*1) 

Polen besaß bis zu diesem Jahr als einzige Macht einen Generalplan 

zur Schwächung der Sowjetmacht®). 


Die polnischen Regierungen haben jahrelang diese Tendenzen geduldet, 
ermutigt, unterstützt, vertreten. Keine einzige dieser Forderungen ist 
hergeleitet worden aus der angeblichen Notwendigkeit, der national- 
sozialistischen Herrschaftsform in Deutschland Widerstand zu leisten, 
auch nicht aus der Außenpolitik des Dritten Reiches. Die „piastische 
Idee“ der Westexpansion war ebenso rein polnisches Gedankengut wie 
die Nord- und Ostexpansion®?). Nachweislich war das Ziel der polni- 
schen Öffentlichkeit vor und nach 1933 genau das gleiche: die ostdeutsche 
Bevölkerung zu vertreiben, zu verdrängen. 


40) Doc. on German Foreign Policy 1918—1945 Vol. V Doc. 126 Memorandum Rib- 
bentrops vom 1. 2. 1939 über seine Gespräche in Warschau Ende Januar. 

#1) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 196. 

#2) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ $. 363. 

43) G. Moltmann „Amerikas Deutschlandpolitik im Zweiten Weltkrieg“ S. 111. 
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„Die Polen versuchten, die Deutschen systematisch zu vertreiben.... 
Schon 1933 gab es Augenblicke, von denen ein erfahrener amerikanischer 
Beobachter schrieb, ‚die Spannung scheine zu groß, als daß sie noch 
länger ertragen werden könne‘. “**) 

Polen hat von seiner erneuten Gründung im Jahre 1916 bzw. 1918 
bis 1939 mit jedem seiner Nachbarn (außer Rumänien) Krieg geführt 
oder vor dem Krieg gestanden. Von der 5 147 km langen polnischen 
Grenze blieben fast 4000 km umstritten. Deutschland war ungeachtet 
der schmerzenden Wunden in diesen 20 Jahren der einzige Nachbar, 
mit dem Polen zeitweilig in freundschaftlichen Beziehungen lebte — 
in der Hitlerzeit! In der allseits anerkannt „friedliebenden“ Stresemann- 
Ara betrieb Polen ebenso wie vorher und nachher eine rege deutsch- 
feindliche Politik. Die zeitweilige Freundschaft mit dem Dritten Reich 
war freilich auch nur möglich, weil Hitler nicht auf die Revision der 
ungerechten Versailler Bestimmungen drängte und bereit war, „die 
deutschen Interessen in Danzig zeitweilig aufzugeben, um Polen da- 
durch für sich zu gewinnen“®). 


Roman Dmowski erklärte in seinen Memoiren, US-Präsident Wilson 
habe die einzelnen Fragen des Problems gar nicht verstanden, kein Ge- 
fühl für europäische Politik gehabt und sich in die Vorstellung ver- 
rannt, alles könne auf der Grundlage des internationalen Rechtes gelöst 
werden“). Internationales Recht war von der polnischen Führung in 
den Jahren 1919—1939 nicht gefragt. Man berauschte sich an anderen 
Vorstellungen, ging von anderen Grundlagen aus. Der britische Schrift- 
steller und Historiker W. Wheeler-Bennett spottete mit Recht: Polen 
habe eine Politik betrieben wie ein Kanarienvogel, der sich beständig, 
aber vergeblich bemühte, zwei Katzen zu verschlingen*®). 

Und der polnische Botschafter in London, Raczynski, beschrieb diese 
Politik ın seinen Memoiren: 


„Pilsudski wußte sehr gut, wieviel Polen den siegreichen Alliierten des 
ersten Krieges verdankte. Er war weder blind gegenüber der Stärke der 
westlichen Mächte noch gegenüber dem Tatbestand, daß ihr eigenes 
Interesse sie veranlaßte, Polen zu helfen, einen Platz an der Sonne zu 
bekommen, trotz des Druckes von seinen Nachbarn in Ost und West. 
Aber er war mehr geneigt, sich auf seine eigenen Quellen zu verlassen 
als auf den guten Willen von Alliierten, die näher kennenzulernen ıhm 
entweder die Mittel oder die Neigung fehlten. Darüber hinaus litten 
Pilsudski und besonders jene von seinen Schülern, die nach ıhm an die 
Macht kamen, vielleicht unbewußt, an einem Minderwertigkeitskomplex. 
In ihren Augen war es lebenswichtig, ihre Landsleute von ihrer mut- 


4) L. de Jong „Die deutsche fünfte Kolonne im 2. Weltkrieg“ S. 43 und „Das öst- 
liche Deutschland — Ein Handbuch“ S. 496. 

#5) H. Roos „Polen und Europa“ $. 182. 

16) S. Sharp „Poland — White Eagle on a Red Field“ S. 266 und 150/151. 
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maßlichen unterwürfigen und ehrerbietigen Haltung Ausländern gegen- 
über zu heilen, die sich aus unkritischer Bewunderung für deren mate- 
rielle und kulturelle Überlegenheit ergab. Dieser Geisteszustand Pilsudskis 
und seiner Nachfolger brachte die sogenannte ‚Großmachtpolitik“ her- 
vor. In den Tagen des Marschalls war dies ohne Zweifel von der 
politischen Kalkulation her gerechtfertigt; aber nach seinem Tod dege- 
nerierte er zur schädlichen Einbildung, die die unmittelbare Existenz des 
Polnischen Staates bedrohte. “47) 

Diese Erkenntnis hinderte Raczynski jedoch nicht, der gleichen, auf 
Expansion und Großmachtpolitik ausgerichteten Mentalität zu huldigen, 
deren er seine Führung bezichtigte. Dies geht eindrucksvoll aus seinem 
offenen Brief an Lloyd George vom 25. 9. 1939 hervor. In diesem 
Brief warf er Lloyd George vor, im wesentlichen für die polnische 
Niederlage verantwortlich zu sein, weil er im Jahre 1919 Polen eine 
nicht zu verteidigende Grenze zugesprochen“) und „eine Entmilitari- 
sierung Ostpreußens und die Wiederherstellung der historischen Union 
Danzigs mit Polen verhindert“ habe). 


Daß die polnische Führung im Frühjahr 1939 Ansprüche auf 
Kolonien stellte und diese mit der britischen Regierung abzusprechen 
gedachte) und daß Lord Halıfax drei Wochen später die vorbehalt- 
lose Garantie gegen Deutschland in Kenntnis dieser Expansionsbestre- 
bungen Polens — oder gerade deswegen? — gab, sei nur am Rande 
vermerkt. 

„Die Tatsache, daß das wahre politische Ziel der herrschenden polnischen 
Klasse keineswegs nationalistisch, sondern imperialistisch war, daß es die 
Herrschaft Polens über große . Bevölkerungsgruppen fremder Abstam- 


mung einschloß, ist in Westeuropa niemals genügend verstanden wor- 
den.“51) 


Polens Minderheitenpolitik 
Grundsätzliche Haltung 


Ungeachtet des vom Völkerbund verfügten Minderheitenschutzver- 
trages betrachtete Polen Posen-Westpreußen und den unrechtmäßig an- 
geeigneten Teil Oberschlesiens, aber auch die deutsche Stadt Danzig als 
Territorien für eine endgültige Polonisierung. Diese Ziele wurden offen 


47) E. Raczynski „In Allied London“ S. 162/163. 

#8) Offensichtlich soll hier die verweigerte Eingliederung Ostpreußens in Polen ver- 
standen sein. 

4%) E. Raczynski „In Allied London“ S. 345. 

50) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 189 und 306. 

51) H. Seton-Watson „Eastern Europe between the Wars 1918—1941* S. 320. 
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verkündet, die entsprechenden Maßnahmen ohne Rücksicht auf die 
Proteste der Betroffenen Zug um Zug durchgeführt. Polen bediente sich 
in diesem Volkstumskampf aller nur denkbaren Mittel. Jährliche Land- 
reformen und „Flurbereinigungen“ sorgten ebenso wie die Grenzzonen- 
gesetze für eine kalte Enteignung der deutschen Bevölkerung. Eine 
Option, die in Gang gebracht wurde, ohne daß man vorher bekanntgab, 
welche Folgen eine Stellungnahme für Deutschland nach sich ziehen 
würde, führte bereits im Jahre 1920/21 zur Vertreibung Hundert- 
tausender von Deutschen. Die deutsche Sprache wurde als Amtssprache 
verboten und im übrigen weitgehend eingeengt. Überhöhte Steuern, be- 
schlagnahmte Gemeinschaftsgebäude und Zeitungen, systematischer Boy- 
kott deutscher Firmen und Geschäfte, einseitig motivierte Presseprozesse, 
Gerichtsverfahren und Verwaltungsschikanen führten zur finanziellen 
Überbelastung, zum wirtschaftlichen Ruin und schließlich zur Heimat- 
vertreibung deutscher Menschen. Vereine und Organisationen wurden 
verboten, Lizenzen für gehobene Berufe verweigert bzw. entzogen, 
Betriebe enteignet. Die systematisch entlassenen deutschen Arbeitskräfte 
blieben ohne Arbeitslosenunterstützung und wurden aus den Werk- 
wohnungen verwiesen, zugewanderte Polen mit allen öffentlichen 
Amtern betraut. Handwerk und Handel der Deutschen gingen dem 
Ruin entgegen, zumal jungen Deutschen auch Lehrlingsstellen verweigert 
wurden. Deutsche Schulen wurden geschlossen, deutsche Lehrer, wenn 
nicht entlassen, so doch eingeschüchtert, deutsche Studenten von den 
Hochschulen verwiesen und somit an der Berufsausbildung gehindert. 
„Von den im Jahre 1925 vorhandenen 657 öffentlichen deutschen Min- 
derheitsschulen (1927 = 498) waren zu Beginn des Schuljahres 1938/39 
nur 185 übriggeblieben (davon 150 in Posen-Westpreußen und 35 in 
Oberschlesien). 
Der Widerstand gegen diese Politik wurde mit härtesten Mitteln be- 
ampfit.... 
Rund ein Drittel des deutschen Besitzes wurde alleın 1924 liquidiert 
(510 000 ha).“t) 

Auch Beschimpfungen und Tätlichkeiten waren an der Tagesordnung, 
wobei die polnische Polizei in den meisten Fällen den deutschen Opfern 
jeden Schutz verweigerte. Das kulturelle Leben der deutschen Minder- 
heit war angesichts dieser Maßnahmen gelähmt. 

„Die Liquidierung der deutschen Güter und die Entdeutschung der 
westlichen Provinzen“ war nicht nur eine zufällige öffentliche Äußerung 
des damaligen Ministerpräsidenten Sıkorski aus dem Jahre 1923, sie 


1) H.E. Jahn „Pommersche Passion“ S. 233/234 und S. Horak „Poland and her 
National Minorities, 1919-—1939“ S. 127—132 und B. de Colonna „Poland from 
the Inside“ S. 133—139, und K.E. Frhr. v. Türcke „Das Schulrecht der deutschen 
Volksgruppen in Ost- und Südosteuropa“ S. 165—280. 
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war ein unverhohlenes Regierungsprogramm?) — seit dem Jahre 1919. 
Im Oktober jenen Jahres verkündete der spätere polnische Kultus- 
minister Stanislaw Grabski auf einer Delegiertentagung das „Posener 
Programm“ mit den Worten: 


„Wir wollen unsere Beziehungen auf die Liebe stützen, aber es gibt 
eine Liebe für die Landsleute und eine andere für die Fremden. 
Ihr Prozentsatz bei uns ist entschieden zu groß. Posen kann uns einen 
Weg weisen, in welcher Weise der Prozentsatz von 14 oder sogar 
20 v.H. auf 1% v.H. gebracht werden kann. Das fremde Element 
wird sich umsehen müssen, ob es sich anderswo besser befindet. Das 
polnische Land ausschließlich für die Polen!“®) 


„Außerungen solchen Inhalts waren leider nicht vereinzelt“*). Die 
Mittel zur Verdrängung waren u. a.: 


„Vorenthaltung oder Entzug der Staatsangehörigkeit unter nachfolgen- 
der Landesverweisung mit der Begründung, einen ‚Ausländer‘ vor sich 
zu haben, Ausweisung ehemaliger Beamter, Lehrer oder anderer öffent- 
licher Bediensteter samt ihren Familien, voreingenommene Hand- 
habung der Steuer —, insbesondere der Steuervollstreckungsgesetze und 
der Vorschriften über die Agrarreform, Entzug von Berufsberechti- 
gungen (Lizenzen, Konzessionen, Zulassungen) und die dadurch bewirkte 
Zerstörung der wirtschaftlichen Lebensgrundlagen, behördlicherseits ge- 
duldete Boykottaufrufe. ‚Das dadurch hervorgerufene Empfinden der 
Rechtsunsicherheit und das Bewußtsein des Ausgeliefertseins an eine 
fremde Staatsmacht erzeugten eine Panikstimmung, die Angstverkäufe 
und Abwanderung noch über das Maß des polnischerseits angewandten 
Zwangs hinaus zur Folge hatte‘. Diese Politik hat das Deutschtum 
Westpreußens und Posens zwischen 1919 und 1926 massenhaft zur Aus- 
wanderung genötigt.“*) 


Eine deutsche Dokumentation belegt: 
„Der Deutschenhaß hatte in allen Parteien seine Wortführer, neben der 
Nationaldemokratie standen der christliche Demokrat Korfanty und der 
Pilsudski-Anhänger und schlesische Wojewode Grazynski. Noch mehr 
als durch die Parteien wurde die öffentliche Meinung durch eine Reihe 
von Organisationen und Institutionen, vor allem aber durch die Presse 
beeinflußt, die im Kampf gegen alles Deutsche ihre einzige Aufgabe 
sahen. An erster Stelle ist der ‚Westverband‘ zu nennen, dessen ur- 
sprüngliches Ziel die nationalpolitische Sicherung der neuen Westgebiete 
durch eine möglichst restlose Verdrängung der Deutschen gewesen war, 
der aber seine Tätigkeit bald auf ganz Polen ausgedehnt hatte. Sie 
bestand in alljährlichen Propagandawochen, aber auch in ‚spontanen 
Kundgebungen‘, die sich nach entsprechender Präparierung gegen deut- 
sche Schulen, Zeitungen, Buchhandlungen sowie gegen die persönliche 
Sicherheit einzelner Deutscher austobten. Auf das Konto des ‚Westver- 


?) Deutsches Weißbuch Nr. 2 S. 12/13 Dok. 7. 

3) G. Rhode „Die Ostgebiete des Deutschen Reiches“ S. 126 und S. Horak „Poland 
and her National Minorities, 1919—1939* S. 136, und R. Breyer „Das Deutsche 
Reich und Polen 1932—1937“ S. 51/52. 

4) K. Rabl „Das Selbstbestimmungsrecht der Völker“ S. 126/127. 
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bandes‘ kam z.B. der ‚Schwarze Palmsonntag‘ 1933 ın Lodz, an dem 
deutsche kulturelle Einrichtungen (Verlag, Schule, Buchhandlungen usw.) 
demoliert worden waren. Ferner haben sich die polnischen Aufstän- 
dischenverbände ın Oberschlesien und Posen durch ihre radikale, mehr- 
fach brutale antideutsche Einstellung hervorgetan. Sie sorgten dafür, 
daß selbst in Zeiten offensichtlicher Entspannung eine antideutsche Stim- 
mung wachgehalten wurde.“>) 

Diese Politik aber, und das ist nachdrücklich zu betonen, war offizielles 
Programm. Welche historischen Unterlagen auch immer herangezogen 
werden mögen: überall finden sich bedrückende Zeugnisse, die für die 
preußische oder deutsche Politik gegenüber Polen in dieser Zielstrebig- 
keit und Härte bis zu jenem Zeitpunkt unbekannt waren. Was auch 
immer Polen über den preußischen Kulturkampf der siebziger Jahre®), 
über das Ansiedlungsgesetz von 1886 und das Enteignungsgesetz von 
1908”) auszusagen weıß: Tatbestand bleibt, daß polnischen Menschen 
nach einem Jahrhundert deutscher Herrschaft (1815—1918) in der 
Provinz Posen = 41,3 /o und in Westpreußen 24,1 °/o des ländlichen 
Grundbesitzes gehörte®). Die Großzügigkeit Preußens ging so weit, daß 
es den polnischen Saisonarbeitern, die ihrerseits vom Westmarkenver- 
band, der 1886 gegründeten „Landbank“ in Posen und einem dichten 
Netz von polnischen Volksbanken und Parzellierungsinstituten „ge- 
steuert“ wurden, ermöglicht hatte, um die Jahrhundertwende im rein 
deutschen Ostpreußen, in dem nie Polen geschlossen gesiedelt hatten, 
privat Land in einer Größenordnung von 29000 ha zu kaufen?). In 
seiner berüchtigten Denkschrift vom 8. 10. 1918, die Roman Dmowski 
dem US-Präsidenten Wilson vorgelegt und mit der er erhebliche Ge- 
bietserweiterungen für Polen gefordert hatte, gestand dieser polnische 
Agitator ein — und damit wird auch die nachfolgende polnische 
Agitation bis in unsere Tage ad absurdum geführt: 

„Diese ganze Tätigkeit des deutschen Volkes und der deutschen Re- 
sierung konnte den nationalen Widerstand der Polen nicht brechen. Die 
polnische Bevölkerung und der polnische Grundbesitz wuchsen beständig, 


und der polnische Kaufmann, ebenso wie die polnische Industrie faßten 
schnell festen Fuß in der Konkurrenz mit dem deutschen Handel und 


5) „Das östliche Deutschland — Ein Handbuch“ S. 496. 

6) B. Schumacher „Geschichte Ost- und Westpreußens“ S. 285. 
Die Ankäufe geschahen überwiegend auf Kosten des deutschen Besitzes und 
bedeuteten keine Verdrängung polnischen Volkstums. 

?) ebenda 
Dieses Gesetz behielt den Charakter einer bloßen Ermächtigung und ist praktisch 
nur in vier Fällen im Jahre 1912 zur Anwendung gekommen. 

8) F. Heiß „Deutschland und der Korridor“ S. 159. 
1918 waren ın Posen = 47,8°%/0o des Landes in privater deutscher Hand, 10,9 %o 
ım Staatsbesitz; in Westpreußen gehörte 55 %/o des Landes Deutschen und 20,9 %o 
dem Staat. 

®) B. Schumacher „Geschichte Ost- und Westpreußens“ S. 287. 
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der deutschen Industrie. Das beweist die Kraft und die Lebensfähig- 
keit der polnischen Bevölkerung des gesamten Gebietes und ist zugleich 
das schlagendste Beispiel einer Regierung, die gegen den Willen und die 
Interessen des Volkes handelt, einer Regierung, die ıhren destruktiven 
Charakter solange beibehalten wird, als die polnischen Provinzen einen 


Teil Deutschlands bilden werden.“1P) 


Bleibt für die Geschichte festzuhalten: Unter deutscher Herrschaft 
„wuchs der polnische Grundbesitz beständig“, und der polnische Handel 
ebenso wie die polnische Industrie „faßten schnell festen Fuß in der 
Konkurrenz“! 

Ganz anders sah das Polen des 20. Jahrhunderts das Zusammenleben 
mit dem deutschen Volk an: 


„Schwerwiegend waren auch die wirtschaftlichen und sozialen Maß- 
nahmen gegen Minderheitsangehörige — Enteignung land- und forst- 
wirtschaftlichen Bodens, Entlassung öffentlicher und privater Bedien- 
steter, Nichteinstellung von Lehr- und Arbeitssuchenden oder Amts- 
stellenbewerbern, Nichtbeförderung öffentlicher Bediensteter aus Grün- 
den der Volkszugehörigkeit, Streichung wohlerworbener Renten und 
Versorgungsbezüge, Nichtberücksichtigung von Betrieben bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge — wovon besonders auch die Deutschen sowohl 
in Polen wie in der Tschechoslowakei betroffen wurden. Gegen diese und 
ähnliche Rechtsbeeinträchtigungen hätten die Betroffenen beim Völker- 
bund Schutz finden sollen. Rückschauend muß mit wirklichem Bedauern 
festgestellt werden, daß er sich dieser Pflicht nur ungenügend entledigt 
hat. Schon die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen, die für die Be- 
handlung von Minderheitenbeschwerden geschaffen worden waren, waren 
der raschen und wohlwollenden Erledigung solcher Fälle ungünstig; so 
kam es, daß noch nicht einmal ein Zwanzigstel der dem Völkerbund 
zwischen 1920 und 1930 zugeleiteten Petitionen der Sache nach ent- 
schieden worden ist. Die übrigen 95,5 %/o wurden entweder zurückge- 
wiesen oder blieben unerledigt.*11) 


Im Jahre 1936 äußerte sich das Blatt des Marschalls Rydz-Smigly, 
der Warschauer „Kurjer Porany“, zu diesem Thema: 

„Man kann zwar nicht sagen, daß es den Deutschen gelingen würde, 

den fortschreitenden Entdeutschungsprozeß der westlichen Landesteile 


aufzuhalten, aber es unterliegt keinem Zweifel, daß sie im Begriffe 
sind, diesem Prozeß Hindernisse in den Weg zu legen.“ 


„Die Polen konnten also sicher sein, daß sie ihrem Ziel der Verdrängung 
bzw. der Aufsaugung der deutschen Volksgruppe weiterhin näherkom- 
men würden. Was sie von der deutschen Volkstumsarbeit lediglich zu 
befürchten hatten, war eine Verlangsamung des 'Tempos.“!2) 


Durch Enteignung und Landreform hat sich Polen bis zum Jahre 
1939 drei Viertel Millionen Hektar privaten deutschen Landbesitzes an- 


10) P. Roth „Die Entstehung des polnischen Staates“ S. 136. 
11) K. Rabl „Das Selbstbestimmungsrecht der Völker“ S. 120. 
12) 'Th. Bierschenk „Die deutsche Volksgruppe in Polen 1934—1939* S. 361. 
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geeignet'?). Doch weder England noch der Völkerbund stellten sich 
dieser Politik entgegen, weder vor 1933 noch danach. Im Gegenteil, sie 
unterstützten diese durch ihre Haltung sogar noch zu dem Zeitpunkt, 
da die weiteren territorialen Ansprüche Polens auch in England die 
Gefahren für den europäischen Frieden deutlich gemacht haben mußten! 
Gewiß, französische und britische Politiker protestierten hin und wieder 
in Warschau, doch ohne Nachdruck und ohne Wirkung. Der „Manchester 
Guardian“ wußte am 14. 12. 1931 aus Polen zu berichten: 
„Die Minderheiten in Polen sollen verschwinden. Die polnische Politik 
ist es, die dafür sorgt, daß sie nicht nur auf dem Papier verschwinden. 
Diese Politik wird rücksichtslos vorwärtsgetrieben und ohne die geringste 
Beachtung der öffentlichen Meinung der Welt, auf internationale Ver- 
träge oder auf den Völkerbund. Die Ukraine ist unter der polnischen 
Herrschaft zur Hölle geworden. Von Weißrußland kann man dasselbe 
mit noch größerem Recht sagen. Das Ziel der polnischen Politik ist das 
Verschwinden der nationalen Minderheiten, auf dem Papier und in 
Wirklichkeit.“1®) 
Dieselbe britische Wochenzeitung ein Jahr früher, am 17. 10. 1930: 


„Der polnische Terror in der Ukraine ist heute schlimmer als alles andere 
in Europa. Aus der Ukraine ist ein Land der Verzweiflung und Zer- 
störung geworden, was um so aufreizender ist, als die Rechte der 
Ukrainer völkerrechtlich gewährleistet sind, während der Völkerbund 
allen Appellen und Darlegungen gegenüber taub ist und die übrige Welt 
nichts davon weiß oder sich nicht darum kümmert. .. .“15) 

Den Minderheitenschutzvertrag, der grundsätzliche Bedingung bei der 
Übertragung deutschen Gebietes war!®), kündigte die polnische Regie- 
rung in Verfolg ihrer konsequenten „Friedensmission“ 1934 einseitig 
auf und verweigerte dem Völkerbund das ihm zugesprochene Recht, die 
„inneren polnischen Angelegenheiten“ zu prüfen. Abgesehen hiervon 
jedoch betrieb Polen auch schon vor diesem Zeitpunkt „unter dauernder 
Mißachtung der gegebenen Garantien eine ausgesprochene Uhnter- 
drückungspolitik“, indem es die Lebensgrundlagen der Volksdeutschen 
zu zerstören versuchte'”). 

„Ein hoher polnischer Regierungsvertreter in Oberschlesien: ‚Wir polo- 
nisieren wieder — in zehn Jahren wird die Sache abgemacht sein‘.“17) 

Bezeichnend dafür, wie spannungsgeladen die deutsch-polnischen Be- 
ziehungen vor 1933 gewesen sind, ist die Tatsache, daß bis 1923 über 
eine halbe Million Deutsche ihre Heimat Posen-Westpreußen verlassen 


13) F. Heiß „Deutschland und der Korridor“ S. 243. 

12) H.E. Jahn „Pommersche Passion“ S. 235/236. 

15) K. Rabl „Das Selbstbestimmungsrecht der Völker“ S. 117. 

16) P. Roth „Die Entstehung des polnischen Staates“ S. 57/58. 

1) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934“ 
S. 42 und S. Horak „Poland and her National Minorities, 1919— 1939“ S. 65. 
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mußten und daß nach polnischen Angaben diese Zahl bis 1931 auf eine 
Million anstieg!®). Das war — noch vor der Machtergreifung Hitlers 
— nahezu die Hälfte der dort ansässigen deutschen Bevölkerung! Bis 
zum August 1939 sind rund 1,5 Millionen von den insgesamt 2,2 Mil- 
lionen Deutschen aus dem Korridorgebiet und Ostoberschlesien zur 
Flucht ins Reich gezwungen worden'?). Allein in den Sommermonaten 
1939 betrug die Zahl der in deutschen Lagern untergebrachten Flücht- 
linge bis zum 21. August 1939 = 70000, wobei jene Flüchtlinge nicht 
mitgerechnet sind, die privaten Unterschlupf gefunden haben oder auf 
der Flucht erschossen oder gefangengenommen worden sınd?®). 

Ein führender Mann des deutschen Genossenschaftswesens in West- 
preußen: 


„Der (polnische) Schulunterricht mit seinen Lesebüchern, die Zeitungen, 
der polnische Rundfunk hatten zwanzig Jahre hindurch Haß gesät.“21) 


„Die Grundlage, auf der nach dem Versailler Vertrag die deutsche 
Minderheit in Polen ihr Leben hätte führen sollen, war ihr damit ent- 
zogen (Entschluß der polnischen Regierung, die Organisationen der 
deutschen Minderheit zu zerstören).“22) 


„Daß diese friedliche Mitarbeit der deutschen Genossenschaften am 
Aufbau des polnischen Staates von ihm mit Argwohn und einem immer 
verschärften Druck beantwortet wurde, ist nur ein Ausschnitt aus der 
Lage der deutschen Minderheit in diesen zwanzig Jahren vom ersten bis 
zum zweiten Weltkrieg.“22) 


„Am fühlbarsten war die verschärfte Haltung des Staates in der Hand- 
habung der politischen Verwaltung, besonders der polizeilichen Auf- 
sicht mit Einschluß des Paßwesens. Hier gab die neue Änderung der 
Grenzzonenordnung 1934 den Staatsbehörden im erweiterten Grenz- 
gebiet, das nun ganz Pommerellen und den größten Teil der Wojewod- 
schaft Posen umfaßte, beinahe unbeschränkte Rechte gegen die Staats- 
bürger, indem u.a. auch der Aufenthalt und das Wohnrecht im Grenz- 
gebiet auf dem Verwaltungswege aufgehoben werden konnten. Diese 
Bestimmungen wurden 1937 nochmals verschärft und stellten nun auch 
das bäuerliche Erbrecht in Frage. Schon lange vor dem Kriegsausbruch 
waren bei der Polizei Formulare gedruckt, mit denen bei Kriegsbeginn 
allen Deutschen, die ein örtliches Ansehen zu haben schienen oder die 
der Polizei mißliebig waren, ihre Verhaftung mitgeteilt wurde — die 
Einleitung zu ihrem blutigen Marsch nach dem Osten Polens.“ 2®) 


Es ist kein „Hitler-Faschist“, der folgendes schreibt: 


„Die polnische Öffentlichkeit ergriff seit 1933 angesichts der nationalen 
Konsolidierung des gesamten deutschen Volkes eine wachsende Unruhe. 


18) Deutsches Weißbuch Nr. II S. 17, Dok. 10. 

19) F, Heiß „Deutschland und der Korridor“ S. 224. 

20) Th. Bierschenk „Die deutsche Volksgruppe in Polen 1934— 1939“ S. 351. 
21) F. Swart „Diesseits und jenseits der Grenze“ S. 151. 

22) ebenda S. 150. 

23) ebenda S. 128. 
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Diese wurde durch eine übertriebene und falsche Berichterstattung, in 
welche immer wieder Nachrichten über Polenverfolgungen im Reich ein- 
gestreut wurden, gesteigert. Neben der Beunruhigung machte sich eine 
planmäßige Verhetzung der Bevölkerung in Polen breit.... 


Mit dem Pressefeldzug um den Zwischenfall auf der Westerplatte hatte 
die antideutsche Stimmung schon im März 1933 einen Höhepunkt er- 
reicht. Die Spannung entlud sich aber nicht in einem stimmungsmäßig 
vorbereiteten Konflikt mit Deutschland, sondern in Überfällen auf die 
Deutschen ın Polen. Der Druck der öffentlichen Meinung fand hier ein 
Ventil. Man kann geradezu von einem Schema sprechen, nach welchem 
solche Deutschenverfolgungen vorbereitet wurden und sich abspielten. 
Sie waren nicht spontane Äußerungen einer ‚kochenden Volksseele‘, 
sondern von langer Hand durch die deutschfeindliche Presse und eben- 
solche Organisationen herbeigeführt. “?*) 


„Die Einengungspolitik der polnischen Behörden ging weiter, so als ob 
es keinen Verständigungspakt gegeben hätte.“25) 


„Auf dem Gebiet der Volkstumspolitik erschienen die natürlichen Ge- 
gensätze so stark, daß sie jedes positive Verhältnis der Staaten zuein- 
ander unmöglich zu machen drohten.“2®) 


„Schon im Frühjahr 1933 hatte der Wojewode (von Ostoberschlesien, 
Grazynski) mit einer programmatischen Rede im Polnischen Innenmini- 
sterıium die Parole ‚Deutsche ausrotten‘ verkündet... .“27) 


„Die polnische Regierung ließ die (deutschen) Vorschläge unbeantwortet 
und benutzte den Nichtangriffspakt weiterhin als Deckmantel für eine 
rıgorose Einengungspolitik.“ 27) 


Ein anderes Forschungsergebnis: 


„Indem Polen alle Vereinbarungen und Versprechungen des guten Wil- 
lens, die wiederholt erneuert wurden, ungeachtet der Proteste durch die 
Vertreter der deutschen Gruppen in Polen oder die Deutsche Regierung, 
ignorierte, setzte es seine Politik der Übergriffe fort — bis in die letz- 
ten Tage seiner Existenz als unabhängige Nation.“28) 


Ein Holländer, Louis de Jong, Leiter des Niederländischen staatlichen 
Institutes für Kriegsdokumentation in Amsterdam, erhielt nach dem 
Zweiten Weltkrieg von der UNESCO den Auftrag, die viel zitierte und 
geheimnisvolle deutsche „Fünfte Kolonne“ historisch-wissenschaftlich zu 
untersuchen. Sein Ergebnis: 

„Der polnisch-deutsche Nichtangriffspakt von 1934 hatte keine große 


Bedeutung. Regierung und Öffentlichkeit in Polen verstärkten ihren 
Druck auf die Volksdeutschen.“29) 


„Es sind keine deutschen Angaben bekannt geworden, die mit der Auf- 
fassung im Widerspruch stehen, daß die große Mehrheit der in Polen 


24) R. Breyer „Das Deutsche Reich und Polen 1932—1937“ S. 265. 

25) ebenda $. 268. 

26) ebenda $. 299. 

27) ebenda S. 306 und 335. 

28) S. Horak „Poland and her National Minorities, 1919—1939* S. 140/141. 
29) L. de Jong „Die deutsche fünfte Kolonne im Zweiten Weltkrieg“ S. 44. 
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lebenden Reichsdeutschen und Volksdeutschen bis zum Eintreffen der 
deutschen Truppen eine passive Rolle gespielt haben.“3°) 


„Es fehlen Beweise dafür, daß diese von den Polen gemachten Beobach- 
tungen tatsächlich auf die Aktionen von Volksdeutschen zurückgehen, 
die auf irgendeine Weise mit deutschen militärischen Operationen Ver- 
bindung hatten.“31) 

„Im Nürnberger Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher wurde eine 
eidesstattliche Erklärung Bohles verlesen, worin dieser behauptet, weder 
die Auslandsorganisation noch deren Mitglieder hätten jemals auf 
irgendeine Weise Befehle erhalten, deren Ausführung als Tätigkeit 
einer Fünften Kolonne betrachtet werden könnte — und zwar weder 
von Rudolf Heß, dessen unmittelbarer Untergebener Bohle war, noch 
von ihm selbst. Auch habe Hitler niemals Weisungen dieser Art erteilt. 
Bohle gab zu, daß es im Ausland Deutsche gegeben habe, die für Spio- 
nagezwecke verwendet worden seien, daß aber dergleichen Arbeit von 
Franzosen und Engländern auch für deren Geheimdienste ausgeführt 
worden sei. In jedem Falle habe die Spionagetätigkeit dieser Deutschen 
niemals etwas mit ihrer Zugehörigkeit zur Auslandsorganisation zu tun 
gehabt.“ 32) 


„Die von Heß und Bohle vorgebrachten Argumente wurden von der 
Weltpresse nicht abgedruckt.“ 32) 


Prof. Hans Koch, ein unanfechtbarer Mann des Auslandsdeutschtums, 
erklärte: 


„Kurt Lück, einer der besten Kenner des deutsch-slawischen Verhält- 
nisses, hat ein Lexikon zusammengestellt, in dem auf über 50 Seiten nur 
Schimpf- und Schmutzlieder der Polen gegen die Deutschen verzeichnet 
sind; eine Unsumme geradezu pathologisch anmutender überheblicher 
Lieder, in denen die Deutschen gewöhnlich mit Hunden verglichen 
werden. Auf deutscher Seite sind Lieder von ähnlich abgrundtiefer 
Abneigung nicht vorhanden. Bekanntlich haben wir vielmehr eine ganze 
Reihe von deutschen Liedern, in denen den Polen Sympathie ausge- 


drückt wird.... 


Ebenso gibt es keinen bekannten deutschen Roman oder ein Gedicht vom 
Marsch auf Moskau, kein deutsches Buch, das vom Marsch auf Warschau 
sprach. Wohl aber gibt es ein polnisches zweibändiges Werk, 1927 in 
Thorn erschienen, das vom Marsch auf Berlin handelt... .*39) 


Stellen wir neben diese für Jahrzehnte nachweisbare öffentliche Grund- 
haltung Polens die Tatsachen, daß in Polen insbesondere in den Vor- 


30) ebenda S. 153. 

31) Die hier zitierten polnischen „Beobachtungen“: Markierung der Dächer, Kamine, 
des Bodens als verabredete Zeichen für die deutsche Luftwaffe; dem gleichen 
Ziel dienten angeblich Licht-, Rauch- und Spiegel-„signale“ ; 

Besondere Knöpfe, Wolljacken, Halstücher seien Erkennungsmarken für Agenten 
gewesen; verkleidete Priester und Mönche hätten Geheimsender in Streichholz- 
schachtelgröße betätigt. 

L. de Long ebenda S$. 154. 

32) ebenda S. 138 und 139. 

33) H. Koch in „Der deutsche Osten“ — Referate des Ersten Ostseminars der Hoch- 
schule für politische Wissenschaften München 1956 S. 28/29. 
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kriegsjahren Massenversammlungen stattfanden unter dem offiziellen 
Motto „Auf nach Danzig!“, „Auf nach Berlin!“) und daß gewisse 
Kreise des Westmarkenverbandes zur gleichen Zeit forderten, „alle 
deutschen Männer zu entmannen, damit sich die deutsche Brut in Polen 
nicht noch vermehre“?5), — so sind für jeden gerecht denkenden Men- 
schen die Grenzen friedfertiger und kriegerischer Politik abgesteckt. 
Denn in Deutschland hat es in all diesen Jahren nichts Vergleichbares 
gegeben, vielmehr herrschte hier eine prinzipiell auf Achtung und An- 
erkennung des östlichen Nachbarvolkes beruhende Grundhaltung! 


Die Minderheitenbestimmungen, obgleich im Jahre 1937 nunmehr 
zweiseitig zwischen Deutschland und Polen vereinbart, wurden von 
Polen nach wie vor verletzt, wie Außenminister Beck offen eingestand®®). 


„Sogar Minister Beck gibt für diese Zeit — wenn auch in überaus vor- 
sichtiger Formulierung — zu, daß 

‚die Wojewoden, insbesondere die von Schlesien und Posen, eifrig mit- 
einander wettzueifern‘ schienen, 

‚Maßnahmen zu ergreifen, die zur Regelung der Minderheitenfragen 
in unseren Westprovinzen wenig geeignet waren.‘... 

Als ‚Provokationen‘ sind doch von den nationalistischen Polen schon 
die harmlosesten Lebensäußerungen der Deutschen, der Gebrauch der 
deutschen Sprache usw. bezeichnet worden... .“37) 


1937 erhoben der Senator und Vorsitzende des „Rates der Deutschen 
in Polen“, Erwin Hasbach, und der Landesleiter der Jungdeutschen 
Partei in Polen, Rudolf Wiesner, im Sejm erneut Beschwerde: 


„Das Deutschtum in Oberschlesien ıst nach 15 Jahren Genfer Konven- 
tion eine hungernde, arbeitslose und verzweifelnde Volksgruppe. Alles 
hat man uns genommen, mehr als 80 %/o sind in Oberschlesien arbeits- 
los und hungern, unsere Jugend wächst, ohne einen Beruf zu erlernen, 
heran, gegen unseren Kaufmann und Handwerker führt man eine un- 
erbittliche Kampagne. Sollen wir auch den Boden verlieren? Der Staat 
und das polnische Volk müßten sich darüber klar sein, daß Armut und 
Hunger Grenzen erreichen, die man nicht überschreiten darf. Der Worte 
über die Gleichberechtigung und gleiches Recht auf Arbeit und Brot für 
alle sind genug gewechselt. Wir Deutsche wollen endlich Taten sehen. 
Wir sind nunmehr dafür, unsere nationalen, kulturellen und wirtschaft- 
lichen Rechte nur mehr auf innerpolitischem Wege durchzusetzen. Vor- 
aussetzung ist allerdings polnischerseits ein Verzicht auf den Ver- 
nichtungswillen.“38) 


Die von Berlin aus angeregten inoffiziellen Expertengespräche von 


34) Th. Bierschenk „Die deutsche Volksgruppe in Polen 1934—1939“ S. 320 und 
Deutsches Weißbuch Nr. 2 S. XVIII. 

35) Deutsche Arbeit 39. Jhg. S. 326. 

36) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. II Doc 312. 

37) 'Th. Bierschenk „Die deutsche Volksgruppe in Polen 1934—1939*, S. 363. 

38) R. Breyer „Das Deutsche Reich und Polen 1932—1937“ S. 318. 
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Verantwortlichen der Innenministerien beider Länder zur Verbesserung 
des Loses der Minderheiten sowohl im Reich als auch in Polen lehnte 
die polnische Regierung wiederholt ab?®). 


Verschärftes Vorgehen im Jahre 1938/39 


Sehen sich „anti-faschistische* Historiker genötigt, die polnische 
Politik der Vorkriegsjahre zu skizzieren, so gelangen auch sie zu einem 
Urteil, das die ehemalige polnische Regierung belastet. Selbst sie be- 
scheinigen, daß Polen in seiner Außen- und Minderheitenpolitik „keine 
gute Hand gehabt“!), ja nicht einmal seine Sozial- und Verfassungs- 
frage zu lösen?) oder die trostlose Lage der Bauern zu bessern ver- 
standen hatte?) und daß Polen in der Errichtung von Konzentrations- 
lagern führend war. Selbst sie bescheinigen, daß der deutsch-polnische 
Minderheitenstreit keine Erfindung Hitlers gewesen sei. Sogar im Hoch- 
sommer 1939 stellte die britische Regierung als Hauptbedingung für 
einen Kredit an Polen „die fundamentale Neuregelung polnischer Wirt- 
schafts- und Finanzverhältnisse“, wozu eine Abwertung des Zloty ge- 
hörte). 

„Im großen ganzen stimmt das von ihnen (den deutschen Veröffent- 
lichungen über die Leiden der Volksdeutschen) gezeichnete Bild mit dem 
überein, was die Polen selbst in ihren Veröffentlichungen mitteilen. Will 
man sich von Verfolgungen eine Vorstellung machen, so wäre es eın 
Fehler, das unbeachtet zu lassen, was die Opfer zu sagen haben. Sıe 
haben gewöhnlich ein besseres Gedächtnis als ihre Verfolger.“°) 

Die Reichsregierung hatte nach Ansicht des Widerstandsangehöri- 
gen von Weizsäcker frühzeitig den besten ihrer Botschafter nach 
Warschau entsandt®). Während Polen jahrelang eine aufreizende Presse- 
politik betrieb, trat Deutschland demgegenüber in seiner Publizistik 
kurz — bis zur Unterdrückung der Berichte über empörende Tatsachen. 
Dem im Frühjahr 1939 in Warschau neugeschalteten Kurs entsprach es, 
im April die alljährlich nach Deutschland kommenden Saisonarbeiter 
erstmals zurückzuhalten, lange vor den Ereignissen, die angeblich zu 


39) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 151. 


1) W. Hofer „Die Entfesselung des Zweiten Weltkrieges“ S. 28. 

2) K. Ploetz „Auszug aus der Geschichte“ S. 758. 

3) E. Raczynski „In Allied London“ S. 349. 

*\) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI Doc. 245. 

5) L. de Jong „Die deutsche fünfte Kolonne im Zweiten Weltkrieg“ S. 49. 
6) E. Weizsäcker „Erinnerungen“ S. 241/242. 
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der Spannung mit Deutschland geführt haben’). Abgesehen hiervon 

haben die seit Februar 1939 verschärften antideutschen Maßnahmen 

der polnischen Behörden eine derart deutsch-feindliche Stimmung ent- 

fesselt, daß selbst der Bereitschaft zum Mord keine Grenze gesetzt war. 
„Jedes moralische Empfinden und jedes vernünftige Denken schien ver- 
schwunden zu sein.“®8) 

Diese Politik Polens steht in keinem ursächlichen Zusammenhang mit 
den deutschen Verhandlungsvorschlägen an Polen vom 24. 10. 1938, 
auch nicht mit der Besetzung von Prag am 15. 3. 1939, wohl hingegen 
mit der grundsätzlichen polnischen Haltung gegen Deutschland in Ver- 
bindung mit der Zusicherung Londons an Warschau im August/Sep- 
tember 1938, Polen „so viel wie möglich“ in Danzig bzw. gegen Deutsch- 
land zu unterstützen?). 

Polen hat bereits nach Einverleibung des Olsa-Gebietes Anfang 
Oktober 1938 rücksichtslose Zwangsmaßnahmen wie Massenarbeits- 
entlassungen, Abschaffung der deutschen Amtssprache, die selbst die 
Tschechen geduldet hatten, Presse-, Versammlungs-, Veranstaltungsver- 
bote, Ausschreitungen, Verhaftungen u. a. gegen die deutsche, aber auch 
tschechische Bevölkerung durchgeführt. (In den Parlamentswahlen von 
1935 ın Teschen und Oderberg hatten die Deutschen 46,8 /o bzw. 40 ob, 
die Polen 10 Yo bzw. 20 Yo Stimmen erzielt). 20 %/o der deutschen Be- 
völkerung im Teschener Raum (rund 5 000 Menschen) wurden innerhalb 
des ersten Monats der polnischen Herrschaft zur Flucht gedrängt). 
Die diplomatischen Kontakte zwischen Deutschland und Polen blieben 
jedoch dank der Zurückhaltung der Reichsregierung von diesen Vor- 
fällen unberührt (Befehl Hitlers, nichts Ungünstiges über Polen zu 
publizieren). 

Die polnische Presse wartete bei ihren scharfen Attacken auf Deutsch- 
land nicht einmal die britische Garantie ab, sondern begnügte sich 
bereits mit geheimen Zusicherungen aus London vom August und Sep- 
tember 1938 sowie den Nachrichten von Januar bis März 1939 aus 
London und Washington!P). Bereits einen Monat vor Hitlers Einmarsch 
ın Prag, am 15. Februar 1939, 


„veröffentlichte Polen trotz des Abratens der Westmächte die Liste über 
die Güter, die demnächst kraft der Bodenreform beschlagnahmt werden 
sollten. Die Liste enthielt außerordentlich viel deutsche Namen. Am 
24. und 25. Februar ereigneten sich schwere antı-deutsche Ausschrei- 
tungen der Studentenschaft.“11) 


?) H. Springer „Es sprach Hans Fritsche“ $. 214. 

8) 'Th. Bierschenk „Die deutsche Volksgruppe in Polen 1934—1939“ S. 348. 
?) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ $. 152 und 221. 

10) H. Roos „Polen und Europa“ $. 395. 

11) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 410. 
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Raubte die Landreform 1938 der deutschen Minderheit % ihres 
Ackerlandes, so enteigneten Grenzlandgesetz und Landreform im Fe- 
bruar 1939 Fluren, die zu 72 %/o deutschen Menschen gehörten (in den 
bisherigen Jahren durchschnittlich zu 66 %/0)1?). Innerhalb eines 30 km 
breiten Grenzstreifens durften Deutsche kein Land mehr besitzen; dies 
betraf im 85—110 km breiten „Korridor“ fast das gesamte west- 
preußische Gebiet!?). Hinzu kam die Tätigkeit des polnischen West- 
markenverbandes, „dessen einziger Programmpunkt die Vernichtung 
des Deutschtums an der polnischen Westgrenze“ war!?). Der Direktor 
dieses Westmarkenverbandes, M. Zaleski, behauptete zur gleichen Zeit 
in einer Kattowitzer Rede, der Pakt mit Deutschland 1934 sei von seiten 
Polens lediglich aus taktischen Gründen abgeschlossen worden, um den 
Boden für einen zukünftigen Konflikt vorzubereiten; er sei eine be- 
queme Abschirmung, hinter der sich die polnische Regierung der deut- 
schen Minderheit entledigen könne’*). Kenner dieser Entwicklung haben 
schon früher diesen Sachverhalt festgestellt!?). Zusätzlich zur Land- 
reform wurden zahllose deutsche Unternehmen, Gemeinschaftsgebäude 
und Vereine geschlossen, konfisziert oder demoliert, deutsche Kinder von 
aufgehetzten polnischen Mitschülern in den Schulen drangsaliert, deut- 
sche Bauernhäuser angezündet, „Demonstrationen gegen die Deutschen“ 
organisiert, Massenverhaftungen, Verschleppungen eingeleitet, Schläge- 
reien geduldet und unterstützt, Arbeiter systematisch entlassen, die Be- 
stimmungen des Ausnahmezustands der Grenzzone auf über % des 
polnischen Hoheitsgebietes ausgedehnt") und weitreichende Verhaf- 
tungslisten vorbereitet. 


Die seit August/September 1938 angedeutete britische Rücken- 
deckung, der offizielle Blankoscheck vom 31. 3. 1939, aber auch der 
aufstachelnde Ton Präsident Roosevelts steigerten den polnischen 
Chauvinismus bis zur offenen Verfolgung der Volksdeutschen. Die ge- 
fährlichen Auswirkungen dieser polnischen Aktivität hat der britische 
Botschafter Kennard seiner Regierung in London wiederholt seit Mo- 
naten zur Kenntnis gebracht. 


Auch durch die deutsche Regierung ist London in den entscheidenden 
fünf Monaten des Jahres 1939 — April bis August — wiederholt auf 
die überaus ernsten Vorkommnisse in Polen aufmerksam gemacht wor- 


12) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 349 und A. Buckreis „Politik des 20. Jahr- 
hunderts“ S. 39. 

13) ADAP V Nr. 51. 

14) Deutsches Weißbuch Nr. 2 Dok. 145. 

15) ebenda Dok. 349—450. 
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den. Sachlich richtig — und von der historischen Forschung unwiderlegt 
— stellte das deutsche Weißbuch im Jahre 1939 fest: 


„Deutsche Proteste sind erfolglos (Nr. 360). Anfang Aprıl wird ein 
öffentlicher Aufruf in ganz Polen verbreitet, der das Generalprogramm 
für die Entdeutschung des Landes enthält (Nr. 358). Mitte April über- 
schreiten die ersten deutschen Flüchtlinge die Grenze (Nr. 359). Den 
Konsulaten ist es fast unmöglich, alle Fälle einzeln aufzuführen. 
(Nr. 361). Auch in Oberschlesien tobt die Hetze ohne Maßen (Nr. 362). 
Terrorakte füllen die Berichte der deutschen Konsulate (Nr. 363). Der 
Aufständischenverband gibt die Terrorbefehle aus (Nr. 364). Am 
6. Mai meldet Generalkonsulat Kattowitz 200 Terrorfälle (Nr. 365), 
am 19. Maı weitere hundert (Nr. 372) allein aus Oberschlesien. Kein 
Deutscher ist seines Lebens und seines Eigentums mehr sicher. Der Terror 
greift auch auf das kongreß-polnische Gebiet über und wird durch 
planmäßige Brandstiftung verschärft (Nr. 366). Die letzten kultur- 
politischen Stützpunkte des Deutschtums werden zerstört. (Nr....). Die 
deutsche Volksgruppe wendet sich in ihrer Verzweiflung an den 
polnischen Staatspräsidenten (Nr. 369). Die englische Regierung wird 
durch die deutsche Botschaft über die friedensgefährliche Ent- 
wicklung auf dem laufenden gehalten (Nr. 368), ohne daß etwas 
geschieht. Mitte Mai steigert sich die Hetze zu Deutschenpogromen, 
bei denen Tausende von Deutschen „wie Freiwild“ gejagt werden 
(Nr. 370 + 371). Die Flüchtlingsbewegung nımmt zu (Nr. 374), desgl. 
das polnische Säbelrasseln, die Verkündung annexionistischer Kriegsziele 
(Nr. 367 + 378) und die öffentlichen Verunglimpfungen und Beleidi- 
gungen des Führers, die erneut zu scharfen Protesten zwingen (Nr. 382). 
Auf dem wirtschaftlichen Sektor werden planmäßig deutsche Genossen- 
schaften, Molkereien und Apotheken liquidiert (Nr. 380 + 395). 
Lodz meldet am 7. Juni: 

‚Die Bedrohungen der Volksdeutschen mit Totschlag, Folterungen 

usw. sind zu täglichen Selbstverständlichkeiten geworden.‘ 


Ganze Familien bringen wegen der ständigen Morddrohungen  ıhre 
Nächte ın den Wäldern zu (Nr. 381). 


Proteste im Polnischen Außenministerium werden mit Achselzucken und 
stillschweigendem Eingeständnis beantwortet, daß man gegenüber den 
Militärs machtlos und der Gefangene des polnischen Chauvinismus ge- 
worden ist (Nr. 382 + 385).... 

Polnische Bischöfe werden von einem Generaloberst aufgefordert, da- 
für zu beten, daß den ‚polnischen Brüdern jenseits der Grenze ıhre 
Probezeit verkürzt und sie durch ein zweites Grunwald aus der Un- 
freiheit erlöst würden‘ (Nr. 392).... 

Immer mehr stellt sich heraus, daß die Behörden selbst die Träger des 
Liquidationsprozesses sind (Nr. 396).... 

Das Deutschtum in Galizien steht vor der Vernichtung. Es sieht keine 
Zukunft mehr und wird mit Brandstiftung und Gefahr an Leib und 
Leben bedroht (Nr. 407). Was der offene Terror übersieht, wird durch 
Steuerterror und Behördenschikane nachgeholt (Nr. 408).“1) 


16) ebenda S. XVIIV/XIX. 
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Auch unabhängige Historiker bestätigen nach dem Krieg diesen Sach- 
verhalt: 


„Was Polen ım Jahre 1939 widerfuhr, kam keinesfalls überraschend. 
Es steht fest, daß bereits in den zwanziger Jahren nachdenkliche Beob- 
achter und einige Staatsmänner jene Ereignisse vorhergesagt haben. Diese 
Voraussagen aber waren nur zu leicht in Vergessenheit geraten. Die 
provisorische Stabilisierung der Verhältnisse in Polen, Wunschdenken, 
eine gefühlsbedingte Beurteilung der Lage und eine falsche Einschätzung 
der wirklichen Stärke Polens unter dem Regime der mit dem Säbel 
rasselnden Pilsudski-Anhänger: alles dies trug dazu bei, daß sich ın den 
dreißiger Jahren der Eindruck verbreitete, Polen habe selbst unter den 
einigermaßen schwierigen Verhältnissen festen Grund fassen können. 
Die Vernichtung des polnischen Staates muß viele, welche sich unter dem 
Finfluß jener optimistischen Schilderung befanden (einschließlich der 
t:oßen Masse der irregeführten polnischen Bevölkerung, welche die 
Prahlereien der Regierung als Beweis der Stärke betrachtete), zutiefst 
erschüttert haben. Für die gut informierten Beobachter stellte dies 
keinerlei Überraschung dar, aber es gehört zu dem üblichen Verhalten in 
der internationalen Politik, daß man sich erschüttert zeigt, wenn etwas 
eintritt, das man eigentlich hätte kommen sehen müssen. “17) 


„Monate vor Ausbruch der Feindseligkeiten hatte die polnische Regierung 
angeordnet, daß Listen von verdächtigen Reichsdeutschen und Volks- 
deutschen angelegt wurden. Das geschah wahrscheinlich im April und 
Mai 1939, also etwa zu der Zeit, als Hitler den deutsch-polnischen 
Nichtangriffspakt widerrief. Einige Gruppen von Volksdeutschen wur- 
den vor Ausbruch des Krieges verhaftet und in Internierungslager ge- 


bracht.“18) 


„An vielen Orten hatten polnische patriotische Vereine eigene Listen von 
Leuten aufgestellt, die sie für unzuverlässig hielten. Auch diese Listen 
wurden jetzt (ab 1. 9. 1939), oftmals auf sehr harte Weise, ange- 
wendet.“!?) | 


„Landwirtschaftliche Genossenschaften der Deutschen wurden aufgelöst, 
und die meisten ihrer Schulen — wenige waren es ohnehin nur noch — 
wurden geschlossen, während Volksdeutsche, die sich kulturell betätigten, 
verhaftet wurden. Mitte Mai wurde in einer kleinen Stadt, wo 3 000 
Volksdeutsche unter beinahe 40 000 Polen lebten, ın vielen Häusern und 
Läden die Einrichtung in Stücke geschlagen. Mitte Juni wurden die noch 
vorhandenen deutschen Vereinslokale geschlossen. 


Gegen Mitte August begannen die Polen, Hunderte von Volksdeutschen 
vorbeugend zu verhaften. Dabei suchten sie wieder diejenigen aus, welche 
im Leben der Volksdeutschen führende Posten innehatten. Deutsche 
Druckereien und Gewerkschaftsbüros wurden geschlossen. Am 24. Au- 
gust wurden acht Volksdeutsche, die in Oberschlesien verhaftet worden 
waren, auf dem Transport erschossen.“ 20) 


17) S.L. Sharp „Poland — White Eagle on a Red Field“ S. 151. 

18) L. d. Jong „Die deutsche fünfte Kolonne im Zweiten Weltkrieg“, S. 54. 
19) ebenda S. 55. 

20) ebenda $. 45. 
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„Angesichts der britisch-polnischen Garantie 1939 lief die Welle (der 
Unterdrückung der deutschen Minderheit in Polen) immer höher auf 
und überspülte das ursprüngliche Problem: Danzig und die Passage 
durch den Korridor.“21) 


Eın französischer Historiker, Professor Lebre, schreibt: 


„Die polnischen Nationalisten, die einer Verständigungspolitik mit 
Deutschland entschieden widersprachen und Anhänger ın der Armee, 
hauptsächlich aber im Innenministerium besaßen, benutzten die Lage 
(Annektierung des Olsa-Gebietes), um sich gegenüber den Deutschen, die 
in dem neu besetzten Gebiet wohnten, in Schikanen zu ergehen.“?2) 
„Diese Geistesverfassung (unwahrscheinliche Fähigkeit zum Irrealismus) 
äußerte sich in ungeschickten Provokationen, und Graf Szembek (Unter- 
staatssekretär im polnischen Außenministerium) sah sich am 16. Mai 1939 
gezwungen, die Aufmerksamkeit des Ministerpräsidenten Skladkowski 
‚auf die Ausschreitungen unserer Propaganda ım Innern über Deutsch- 
land, z.B. die Verbreitung einer Karte, auf der unsere Grenzen von 
Berlin bis Moskau gehen und ganz Litauen in unser Gebiet mit ein- 
bezogen ist‘, zu lenken. Die Bänkelsänger leisten sich allerlei unan- 
gebrachte Scherze über Deutschland und die Person Hitlers.“23) 


„Der überreizte Zustand, in den die polnische öffentliche Meinung ver- 
fallen war, erklärt neben anderem die eigensinnige Haltung des Obersten 
Beck in den kritischsten Stunden, hauptsächlich der beiden letzten 
Augusttage.“?®) 

Gibt es nicht zu denken, wenn in dokumentarischen Standard- 
werken, wie z.B. der „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ 
von Prof. Michael Freund, die dem Nachweis für Hitlers alleinige 
Kriegsschuld dienen sollen, weder dokumentarisch nachgewiesen noch 
auch nur behauptet werden konnte, daß deutsche Provokationsakte im 
Korridorgebiet 1939 das deutsch-polnische Verhältnis gestört haben? 
Weder in diesem noch in anderen ernsthaften Publikationen ist be- 
hauptet worden, daß die in den deutschen Weißbüchern zur Vor- 
geschichte des Krieges veröffentlichten Dokumente über die Behandlung 
und Hinausdrängung der deutschen Volksgruppe in Polen übertrieben, 
unsachlich oder gefälscht seien. Im Gegenteil finden wir die Aussage über 
die „in der Tat äußerst schlechte und selbst grausame Behandlung der 
deutschen Minderheit in Polen“ sowie darüber, daß das „polnische 
Volk von einer der unablässigen Wogen des Deutschenhasses ergriffen“ 
worden seı??). 


„Niemand behauptet, daß die deutschen Minderheiten in Polen groß- 
zügig behandelt worden wären.“2®) 


21) E.v. Weizsäcker „Erinnerungen“ S. 242. 

22) H. Lebre „Das Geheimnis um die Ursachen des Zweiten Weltkrieges“, S. 43. 
23) ebenda S. 81. 

24) ebenda S. 83. 

25) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 88. 

26) ebenda Bd. II S. 240. 
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Über die systematischen Eigentumsenteignungen seit 1918/1919, über 
den öffentlichen Aufruf in ganz Polen Anfang April 1939 zur Ent- 
deutschung des Landes beginnend mit dem totalen Wirtschaftsboykott 
der deutschen Minderheit?”), über die Finanzamtrichtlinien, „mit allen 
Mitteln das Besitztum der Minderheit zu reduzieren“?®), über die will- 
kürlichen Verhaftungen, Justizschikanen und Existenzvernichtungen 
durch das offizielle Polen, darüber herrscht heute Schweigen. 


Die deutsche Volksgruppe in Polen hat sich stets loyal verhalten, und 
Tausende von Volksdeutschen haben der Dienstverpflichtung in der 
polnischen Armee Folge geleistet. 

„Die polnischen Behörden haben, solange sie amtierten, auch nicht den 
Versuch unternommen, den Deutschen in Polen illoyales Verhalten nach- 
zuweisen, weil das, von geringen Einzelfällen abgesehen, unmöglich ge- 
wesen wäre.“ 2°) 

Keine der volksdeutschen Organisationen politischer oder wirtschaft- 
licher Art hat für deutsche militärische Operationen zur Verfügung ge- 
standen, was man von der polnischen Minderheitengruppe ın Deutsch- 
land nicht sagen kann?®). Nach wie vor ist die Aussage des polnischen 
Außenministers Oberst Beck vom 31. 8. 1939 nachmittags unbestritten, 
„daß sich keine weiteren ernstlichen Zwischenfälle (von deutscher Seite) 
ereignet hätten“®!). Ein einziges Mal hat sich Beck beim britischen Bot- 
schafter über „Sabotageakte“ beschwert; das war am 31. 8. 1939 um 
19.41 Uhr, wobei er jedoch hinzusetzte, daß es nicht ersichtlich sei, ob 
die Urheber Deutsche oder Ukrainer seien??). 


Dieser korrekten deutschen Haltung standen die polnischen Provo- 
kationen gegenüber, die ein deutscher Historiker aus eigenem Erleben 
ın Westpreußen schildert: 


„Zu den Überfällen und Gewalttätigkeiten gesellten sich immer häufiger 
Drohungen, daß man mit den Deutschen radikal Schluß machen wolle. 
Viele Polen ließen durchblicken, daß schwarze Listen geführt oder an- 
gelegt würden. Der überwiegende Teil des polnischen Volkes ließ sich 
von dem Haßgefühl den Deutschen gegenüber übermannen und befand 
sich in einer politischen Psychose, aus der heraus sich der einzelne und 
erst recht die Masse Deutschen gegenüber zu jeder Aktion, auch der 
hemmungslosesten und grausamsten hinreißen ließen. Die Drohungen 
wurden immer gehässiger, die Überfälle verliefen immer blutiger. Die 


27) Deutsches Weißbuch Nr. 2 Dok. 358. 

28) ebenda Dok. 408 — Rundverfügung des polnischen Oberfinanzamtes in Graudenz, 
Hochsommer 1939. 

22) R. Breyer „Das Deutsche Reich und Polen 1932—1937“, S. 262. 

30) ebenda S. 296. 

31) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 388. 

822) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 612. 
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Behörden aber begannen in größtem Maßstab Vorbereitungen für die 
Festnahme und Verschleppung von Deutschen zu treffen.“3®) 


Ein anderer Historiker: 


„Polen traf seit dem Frühjahr (1939) umfassende Kriegsvorbereitungen. 
Während des ganzen Sommers war ein polnisches Heer in der Linie von 
südlich Posen bis nördlich Bromberg aufmarschiert. Das war die 
äußere Lage, ın der die polnische Regierung entschlossen war, die Orga- 
nisationen der deutschen Minderheiten im Verwaltungswege aufzu- 
lösen.“ 34) 


Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden — ein Amt, das man frag- 
los als unbedingt sachlich ansehen kann: 


„Nicht berücksichtigt ıst dabei (statistische Erfassung der volksdeutschen 
Bevölkerungsbewegung) die Massenflucht Deutscher aus Polen, die seit 
Mitte 1939 im Zeichen drohender kriegerischer Auseinandersetzungen 
durch die polnischen Deutschenverfolgungen ausgelöst wurde. Ende 
August (1939) waren etwa 70000 Deutsche aus Polen in Lagern im 
Reich untergebracht, weitere Tausende in Privatunterkünften.“®5) 

„Vor allem trieb der seit 1933 zunehmend verschärfte polnische Druck 
— etwa das Grenzzonengesetz, das den Deutschen in einem breiten 
Grenzgürtel das Erbrecht entzog — viele Deutsche aus dem Lande.“ 35) 


„Aus Mittelpolen, das vom Grenzzonengesetz nicht betroffen wurde und 
wo der Volkstumskampf erst kurz vor dem Kriege lebensbedrohende 
Formen für das Deutschtum annahm. . . .“36) 


Ein deutscher Historiker: 


„Unterdessen (nach dem deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt) zeigte 
Warschau nach außen beständigen Gleichmut. Die wildesten Chauvini- 
sten des Landes steigerten jedoch ihren schon seit einiger Zeit geübten 
Terror gegen Angehörige der deutschen Minderheit; auch beschossen 
polnische Flakbatterien fremde Verkehrsflugzeuge.“37) 


„Während der Quai d’Orsay das Warschauer Kabinett beinahe angstvoll 
drängte, den deutschen Verständigungsplan zu berücksichtigen, wünschte 
nun auch Downing Street eine ‚Konkretisierung der polnischen Ver- 
handlungsbereitschaft‘. 

Warschau hatte bisher keine wirksamen Schritte unternommen, um die 
blutigen Ausschreitungen halboffizieller Patriotenverbände einzudäm- 
men, denen inzwischen etwa 3—4000 Angehörige der deutschen Minder- 
heit zum Opfer gefallen waren. Es gebot diesen Umtrieben auch jetzt 
keinen Einhalt, sondern duldete eine zügellose Pressehetze.“. . .37) 


„Es war also letzten Endes die von Pilsudski so treffend charakterisierte 
tausend Jahre alte Deutschfeindlichkeit der polnischen Nation, die im 


33) Th. Bierschenk „Die deutsche Volksgruppe in Polen 1934—1939* S. 351/352. 

%) F, Swart „Diesseits und jenseits der Grenze“ S. 145. 

#5) „Die deutschen Vertreibungsverluste“ hersg. vom Statistischen Bundesamt S. 285. 
36) ebenda $. 286. 

37) H. G. Dahms „Der Zweite Weltkrieg“ S. 45 und 48. 
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Verein mit amerikanischen Einflüssen zu der Ablehnung der Hitlerischen 
Vorschläge entscheidend beitrug.“2®) 


Ein britischer Publizist, der noch im Sommer 1939 Polen bereist hatte, 
vermerkte: 


„Man muß fragen, ob es sich mit den Rechten der kleinen Nationen 
oder Nationalitäten vereinbaren läßt, daß sie so ın Staaten einverleibt 
werden, wo sie einer solchen Behandlung ausgesetzt sind. Polen hat ver- 
sucht, die Minderheiten zur Preisgabe ihrer Sprache und Bräuche zu 
veranlassen. Ungeachtet einer mehr als zwanzigjährigen Praxis dieser 
Art, wie ich sie ın diesem Kapitel beschrieben habe, haben sie es nicht 
erreicht. Aber die Versuche halten weiter an. Man beginnt sıch zu wun- 
dern, warum die Ukrainer, Weißrussen und Deutschen nicht auch einigen 
Schutz von England genießen sollen, oder müssen es nur die Polen 
sein? “3) 


Das erste Blut, das vor Beginn des Zweiten Weltkrieges geflossen ist, 
war das Blut volksdeutscher Menschen in Polen. Trotz des deutsch- 
sowjetischen Nichtangriffsvertrages und der Spannung in den polnisch- 
sowjetischen Beziehungen scheute sich Polen nicht, die Verfolgung der 
Volksdeutschen und die anti-deutsche Pressepolitik noch zu intensivieren. 
Mitte August 1939 waren bereits 76 535 Volksdeutsche ins Reich ge- 
flohen“®), und gewiß nicht, weil Hitler sie dazu gezwungen hätte. 
20000 Ermordete hatten die Volksdeutschen in Polen vor und nach 
Beginn der Kampfhandlungen zu beklagen, wovon 12 500 namentlich 
identifiziert werden konnten“). Das bedeutet nahezu doppelt so viele 
Tote an Volksdeutschen durch Mord wie gefallene deutsche Soldaten 


In anderen Quellen werden 30—40 ermordete Volksdeutsche vor Beginn des 
Krieges und insgesamt, d.h. einschließlich der Wochen nach Kriegsbeginn, 7 000 
angegeben. Der Streit um diese Zahlen hat erst nach Kriegsende eingesetzt, als 
Sieger und Mitsieger die deutschen Unterlagen zu ihren Gunsten manipulierten, 
der deutschen Geschichtsforschung unerwünschte Dokumentationen vorenthielten und 
u.a. auf diese Weise Einfluß auf die deutsche Geschichtsschreibung nahmen. Den- 
noch kam auch die polnisch-kommunistische Geschichtsschreibung nicht umhin, ein- 
zugestehen, daß diese Volksdeutschen die ersten Toten des Zweiten Weltkrieges 
waren, wobei die Verwerflichkeit dieser Fakten nicht davon berührt wird, ob der 
Sieger nur bereit ist, einige tausend Opfer weniger zuzugeben oder der damalige 
deutsche Sieger das Ausmaß dieses Schreckens vergrößert hat. Kenner der Ver- 
hältnisse verweisen jedenfalls immer wieder darauf, daß die veröffentlichten Zahlen 
viel zu niedrig sind und vor allem nicht jene unzähligen Opfer enthalten, die das 
Deutschtum in Polen durch polnischen Terror seit 1919 eingebüßt hat. 
G. Rhode „Die Ostgebiete des Deutschen Reiches“ $. 134. 
W. Kuhn „Osteuropa-Handbuc Polen“ S. 151. 
K.M. Pospieszalskı „Sprawa 58 000 Volksdeutschow“ poln. 
S. Horak „Poland and her National Minorities, 1919—1939*“ S. 135 (spricht von 
8000). 

38) H. Roos „Polen und Europa“ S. 399. 

32) B. de Colonna „Poland from the Inside“, S. 132. 

40) A. Buckreis „Politik des 20. Jahrhunderts“, S. 223. 

#1) Seraphim, Maurach, Wolfrum „Ostwärts von Oder und Neiße“, S. 43. 
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während des gesamten Polenfeldzuges (10 572). Diese Ausschreitungen 
konnten nicht mit dem Vorwand entschuldigt werden, es habe sich dabei 
um eine der polnischen Regierung aus der Hand gleitende „Volks- 
bewegung“ gehandelt. Die polnische Führung hat monatelang, ja jahre- 
lang systematisch darauf hingearbeitet! 

„Die Aktion gegen die Deutschen war planmäßig vorbereitet, sie war 


befohlen! 


Diese Opfer wurden nicht etwa standrechtlich erschossen, — es lag den 
Niedermetzelungen der Deutschen nie ein Rechtstitel zugrunde —, ohne 
Grund wurden sie erschossen, ohne Grund zu Tode gequält, geschlagen 
und gestochen und die meisten obendrein noch bestialisch verstümmelt: 
es waren vorsätzliche Morde, die in der Mehrzahl von polnischen Sol- 
daten, Polizisten und Gendarmen, dann aber auch von bewaffneten 
Zivilisten, Gymnasiasten und Lehrlingen verübt wurden... .“*2) 

Und wie ist die offizielle polnische Einstellung nach dem Krieg? 


„Die Polen bedauerten nicht, was sıe getan hatten.“ 3) 


Polens Außenpolitik gegenüber Deutschland 


Strategie 


Die Staatskonzeption Polens ist von 1919 bis 1939 von derselben 
Militärjunta geprägt worden, die auch Polens Außenpolitik in diesem 
Zeitraum gestaltet hat. Daher ist die polnische Außenpolitik mit den 
Plänen und Zielen der militärischen Führer Polens eng verbunden. 

„Pilsudski war zeitweilig Ministerpräsident, immer Kriegsminister und 
hatte immer die Kontrolle über die Armee, deren Generalinspekteur er 
bis zu seinem Tod blieb. Seine Günstlinge (nominees) wurden in allen 
strategischen Positionen des Polnischen Staates plaziert, in der Armee, 
der Industrie, den Banken, der Presse. Kritiker des Regimes sagten mit 
einiger Berechtigung, daß Polen in eine Kolonie verwandelt worden sei, 
um lukrative Jobs für frühere Mitglieder der Pilsudski’schen Legionen zu 


beschaffen.“ *) 


Der mit diesen Worten lediglich angedeutete Staatsaufbau macht ver- 
ständlich, daß ın allen staatlichen Angelegenheiten Polens von 1919— 
1939 Militärs das Wort führten. Ihre territoriale Expansionspolitik 
richtete sich 


22) H.E. Jahn „Pommersche Passion“, S. 243 — Weitere Einzelheiten ff. 
43) L. de Jong „Die deutsche fünfte Kolonne im Zweiten Weltkrieg“, S. 57. 


*) H. Seton-Watson „Eastern Europe between the Wars 1918—1941* S. 163. 
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— nach Westen („lebenswichtig, weil sie die Rohstoffbasis vergrößere 
und Polen den Status einer Großmacht sichere“), 


— nach Norden (weil der Zugang zur Ostsee, einschließlich „Oder- 
gebiete“, „Korridor“, Danzig, Ostpreußen, großer Teile Litauens, 
gleichbedeutend mit der Lunge des polnischen Staatsorganısmus sei), 


— nach Osten (weil Ostpolen einschließlich der Ukraine den „histo- 
rischen Rechten Polens“ entspreche), 


— nach Süden (weil dadurch die legitime Grenze nach Ungarn ermög- 
licht werde). 


Diese Zielsetzung mußte sich sowohl in der Außenpolitik als auch ın 
der Strategie Polens widerspiegeln. Machtdemonstrationen sollten den 
Großmacht-Status jedem Nachbarn deutlich vor Augen führen. Der be- 
deutendste polnische Autor über Polens Außenpolitik von 1935—1939, 
Adolf Bochenski, befürwortete offen Blutvergießen und tadelte jeden 
Versuch, mit Deutschland und Rußland ins Einvernehmen zu kommen?). 


Die wiederholten Angriffspläne Pilsudskis, aber auch des Außen- 
ministers Beck in den Jahren 1919—1939 (drei allein für das Jahr 1933!) 
sind historisch nicht anzweifelbar. Sogar Vansittart, der langjährige 
oberste Beamte des Foreign Office, hat ihre Echtheit bestätigt’). Zwar 
pflegt man diese Aggressionspläne durch den propagandistisch ent- 
schärften Ausdruck „Präventivkriegspläne“ zu verharmlosen, doch setzen 
„Präventivkriegspläne“ die Kenntnis einer gegnerischen Aggressions- 
absicht voraus, die Deutschland zwischen den Jahren 1919—1939 nıcht 
gehegt hatte. Und Polen wußte, daß Deutschland weder zur Zeit der 
Weimarer Republik noch des Dritten Reiches ein militärisches Vor- 
gehen gegen Polen ins Auge faßte, ja nicht einmal hätte fassen können, 
war doch das deutsche Volk anfangs in den Versailler Ketten gefesselt, 
schien doch Deutschland nach der Auffassung in Warschau selbst ım 
Jahre 1939 für einen allgemeinen Krieg völlig unvorbereitet, sah doch 
schließlich die Strategie Warschaus vor, vom ersten Kriegstage an nach 
Berlin zu marschieren, ohne eine Verteidigung überhaupt in Erwägung 
zu ziehen. 


Der ehemalige Reichskanzler und nach dem Zweiten Weltkrieg pro- 
kommunistische Politiker Dr. Joseph Wirth erklärte in einem der 
„Nürnberger Kriegsverbrecher-Prozesse“: 


1) R. Dmowski „Upadek Myslı Konserwatywney w Polsce“, Warschau 1914 S. 123, 
zitiert bei: Joh. Alhers „Polen“, Berlin 1935 S. 70Off und D. Hoggan „Der er- 
zwungene Krieg“, S. 25/26. 


2) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 69. 
3) R. G. Vansittart „The Mist Procession“ S. 412, 468, 478. 
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„Alle deutschen Regierungen zwischen 1918—1933 und die deutsche 
Heeresleitung waren von der Sorge um den Bestand des Reiches beseelt, 
den sie innen- und außenpolitisch bedroht sahen. Bereits in den ersten 
Jahren nach dem Weltkrieg hatte Polen wiederholt versucht, Teile des 
Reichsgebietes gewaltsam vom Reich abzutrennen. Die Furcht vor wei- 
teren Angriffen war nicht unbegründet. Nationalistische polnische Kreise 
forderten weitere Gebietsabtrennungen.... Dabei war die Bewaffnung 
unserer Reichswehr kläglich.... Reichskanzler Dr. Brüning und Reichs- 
wehrminister Gröner beschlossen daher, bei einem Angrıff der Polen 
Schlesien zu räumen. Wer angesichts dieser Tatsachen noch behauptet, 
daß wir Angriffsabsichten gehabt hätten, ıst zu bemitleiden. Allen Pro- 
vokationen der Polen gegenüber blieben wir ruhig und gelassen. Es war 
angesichts der jammervollen Lage an den deutschen Ostgrenzen selbst- 
verständlich, daß Umschau gehalten worden ist, wie man wehrpolitisch 
die Lage verbessern könne. Als süddeutschen, katholischen Demokraten 
war uns jeder Haß gegen Polen durchaus fern. Aber gerade meine Freunde 
und ich machten mit den Polen die bittersten Erfahrungen.“*) 


Der ehemalige Reichskanzler Prof. Heinrich Brüning in einem Brief 
an Dr. Rudolf Fechel aus dem Jahre 1947, veröffentlicht ın der 
„Deutschen Rundschau“: 


„Das Versagen des Völkerbundes durch das Unterlassen einer Aktion 
gegen die japanische Besetzung der Mandschurei im Herbst 1931 in 
Verbindung mit einem neuen politischen Mobilisationsplan, über den 
wir im gleichen Jahre durch eine ausländische Macht informiert wurden, 
steigerte General v. Schleichers Nervosität in wachsendem Maße. Der 
polnische Mobilisationsplan war so aufgestellt, daß die bestimmte Ab- 
sicht, ganz Schlesien bei gebotener Gelegenheit durch einen Handstreich 
zu nehmen, außer Frage stand.“>) 

Vom 6.—15. März 1933 konzentrierte Polen zum wiederholten und 
nicht zum letzten Mal Truppen in Posen-Westpreußen so, daß sie jeder- 
zeit zu einem Vorstoß gegen Danzig, Ostpreußen und Schlesien einge- 
setzt werden konnten, wie denn überhaupt Marschall Pilsudski „schon 
in Friedenszeiten die Hälfte seiner Armee an den deutsch-polnischen 
Grenzen stehen ließ“®). Den drei deutschen Infanterie-Divisionen (in 
Königsberg, Stettin und Berlin) und zwei Kavallerie-Divisionen (in 
Frankfurt/Oder und Breslau), die zunächst für einen Einsatz an den 
deutsch-polnischen Grenzen in Frage kamen, standen 5 polnische Korps 
mit 15 Infanterie-Divisionen sowie zahlreiche Heerestruppen gegen- 
über®). Aufmarsch- und Operationspläne, bereits im Jahre 1923 im Zu- 
sammenwirken mit dem französischen Generalstab ausgearbeitet, lagen 
vor. Seit 1931 bauten periodische „Probemobilmachungen“ an den West- 
grenzen Polens auf diesen Plänen auf”), die „Angriffshandlungen mit 
4) Krupp-Prozeß Verteidigungsdokumentenbuc 2 a Nr. 47. 

5) B. v. Richthofen „Deutschland und Polen“ $. 38. 


6) H. Roos „Polen und Europa“ S. 6. 
7) ebenda S. 38. 
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Präventivcharakter“ vorsahen®). Nur die schließliche Weigerung der 
französischen Regierung und die „Furcht Polens vor sowjetischem Ein- 
greifen“ verhinderten den wiederholt geplanten „Präventivkrieg“ ge- 
gen Deutschland®). Anläßlich der Rheinlandbesetzung 1936 war Polen 
wiederum drauf und dran, dem Reich einen Fangstoß von Osten her 
zu versetzen — trotz des inzwischen seit zwei Jahren wirksamen 
deutsch-polnischen Freundschafts- und Nichtangriffspaktes! Die „Ope- 
rationsstudie Deutschland“, der — wie gesagt — „Angriffshandlungen 
mit Präventivcharakter“ zugrunde lagen, wurde seit Mai 1938 durch 
weitere Generalstabsarbeiten mit Frankreich ergänzt?). 


Während der „hergelaufene politische Wegelagerer“!°) „sich gegen 
den Weltfrieden verschwört“!!), sind die Verantwortlichen der „fried- 
Jiebenden“ polnischen Politik von einem „illusionären Optimismus 
durchdrungen, der sie glauben macht, bereits wenige Wochen nach Kriegs- 
beginn in Berlin zu stehen“'2). Polen hat bereits im Frühjahr 1939 
Truppen einberufen und schließlich bis zum Sommer 1939 so viel 
militärische Verbände mobilisiert, daß später „von der allgemeinen 
Mobilmachung nur noch diejenigen Truppenteile betroffen wurden, die 
nicht durch individuelles Aufgebot zu erreichen waren“!?). Diese Teil- 
mobilisierung hat der polnische Außenminister Beck am 23. März 1939 
grundlos eingeleitet und dann ständig ausgeweitet; sie machte sofort 
334 000 Mann zusätzlich verfügbar und verdoppelte nach und nach das 
polnische Friedensheer. Im Zuge dieser Mobilisierung und des gleich- 
zeitig ausgegebenen Operationsplanes wurde die polnische Armee ent- 
lang den deutschen Grenzen aufgestellt, wo sie bis Kriegsbeginn ver- 
blieb!*). Der Operationsplan, der mit Beginn der Kampfhandlungen 
einen sofortigen und im wesentlichen ungehinderten Vormarsch nach 
Berlin vorsah, ist bis Kriegsbeginn nicht mehr abgeändert worden. Es 
ist von Bedeutung, daß er Hitler vor Kriegsbeginn bekannt gewesen ist. 


Daß diese Strategie sehr ernst zu nehmen war, ergab sich aus vielen 
Indizien: 


Wer weiß, wie verhängnisvoll sich die russische Mobilmachung im 
Jahre 1914 und die tschechische Mobilmachung am 20. Mai 1938 für 
die europäischen Völker ausgewirkt hatten, mußte sich der Folgen 


8) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934“ 
S. 39 und B. de Colonna „Poland from the Inside“ S. 387. 

®) MH. Roos „Polen und Europa“ $. 338. 

10) Nachkriegsterminologie für Hitler. 

11) Anklage des IMT-Nürnberg gegen Hitler und die NSDAP. 

12) W. Hofer „Die Entfesselung des Zweiten Weltkrieges“ S. 71 und 76. 

13) ebenda $. 128. 

14) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ $. 425—428. 
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und der Verantwortung einer erneuten Mobilmachung bewußt sein. 
Mobilisierung bedeutete Kriegsentschluß. Für die polnische Teilmobili- 
sierung vom 23. März 1939 fiel zusätzlich ins Gewicht, daß Außen- 
minister Beck — und auf seine Veranlassung am 26. 3 sein Botschafter 
in Berlin, Lipski — das deutsche Verhandlungsangebot vom Okto- 
ber 1938 mit Kriegsdrohung zurückwies®’). Hitler wurde in heraus- 
fordernder Weise bedeutet, daß ein weiteres Bemühen um Danzig und 
eine verbesserte Durchgangsregelung durch den „Korridor“ die polnische 
Kriegserklärung zur Folge haben werde. Beck wiederholte gegenüber 
dem deutschen Botschafter in Warschau, von Moltke, am Abend des 
28. 3. 1939 diese Kriegsdrohung und setzte hinzu, daß man „in Zu- 
kunft Deutschland für jede vom Danziger Senat unternommene Hand- 
Jung verantwortlich machen werde“!®). — Dies angesichts einer „Freien 
Stadt“! | 


Wenige Monate später bezeichnete Polen in einer Note (vom 10. 8.) 
jede weitere Interessenvertretung Danzigs durch Deutschland sogar als 
Kriegsgrund’”)! 

Am 25. März 1939 gab der britische Botschafter in Warschau, 
Kennard, zu, daß viele ausländische Diplomaten in Warschau glaubten, 
Polen sei darauf aus, einen Krieg zu provozieren. Wörtlich telegraphierte 
Kennard seinem Außenminister: 


„Die Aushebung von Reservisten ist, wie ich glaube, beträchtlich über die 
in meinem Telegramm Nr. 79 angegebene Größenordnung hinausge- 
gangen. Eine kompetente Persönlichkeit nannte 750 000 als die Zahl der 
unter Waffen Stehenden. Diese, verbunden mit den vorsichtigen Maß- 
nahmen, die ım Danzig-Telegramm Nr. 7 (nicht abgedruckt) erwähnt 
sind, legen den Gedanken nahe, daß M. Beck beabsichtigt, die Diskussion 
über Danzig zu einem von ihm bestimmten Augenblick zu beginnen.... 
Ich war sehr betroffen über Angaben sowohl von M. Beck als auch vom 
Vize-Minister für auswärtige Angelegenheiten (meine 'Telegramme. ..), 
daß die Danzig-Frage bald diskutiert werden müsse. 

Ich teile nicht die alarmierenden Meinungen einiger meiner Kollegen, daß 


die polnische Regierung einen Kampf mit Deutschland zu forcieren 
beabsichtigt.“ 18) 


Wenige Stunden später in einem weiteren Telegramm: 


„Vize-Minister für auswärtige Angelegenheiten sagte, daß irgendein 
deutsches Ultimatum oder irgendein Übergriff auf den Korridor natür- 
lich Krieg bedeuten würde... 


Die gegenwärtige Öffentliche Meinung hier ist kriegerisch und darauf 


15) Deutsches Weißbuch Nr. 2 Nr. 208. 

16) ebenda Nr. 211. 

17) Weißbuch der Polnischen Regierung Nr. 86. 

18) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 523. 
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gerichtet, die Regierung in jeder Verteidigung von Lebensinteressen zu 
unterstützen. ... | 

Er erwähnte, daß er gestern im Sejm einer außenpolitischen Diskussion 
beiwohnen mußte, in der er arg ın Verlegenheit gebracht worden sei. Er 
fühlte allgemein, daß M. Beck in einer äußerst schwierigen Position sei. 
Er hat natürlich jeden Versuch zu machen, eine Situation zu vermeiden, 
welche den Krieg nach sich zieht, aber auf der anderen Seite hat er das 
Maß von Gefühl in Rechnung zu stellen, das sich in Polen durch die 
jüngsten Ereignisse an der Süd- und Nordgrenze entzündet hat (which 
had been aroused).“1?) 


Der deutsche Botschafter in Warschau berichtete am 28. 3. 1939 nach 
Berlin: 


„Die erregte Stimmung, die in Polen seit einiger Zeit herrscht, hat noch 
erheblich zugenommen. In der Bevölkerung sind die wildesten Gerüchte 
verbreitet.... 
Von ernsterer Bedeutung ist das Entstehen einer Kriegsstimmung, die 
durch die Presse, durch anti-deutsche öffentliche Kundgebungen — be- 
sonders in der Provinz —, die bereits vielfach zu Zwischenfällen ge- 
führt haben, und zum Teil auch durch eine säbelrasselnde offiziöse 
Propaganda gefördert wird. In weiten Kreisen glaubt man heute, daß 
der Krieg unvermeidlich geworden sei und unmittelbar bevorstehe. Die 
praktischen Maßnahmen der Regierung tragen dazu bei, die vorhandene 
Kriegspsychose zu steigern. 
Für die Art der offiziellen Wehrpropaganda ist besonders ein vielfach 
nachgedruckter Artikel des Militärblatts ‚Polska Zbrijna‘ ‚Wir sind be- 
reit‘ charakteristisch. Darin wird u.a. ausgeführt, daß die Polen zum 
Unterschied von den Tschechen kein Gefühl der Unterlegenheit gegen- 
über den mächtigen Völkern dieser Erde empfänden. Die Zahl der 
fremden Divisionen schrecke die Polen nicht, denn seine eigene Armee, 
deren Ausrüstung, und der kriegerische Geist des polnischen Volkes reich- 
ten dazu aus, um Polen den Sieg zu sichern. Zahlreiche andere Veröffent- 
lichungen, die seither täglich in der Presse erscheinen, sind im gleichen 
Geist und in der gleichen Tonart gehalten. 
In dieser Selbstsicherheit und Überschätzung der eigenen militärischen 
Stärke, wie sie in der Presse zum Ausdruck kommt, liegt im Hinblick 
auf den polnischen Nationalcharakter eine Gefahr. Daß es sich hierbei 
nicht nur um Pressepropaganda handelt, zeigt eine verbürgte Äußerung, 
die der Vizekriegsminister Gluchowski ın einer seriösen Unterhaltung 
getan hat, wobei er ausführte, die deutsche Wehrmacht sei ein großer 
Bluff, denn Deutschland fehlten die ausgebildeten Reserven, um seine 
Einheiten aufzufüllen. Auf die Frage, ob er glaube, daß Polen ım Ernst 
Deutschland überlegen sei, antwortete Gluchowski: ‚Aber selbstver- 
ständlich‘.“20) 

Oberst Beck war sich darüber im klaren, daß seine Militärpolitik, 


aber auch die Annahme und wechselseitige Ausweitung des britischen 
Blankoschecks eine Herausforderung war, die eine kriegerische Ausein- 


19) ebenda Vol. IV Doc. 524. 
20) Deutsches Weißbuch Nr. 2 Nr. 210. 
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TERRITORIAL DEVELOPMENT 
OF POLAND 


English Miles 
so 0 so 100 


| EEE Frontiers of Poland in the reign of Bolesfaw Wrymouth 
EZ Poland in the reign of Casimir the Great (1366-70) 
ET Poland in the 17ch and 18th centuries 

EEE Territorial acquisitions of Bolesfaw the Brave 

U Frontiers of Poland in the reign of Casimir Jagieffo 


U Frontiers of Poland in the years 1619-67 (eastern), and 
1561-1660 (northern) 





Territoriale Entwicklung Polens 


Englische Vergleichskarte zu den historischen 
Grenzen gegenüber den polnischen Karten von 
1939 (The Cambridge history of Poland Bd. | 
u. Il, Cambridge 1950—1951 ed. by W. F. Red- 


daway) 


Territoriale Erwerbungen von Boleslaw Chrobry 
(dem Tapferen) 992—1025 (betr. lediglich die 


Westgrenze) APPPITTTTT LT. 
Grenzen Polens z. Z. von Boleslaw Schiefmund 
t (1 102—1 139) UND DL ro aucn Gm 


Polen während der Herrschaft von Kasimir dem 
Großen (1333—1370) Ver 
Grenzen Polens während und nach der Herr- 
schaft von Kasimir Jagiello (1386—1434) — Ver- 
einigung Polen und Litauen (einschließlich Li- 





tauen und Ermland von Ostpreußen) gan 
Grenzen Polens in den Jahren 1619—1667 
J (östliche) und 1561—1660 (nördliche) une 
“ Polen im 17. und 18. Jahrhundert 800000000000 


ji Die Westgrenzen von Boleslav Chrobry und 

’ Boleslav Schiefmund sind nicht nur durch 
Kriegszüge, die zur Unterwerfung polenfeind- 
licher Stämme geführt wurden, entstanden, son- 
dern sind auch von außerordentlich kurzer 
Dauer gewesen. Weder Pomeranen noch die 
Lausitz, weder Schlesien noch Böhmen und 
Mähren, von dem Land der Prussen, dem spä- 
teren Ostpreußen ganz zu schweigen — war 
jemals polnisches Volkstumsgebiet. 





Zu den polnischen Karten aus dem Jahre 1939 ist generell zu sagen, daß es sich 
im diktatorisch regierten Polen, in dem eine strenge Pressezensur durchgeführt wur- 
de, um offizielle Karten, nicht etwa um die eines privaten Verbandes handelte, und 
daß die offizielle polnische Außenpolitik von 1939 Expansionszielsetzungen nach 
Westen vertreten hatte und daß die britische Regierung dies wußte. Im übrigen 
stehen diese Gebietsansprüche in engem Zusammenhang mit den — ebenfalls offi- 
ziellen — polnischen Gebietsansprüchen von 1919 in Versailles. 

Der englische Text zu jener polnischen Karte aus dem Jahre 1939 lautet*): 

„Diese Karte ist auf offizielle Daten und Statistiken gegründet. Sie zeigt die gegen- 
wärtige Situation klar auf. Weite Landstriche, die jahrhundertelang zum Rzeczpospo- 
lita (dem „Polnischen Reich“) gehörten, das sich direkt im Herzen der historischen 
Gebiete befindet, in dem das polnische Element in der Mehrheit ist. Das gegen- 
wärtige Polen ist somit der Kern, der Rest des „Polnischen Landes“ liegt in den 
benachbarten Staaten — nach den Angaben von Warschau. Die früheren Grenzen 
sind so gezogen, daß sie Litauen, Lettland und Estland, Ostpreußen, Danzig und 
solche phantasievollen Gebiete wie Deutschland (soweit wie Berlin) und die frühere 
Tschecho-Slowakei einschließen und direkt im Norden von Budapest verlaufen. Ein 
großes Stück von Rußland vervollständigt den ‚Anspruch. Aber, sozusagen, um zu 
zeigen, daß diese Forderungen in Wirklichkeit noch einigermaßen gemäßigt sind, sind 
polnische Minderheiten im Gebiet von Dortmund, Essen, Köln — und im Norden 
von Frankreich bis hin zum britischen Kanal eingezeichnet! Hamburg, eine dänische 
Insel und einige andere „polnische Minderheitengebiete“ vervollständigen diese 
Unterlage. Der Prozentsatz von Polen in diesen Gebieten ist in den meisten Fällen 
niedriger als jener der Franzosen oder Italiener in London, oder Farbiger in Cardiff. 
Solche Karten haben, so absurd es erscheinen mag, nicht wenig Aufmerksamkeit in 
Polen erregt, wo die weniger gebildeten Bewohner diese Forderungen als gut begrün- 


det annehmen. 


*) B. de Colonna „Poland from the Inside“, S. 160 ff. 


andersetzung mit Deutschland in Rechnung stellte. Dieser Vorsatz er- 
gibt sich sowohl aus den britischen und us-amerikanischen Dokumenten 
über die Unterredungen Becks in London Anfang April 1939 als auch 
aus zahlreichen anderen diplomatischen Korrespondenzen, nicht zuletzt 
aus den 1939 verfolgten Richtlinien der polnischen Politik. 
„Die polnische Diplomatie von 1938—1939 war ein Musterplan des 
Unheils.... Beck hatte nun Polen auf der Straße zum Krieg und zur 
nationalen Vernichtung weit hinausgetrieben. Eine solche Politik steuerte 
direkt auf das Verhängnis los.“ 21) 

Am 18. 5. 1939 gab Kriegsminister General Kasprzyci in Paris den 
französischen Generalstabsoffizieren auf die Frage, ob die Befestigungen 
an der deutsch-polnischen Grenze einem Angriff standhalten könnten, 
zur Antwort: 

„Wir haben keine, denn wir gedenken einen Bewegungskrieg zu führen 
und gleich bei Beginn der Operationen in Deutschland einzufallen.“22) 

Und Frankreich bekräftigte Polen gegenüber diese Möglichkeit, ver- 
sprach es seinem Bundesgenossen doch während dieser Generalstabs- 
besprechungen in einer Militärkonvention, spätestens 15 Tage nach 
Kriegsbeginn Deutschlands Westgrenze in einem operativen Vorstoß zu 
überrollen. Nicht nur dies. Polen erhielt den umstrittenen Danzig-Passus 
in der Formulierung: 


„Im Falle eines deutschen Angriffs auf Polen oder im Falle der Be- 
drohung seiner Lebensinteressen in Danzig, welche eine bewaffnete Aktion 
Polens hervorrufen würde, wird die französische Armee automatisch 
mit ihren verschiedenen Wehrmachtteilen in Aktion treten.“22) 


Daß die französische Zusage auch von dem Hintergedanken getragen 
war, Polen nun wirklich definitiv im Konzept der westlichen Mächte 
fest zu engagieren, ist nicht von der Hand zu weisen. 

„Aber dieses (Versprechen Frankreichs im Rahmen der Militärkonven- 
tion) waren nur Worte, darauf gerichtet, um zwischen Polen und 
Deutschen keine Gespräche zuzulassen. “23) 

Konnte so ein Unbeteiligter im Nachhinein urteilen, so hatte der 
französische Außenminister seinerzeit zweifellos noch die Ansichten 
bzw. Ratschläge seines Botschafters Noel im Ohr, die dieser am 
31. Mai 1938 aus Warschau übermittelt hatte: 

„Das französisch-polnische Bündnis zu lösen, liefe darauf hinaus, 
ohne Nutzen und Gegenwert irgendwelcher Art dieses Land sicher für 
sehr lange Zeit in die Arme Deutschlands zu treiben ... 


Es würde heißen, auf das zu verzichten, was trotz allem in bestimmten 
Augenblicken ein gewinnbringender Trumpf in unserem Spiel sein 


21) Ch. Tansıll „Die Hintertür zum Kriege“ S. 550 und 554. 


22) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ S. 224. 
23) A.M. Projektor „Der Krieg ın Europa 1939-—1941* russ. S. 35. 
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konnte. Zugleich und als Gegenreaktion würde man Rumänien von 
unserem Bündnissystem vollständig entfernen. Die geographische Lage 
Polens, die Sympathie der meisten Polen für Frankreich, ihre milı- 
tärıschen Traditionen sind ebenso viele Gründe, die uns anspornen 
müssen, von dem Bündnis noch zu retten, was gerettet werden kann. 
So wird es für Polen schwerer sein, sich dem Reich stärker anzunähern 
und sich ihm vollständig zu unterwerfen. Wir werden dann, wenn die 
Umstände sich günstiger erweisen, weniger Mühe haben, Polen zu unseren 
Auffassungen zurückzuführen. “2*) 


Am 20. 7. 1939 erklärte der Oberbefehlshaber der polnischen Armee 
Marschall Rydz-Smigly in einem offiziellen Kommunique der polnischen 
Telegraphen-Agentur: 


„Danzig ist wesentlich für Polen. Wer Danzig kontrolliert, kontrolliert 
unser Wirtschaftsleben..... 

Eine Besetzung Danzigs durch Deutschland würde ein Akt sein, der uns 
an die Teilungen Polens erinnert. Aus diesem Grund ordnete ich vor 
vier Monaten die Mobilmachung an, als der deutsche Kanzler seine For- 
derungen, Danzig und den Korridor betreffend, erneuerte. Bitte glauben 
Sie mir, daß diese Mobilmachung keine bloße Demonstration war. Wir 
waren zum Krieg bereit im Falle der Notwendigkeit ... sogar dann, 
wenn Polen allein, ohne Verbündete kämpfen sollte.“25) 


Die illusionäre Zuversicht der polnischen Führung, nach wenigen 
Kriegstagen bereits in Berlin stehen zu können, ist vielfach belegt: 


„Während der großen Truppenparade zum Nationalfeiertag (in War- 
schau) begrüßen fanatisierte Massen jeden neuen Truppenteil mit Sprech- 
chören wie: 

‚Auf nach Danzig!‘ 

‚Vorwärts nach Berlin!‘ 

Die Redner auf den Versammlungen sprechen offen davon, daß die 
deutschen Forderungen nach einer Verbindung mit Ostpreußen und der 
Rückkehr Danzigs zu Ostpreußen mit einem Krieg gegen Deutschland 
beantwortet werden müßten. Das lächerliche deutsche Heer, zusammen- 
gesetzt aus der unterernährten Generation des Versailler Vertrages, mit 
seinen albernen Panzerattrappen aus Pappe, werde man in Berlin zu- 
sammenschlagen. Die deutsche Wehrmacht, so lautet das Wortspiel des 
einen Redners, werde ım Berliner Grunewald so vernichtet werden, 
wie das Heer des Deutschen Ritterordens 1410 bei Grunwald (der 
polnische Name für Tannenberg).“2®) 


Am 15. 8. 1939 erklärte der polnische Botschafter in Paris, Lukasie- 
wicz, dem französischen Außenminister Bonnet: 


24) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ $. 44. 


25) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI Doc. 368. 
„News Chronicle* druckte bereits am 19. Juli ein gleichlautendes Interview von 
Rydz-Smigly ab — A. Buckreis „Politik des 20. Jahrhunderts“ S. 193. 


®6) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 66. 
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„Es wird die polnische Armee sein, die ın Deutschland am ersten Tage 
des Krieges einfallen wird.“27) | 


Am 26. 8. 1939 der Botschafter der USA ın Moskau, E. Davies: 


„Einer der höchsten Beamten unter Beck äußerte zu mir, und zwar sehr 
bestimmt, seine Regierung würde nie zugeben, daß Polen und Deutsch- 
land zusammenkämen, um ihre Schwierigkeiten wegen des polnischen 
Korridors und Danzigs beizulegen... Er sprach sich empört über das 
aus, was er die übliche Übertreibung der deutschen Militärmacht nannte. 
Seine Regierung, sagte er, würde es der Welt zeigen. Drei Wochen nach 
Kriegsausbruch würden polnische Truppen ın Berlin sein. Der ‚West- 
wall‘ oder die ‚Siegfriedlinie® seien nichts als ein Baumwollfaden. 
Polen brauche keine russische Hilfe. Sie könnten mit den Deutschen 
allein fertig werden.“ 28) 


Gleichermaßen der polnische Botschafter ın Berlin, Lipski, am 
31. 8. 1939 zum Legationsrat der britischen Botschaft in Berlin, 
Ogilvie-Forbes: 

„Er (Lipski) erklärte, davon überzeugt zu sein, daß ım Falle eines 


Krieges Unruhen in diesem Land (Deutschland) ausbrechen und die 
polnischen Truppen erfolgreich gegen Berlin marschieren würden.“2?) 


»... dieser Plan (Vorschlag Hitlers vom 29. 8. 1939) bedeute einen 
Bruch der polnischen Souveränität und steht völlig außer Frage. Er be- 
sitze vieljährige Deutschlanderfahrung. Er würde seinen Ruf für 
seine Überzeugung auf das Spiel setzen, daß die deutsche Moral im 
Begriff sei zu zerbrechen und daß das gegenwärtige Regime bald zu- 
sammenstürzen werde. ... Dieses deutsche Angebot sei eine Falle. Es seı 
auch ein Zeichen der Schwäche seitens der Deutschen, was durch die 
Lageeinschätzung des Botschafters bestätigt wurde. “3°) 


Eine solche Haltung — an der die Polen sogar noch nach Abschluß 
des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes festhielten — konnte nicht 
ohne Folgen bleiben, zumal die polnische Außenpolitik nach diesen 
Illusionen ausgerichtet worden war. 


„Der deutsche Siegeszug („Feldzug der 18 Tage“) hat mehrere Gründe, 
von denen der erste heute gern verschwiegen wird. Er besteht in der 
Planung der polnischen Führung. Die Hauptmasse der polnischen Armee 
steht nicht zur Verteidigung, sondern zum Angriff bereit. Getreu den 
Parolen der Vorkriegswochen bereit zum Angriff auf Ostpreußen. Und 
er besteht darin, daß die polnische Regierung das Garantieversprechen 
der Westmächte besaß und deshalb mit einem Angriff gegen West- 
deutschland rechnete, der dort die deutschen Hauptkräfte binden soll. 
Aber die Westmächte greifen nicht an, die deutsche Wehrmacht kann 
fast ausschließlich gegen Polen eingesetzt werden. Die anderen Gründe 


27) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart ın Dokumenten“ Bd. III S. 90 und 
G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ S. 252. 

28) J.E. Davies „Als USA-Botschafter in Moskau“ S. 355. 

292) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 372. 

30) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 597. 
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sind die völlig neue Strategie der deutschen Wehrmacht und die mo- 
dernen Waffen, auf denen diese Strategie beruht.“®1) 

In den alliierten Nürnberger Prozessen gegen die sogenannten 
„Kriegsverbrecher“ wurden diese Fakten unterschlagen. Der Sieger war 
an ihrer Einordnung in die Zusammenhänge am Vorabend des Zweiten 
Weltkrieges bzw. am Vorabend des deutsch-polnischen Konfliktes nicht 
interessiert. Der Historiker muß sie werten! 


Von „München“ bis zum Kriegsausbruch 


Die Außenpolitik Polens 1938—1939 entsprach seiner Staatskonzep- 
tion und Strategie. Gegen Ende des Jahres 1938 entzog sie sich „den Ver- 
suchen einer Zusammenarbeit mit dem nationalsozialistischen Reich“!). 
Eine permanent anwachsende Krise, deren friedliche Beilegung durch 
Verhandlungen Polen ablehnte, war die Folge. Angesichts dieser Grund- 
haltung waren die deutschen Verhandlungsvorschläge, selbst noch jener 
vom 29. 8. 1939, der im Prinzip nicht weiter ging als jener vom 
24. 10. 19382), Waffenstillstandsangebote, „denn seit vielen Monaten 
hatte kein Frieden zwischen Deutschland und Polen bestanden“?). 


Außenminister Beck hatte sich im Oktober 1938 gewillt gezeigt, mit 
Hitler über Danzig und eine bessere Verbindung zwischen Berlin und 
Königsberg zu verhandeln*). Dennoch zögerte er bewußt diese im 
Prinzip unerwünschten Verhandlungen hinaus, weil er die britische 
Rüstung abwarten und eine internationale Konferenz vereiteln wollte. 
Daß ein Bündnis mit England noch fehlte, war für Beck kein Grund, 
sich den Verhandlungen mit dem Reich zu entziehen. Er forderte viel- 
mehr mit seiner Kriegsdrohung, der Teilmobilisierung, dem Offensiv- 
plan, dem erneut verschärften Druck auf die Minderheiten sowie der 
Ankündigung, daß man zukünftig Deutschland strengstens für jede vom 
Danziger Senat unternommene Handlung verantwortlich machen werde 
(23., 26. und 28. März 1939), Deutschland noch vor Abschluß dieser 
vorbehaltlosen Garantie heraus, um seine unabhängige Großmachtpolitik 


31) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 74. 


1) Weißbuch der Polnischen Regierung, 1940 S. 5. 
2) der polnischen Propaganda zufolge mußte Polen auf einen polnischen Abstim- 


mungssieg in Westpreußen reflektieren. 

3) N. Henderson „Failure of a Mission“ S. 245 und D. Hoggan „Der erzwungene 
Krieg“ S. 741. 

*) Die Gründe für das deutsch-polnische Gespräch sind gesondert behandelt. 
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zu demonstrieren. Allerdings hatte Beck bereits seit August und erneut 
im September 1938 die Zusicherung in der Tasche, daß Großbritannien 
Polen „in Danzig so viel wie möglich“ unterstützen würde®). Gleich- 
zeitig war auch seit Jahresende 1938/1939 die vorbehaltlose Sympathie 
der Regierung der USA für Polen offensichtlich, deren Diplomaten 
Polen „wahrscheinlich auch beeinflußt“ haben’). Die Ablehnung des 
deutschen Verhandlungsvorschlages am 26. 3. 1939 war bewußt provo- 
katorisch, denn es bestand kein Anlaß, sie mit Kriegsdrohung, Mobil- 
machung, verschärfter Minderheitenpolitik, mit dem „Erwachen der 
deutschfeindlichen Stimmung unter den Polen der verschiedensten Ge- 
sellschaftsklassen und Kreise“®) und schließlich mit der Annahme einer 
britischen Blanko-Vollmacht zu unterstreichen. 


Die Behauptung, daß Hitlers Einmarsch in Prag am 15. 3. 1939 dieses 
Verhalten veranlaßt habe, ist nachweisbar falsch. Die polnische Füh- 
rung, „die einzige, die nicht förmlich gegen die Besitzergreifung der 
Tschecho-Slowakei protestiert hat“®), betrachtete die Errichtung des 
Protektorates — vollzogen mit Zustimmung der tschechischen Regie- 
rung! — nicht als Drohung gegen ihr Land. Hatte sie selbst doch 
nie an die Lebensfähigkeit der Tschecho-Slowakeı geglaubt und zudem 
selbst mit Ansprüchen und Ultimaten nach der Münchener Konferenz 
auf die weitere Aufteilung dieses Staates hingearbeiter und die gemein- 
same Grenze mit Ungarn als Ziel verfochten”)! Bereits am 27. 10. 1938 
teilte der deutsche Botschafter in Warschau, v. Moltke, dem Reichs- 
auflenminister mit: 

„Wie ich bereits in meinem Bericht ... vom 14. Oktober 1938 erwähnt 
habe, versucht Polen die Slowakei zu bewegen, aus der politischen Union 
herauszubrechen, in der sie bis jetzt vereinigt ist.“®) 

Außenminister Beck hat die schließlich durchgesetzte Selbständigkeit 
der Slowakei begrüßt und dieses Land schon am 15. März 1939 staats- 
rechtlich anerkannt?). 


Polen berief sich deshalb in seinen Maßnahmen gegen Deutschland am 
26. 3. 1939 auch nicht auf das deutsche Vorgehen in Prag; das hätte ja 
auch eine realistische Einschätzung der deutschen Macht bedeutet, die in 
Polen bis zum Kriegsausbruch nicht vorhanden war. Die polnische Füh- 
rung hat im Gegenteil immer wieder Hitlers Friedenswillen, Hitlers 
Erkenntnis der bolschewistischen Gefahr und Hitlers militärische Schwä- 


1) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 72 und 152. 

>) H. Roos „Polen und Europa“ $. 395. 

6) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 43. 
”) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ S. 41. 

®) Doc. on German Foreign Policy 1918—1945 Vol. V Doc. 87. 

?) ADAP VI Dok. 4. 
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che zitiert und damit nachzuweisen versucht, daß ihre Provokationen 

kein Risiko bedeuteten. Beck im Gespräch mit dem rumänischen Außen- 

minister Gafencu im März 1939: 
„Im Unterschied zu allen seinen Vorgängern ist sich Hitler der Realität 
der bolschewistischen Gefahr bewußt. Er schlug sich immer mit ihr. Ich 
weiß, daß gerade dieses für das neue Deutschland Hitlers das zentrale, 
hauptsächliche und entscheidende Problem ist, angesichts dessen alle an- 
deren Probleme zweitrangig erscheinen. Wie wäre es hiernach möglich, 
daß Deutschland daran interessiert sein könnte, mit Polen zu kämpfen? 
Wenn die polnische Bastion fällt, wird das Tor Europas für die sowje- 
tische Expansion offen sein. Wünscht etwa Hitler dieses? Ich weiß, daß 
er es nicht wünscht. Natürlich wünscht er Danzig zurück, aber niemals 
wird er sich bereitfinden, einen solchen Preis für die Erlangung der 
Freien Stadt zu bezahlen. “1) 

Beck hatte ab Oktober 1938 mit Ribbentrop in der Absicht ver- 
handelt, Hoffnungen auf eine Neuregelung im Sinne der deutschen Vor- 
schläge zu wecken, dabei aber grundsätzlich keine Zugeständnisse zu 
machen. Diese Haltung, die schließlih mit Kriegsdrohung, Mobil- 
machung, verschärftem Druck auf die Minderheiten und der Annahme 
des britischen Blankoschecks im März 1939 ihren vorläufigen Höhe- 
punkt fand, hat mit dem Inhalt der deutschen Vorschläge ebensowenig 
zu tun wie mit der deutschen Verhandlungsführung oder der deutschen 
Politik schlechthin. Sogar das polnische Weißbuch zur Vorgeschichte des 
Krieges bestätigte dies: 

„Die polnische Regierung — wie auch andere Regierungen, die sich den 
Versuchen einer Zusammenarbeit mit dem nationalsozialistischen Reich 
bis Ende des Jahres 1938 nicht entzogen — ging von dem Grundsatz 
aus, daß sie nichts versäumen dürfe, was Europa den Krieg ersparen 
könnte.“11) 

Diese Aussage stellt unmißverständlich fest, daß Polen und auch Eng- 
land ihre Haltung gegenüber Deutschland Ende 1938 geändert haben; 
sie lehnten — um es mit den Worten dieser polnischen Aussage milde 
auszudrücken — fortan eine Zusammenarbeit mit dem Deutschen Reich 
ab und nahmen „Versäumnisse“ in den Friedensbemühungen in Kauf, 
sofern nicht diese „Versäumnisse“ überhaupt die neue außenpolitische 
Grundlinie sein sollten! Das Ergebnis jedenfalls war, daß „viele aus- 
ländische Diplomaten in Warschau glaubten, Polen sei darauf aus, einen 
Krieg zu provozieren“!?). Bereits am 16. März 1939 berichtete der 
französische Botschafter in Warschau, Noel, seinem Außenminister: 


„Andererseits entgeht nıemand das Erwachen der deutschfeindlichen 


10) G. Gafencu „Derniers jours de l’Europe“ S. 70/71. 
11) Weißbuch der Polnischen Regierung S. 5. 
12) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 523 und 524. 
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Stimmung unter den Polen der verschiedensten Gesellschaftsklassen und 
Kreise.*13) 

Beck nahm die britische Blanko-Vollmacht am 31. 3. 1939 an und 
bot am 5. 4. 1939 seinerseits Großbritannien Hilfe auch für den Fall, 
daß Großbritannien — abgesehen von einem Angriff auf die britische 
Insel — irgendwelche Aktionen als Bedrohung seiner vitalen Interessen 
ansehen und mit militärischen Maßnahmen beantworten werde. Was 
hat den polnischen Außenminister bewogen, diesen waghalsigen Weg zu 
gehen, obwohl er selbst die Forderungen Londons — die Zusammen- 
arbeit mit der UdSSR, die Annahme von sowjetischen Waffen für den 
Kriegsfall, den Abschluß eines Militärbündnisses mit Rumänien gegen 
Deutschland und Ungarn — ablehnte? 


Beck hatte erkannt, 
„daß die Methode, mit der England diese Angelegenheit geregelt hat, 
es dreimal leichter machte, die Zustimmung Polens für fast alles das zu 
erlangen, was England wünschte.“1®) 

Beck wußte, daß Hitler ihn nicht bedroht hatte, und „glaubte nicht 
an Offensivabsichten Deutschlands“!°). Beck nahm an, daß Hitler Polen 
auch in Zukunft nicht bedrohen werde, da er 

„im Grunde ein furchtsamer Österreicher sei, der keinen Krieg gegen 
einen entschlossenen und starken Gegner wagen würde.“14) 

Beck hob ın seinen Londoner Gesprächen am 4./6. Aprıl 1939 her- 
vor, daß es „im Augenblick eine Art von Windstille“ gebe, da „nach 
den jüngsten Ereignissen die deutsche Regierung beeindruckt worden 
sei durch die Reaktion, die sie in der Welt hervorgerufen habe“!®), 
(Bezug: Errichtung des Protektorates von Böhmen und Mähren am 
15. 3. 1939). Beck wußte, daß seine Politik „Hitler und alle seine 
Führer wütend machen“ müsse. Er spekulierte damit, daß Hitler dennoch 
„mit allen Anzeichen der Freundlichkeit“ seinen Außenminister nach 
Warschau entsenden würde, den Beck kurz vorher noch als „gefährlichen 
Narren“ zu charakterisieren beliebte. Beck glaubte angesichts der so be- 
stellten Sachlage, daß er dann selbst „die Grenzen der Verhandlungen“ 
oder die Auslösung des Krieges bestimmen könne, „bei dem Deutsch- 
land scheitern würde“. Beck war 

„mehr als glücklich über die britische Unterstützung, so wie sie gewährt 


wurde, d.h., daß es Polens Sache ist, zu bestimmen, wann England zu 
Hilfe zu kommen hat.“!?) 


13) Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 75. 

14) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. IS. 113, 118 und 119. 
15) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ S. 196. 

16) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 118. 
17) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. IS. 113. 
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Und die bereits am 5. 10. 1938 vom britischen Botschafter in Warschau 
ausgedrückten Befürchtungen, 
„daß die jüngsten Ereignisse ihn (Beck) immer mehr ermutigen, irgend- 
einen Druck oder Rat von uns zu ignorieren, “18) 
mußten sich mehr und mehr realisieren. Polen sollte nach den Vor- 
stellungen Becks als europäischer Großmacht die Initiative in der politi- 
schen Entwicklung Europas zukommen. Beck wollte die Bedingungen 
stellen, wobei er mit Kriegsdrohungen schon zur Zeit vor der britischen 
Garantie nicht sparte. Und dieser „persönlich ehrgeizige und eitle Mann“ 
mit den „wenig staatsmännischen Aspekten seines Charakters“!?), der 
selber bekannte, das deutsch-polnische Abkommen von 1934 schwer be- 
lastet zu haben?®), fand den Partner, der bedenkenlos alle Vollmachten 
für diesen Kurs gab! 


Das war Kriegsprovokation, die sich noch nicht einmal der Argumente 
eines „aggressiven“ oder „weltherrschaftslüsternen“ oder überhaupt nur 
„kriegswilligen“ Hitlers bediente. Beck ging ım Gegenteil von der 
Prämisse aus, daß Hitler keinen Krieg wolle, sich gar keinen Krieg 
leisten könne und deshalb auch die übelste Provokation des „entschlos- 
senen“ und kampfwilligen Polen einstecken und „mit allen Anzeichen 
der Freundlichkeit“ seinen Außenminister nach Warschau entsenden 
müsse! — Und England reichte in Kenntnis dieser Motive und Kräfte- 
verhältnisse die Hand für dieses Unternehmen, bereits lange Monate 
vor dem Höhepunkt der sich ständig verstärkenden deutsch-polnischen 
Spannung. Nach Kriegsausbruch dann von dem „Schutz der kleinen 
Nationen“, vom Christentum, von „Bündnispflicht zur Bekämpfung 
eines Europa und die Welt bedrohenden Aggressors“ zu sprechen, ist 
unüberbietbarer Zynısmus. 


Die unentwegte britische Ermunterung schon vor der Garantie ist 
sogar von polnischen Diplomaten als Kriegswille erkannt worden: 


„Es ist kindlich naiv und gleichzeitig unfair, einem Staat, der sich in 
einer solchen Lage wie Polen befindet, vorzuschlagen, er solle seine Be- 
ziehungen zu einem so starken Nachbarn wie Deutschland kompromit- 
tieren und die Welt der Katastrophe eines Krieges aussetzen, nur um 
den Bedürfnissen der Innenpolitik Chamberlains willfährig zu sein. Noch 
naiver wäre es anzunehmen, die polnische Regierung verstände nicht den 
wahren Sinn dieses Manövers und seine Konsequenzen.“ 2!) 


Diese schwerwiegende Anklage erhob der polnische Botschafter in 


18) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. II Doc. 137. 

192) ebenda Vol. II Doc. 206. 

20) ebenda Vol. II Doc. 312. 

21) Deutsches Weißbuch Nr. 3 — Polnische Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges 
r. 11 5. 102. 
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Paris, Lukasiewicz, am 29. 3. 1939 in einem Bericht an seinen Außen- 
minister. Diese Aussage, die nicht allein steht??), ist ein untrüglicher 
Beweis dafür, daß Polen bereits vor Englands Blanko-Vollmacht er- 
muntert worden war, seine Beziehungen zu Deutschland zu kompro- 
mittieren und einen Krieg zu entfesseln. Und die polnische Regierung 
verstand sich zeitig auf diese Sprache. 
„Sofort nach der britischen und der unmittelbar darauffolgenden 
französischen Garantieerklärung beginnt in Polen eine wüste Hetze 
gegen Deutschland. ... 
In den polnischen Zeitungen erscheinen Forderungen, die Stadt Danzig 
ganz zu besetzen. 
Dann geht es noch weiter. Die polnische Armee soll in Ostpreußen ein- 
marschieren und diesen Teil Deutschlands annektieren. Andere Zeitungen 
fordern noch mehr: Polens Grenze müsse bis an die Oder vorgeschoben 
werden. Auf Versammlungen werden Forderungen erhoben, die gerade- 
zu wahnwitzig anmuten. Nicht die Oder, sondern die Elbe sei Polens 
Westgrenze. Und Berlin sei keine deutsche Stadt, sondern eine alte 
slawische, eine alte polnische Ansiedlung! Polen beginnt mit der Teil- 
mobilisierung, Plakate erscheinen an den Hauswänden: „Auf nach 
Berlin!“23) 

Beck kompromittierte weiter: In seiner Note vom 26. 3. 1939 an den 
Reichsaußenminister hatte er die weitere Behandlung der deutschen An- 
liegen in Danzig als Kriegsgrund bezeichnet, was er seinen Londoner 
Gesprächspartnern Anfang April zur Kenntnis gab?*). Beck, der noch 
am 20. 4. 1939 ın Instruktionen an seine ım Ausland weilenden Diplo- 
maten festgestellt hatte, daß trotz der inzwischen wechselseitig in Kraft 
getretenen britisch-polnischen Garantie „kein Zeichen irgendeiner Hast 
von seiten Deutschlands“ erkenntlich sei, hingegen aber eine „neue Welle 
von Gerüchten“?°), hielt am 5. 5. 1939, wenige Tage später also, vor 
dem Sejm eine Rede, die — da sie unehrlich war und die wahren Ver- 
hältnisse verfälschte — geradezu als Kriegserklärung wirken mußte. 
Mit dieser Rede schlug er jede wie immer geartete Verständigung end- 
gültig aus. Becks Ausspruch „Wir in Polen erkennen die Auffassung vom 
Frieden um jeden Preis nicht an“ war angesichts der jüngsten deutsch- 
polnischen Verhandlungen und des deutschen Verständigungswillens an 
Zynismus und Kriegswillen kaum zu überbieten. Abgesehen von der 
unwahren Behauptung, Deutschland habe Forderungen ohne Gegen- 
leistungen gestellt, ist auch folgende, die Geschichte verfälschende Dar- 
stellung für die aggressive Haltung Becks bezeichnend: 


22) vgl. S. 287 ff. 

23) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 64. 

24) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 579. Kennard an Halifax 
am 31. 3. 1939. 

25) W. Jedrzejewicz „Poland in the British Parliament 1939 —1945* Bd. 1, S. 41 und 42. 
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„Ich bestehe auf der Bezeichnung ‚Provinz Pommerellen‘. Das Wort 
‚Korridor‘ ist eine künstliche Erfindung, denn dies ist ein altes polnisches 
Land mit einem unbedeutenden Prozentsatz deutscher Kolonisten. “2®) 


Die polnische Öffentlichkeit reagierte mit Begeisterung auf diese Rede. 
Beck erhielt einen ganzen Stoß von Huldigungstelegrammen. Er wie 
die polnischen Militärs wußten um den Kurs, den diese Rede unmiß- 
verständlich proklamierte: 


„Daß gerade die beiden verhältnismäßig so armen Länder Deutschland 
und Polen sich schlagen sollten, was letzten Endes doch nur im Interesse 
der reichen Länder gelegen sei.“ 27) 

„Als ım Frühjahr 1939 die von ihm (Beck) vertretene Politik des Aus- 
gleichs mit Deutschland zusammenbrach, blieb Beck trotzdem ım Amt 
und erlebte seine größte Popularität im polnischen Volke gerade ın dem 
Augenblick, in dem er mit der Rede vom 5. Mai 1939 den endgültigen 
Bruch mit seiner bisherigen Politik vollzog.“2®) 


Die vorbehaltlose Garantie Großbritanniens hat die „polnische Füh- 
rung blind gemacht gegenüber den praktischen Vorteilen einer Verstän- 
digung mit Deutschland“. Hitler hatte keinen Druck auf Polen ausgeübt 
oder angedeutet, hatte keine Termine gesetzt und keine unzumutbaren 
Forderungen erhoben. Hitlers Politik entsprach zu jenem Zeitpunkt nach 
Becks eigener Aussage in London einer Art „Windstille“. Und doch 
stellte sich der polnische Außenminister fortan an die Spitze der deutsch- 
feindlichen und kriegswilligen polnischen Offentlichkeit, lancierte seiner- 
seits aufputschende, unwahre Gerüchte ins Ausland?) und unternahm 
nichts, um Ausschreitungen seiner Landsleute zu verhindern oder ein- 
zuschränken. 


„Der Kriegsausbruch vom 1. September 1939 erscheint nun in Polen als 
ein völlig unschuldig erlittener Überfall durch den übermächtigen deut- 
schen Nachbarn, gewissermaßen als Schlag aus heiterem Himmel auf eın 
ahnungsloses Land, wobei ganz vergessen wird, daß Polen sich seit dem 
März in einer ständig gesteigerten Kriegsstimmung befand, daß in zahl- 
reichen Aufsätzen und Leserzuschriften in Zeitungen der Krieg drin- 
gend gewünscht wurde, daß durch Aktionen, wie die der Meldung zu 
einem Kommando ‚lebender Torpedos‘ (nach mißverstandenem japa- 
nischem Vorbild) und durch Vorträge polnischer Offiziere, die die 
Qualitäten polnischer Soldaten in den Himmel hoben und die deutsche 
Ausrüstung als minderwertig bezeichneten, eine Stimmung der Sieges- 
zuversicht erzeugt wurde, die von einem raschen Marsch nach Berlin 
träumen ließ. “30) 


26) ebenda $. 48 und Weißbuch der Polnischen Regierung, 1940 Dok. 77 S. 112. 

27) Deutsches Weißbuch Nr. 2 Dok. 216. 

28) Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 1/1954 S. 88. G. Rhode „Außenminister Joseph 
Beck und Staatssekretär Graf Szembeck“. 

?®) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. IS. 101. 

3) G. Rhode „Die deutsch-polnischen Beziehungen und ihre neuralgischen Punkte“ 
in West-Ost Berichte IV/III 1961 S. 97. 
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Nichts Vergleichbares ist in Deutschland 1939 aufzuzeigen! Es gab 
weder einen deutschen Politiker, noch einen deutschen Diplomaten, noch 
einen deutschen General, noch einen deutschen Publizisten, dem die 
Frage „Krieg oder Frieden“ gleichgültig gewesen wäre. Dem polnischen 
Botschafter ın Paris, Lukasiewicz, hingegen — und der polnischen Diplo- 
matie — war diese Frage gleichgültig*). Dies mußte der französische 
Außenminister Bonnet feststellen, als er Lukasiewicz die Bedeutung der 
britisch-französisch-sowjetischen Militärgespräche auseinandersetzte®"). 

„Wir fürchten nichts. Rußland wird nicht erlauben, daß Deutschland 
uns Fe Deutschland wird Rußland daran hindern, uns etwas zu 
tun. 

Die Verleugnung jeder Furcht, wie sie zu Beginn des Jahres 1937 der 
polnische Staatspräsident Mosciki vertreten hatte, sollte im Jahre 1939 
aggressive Untertöne erhalten. Sie gingen so weit, daß die polnische 
Führung bei der Demonstrierung ihrer Zielsetzungen wenig Rücksicht 
auf die „Weltmeinung“ nahm und selbst die wenigen gutgemeinten 
Ratschläge von befreundeter Seite in den letzten Tagen und Stunden 
vor Kriegsbeginn hochmütig abwies. 


So telegraphierte der britische Botschafter in Warschau am 2. 4. 1939 
(kurz vor dem Besuch Becks in London) nicht ohne Grund seinem 
Außenminister: 

„Die Hauptschwierigkeit besteht darin, daß die polnische Regierung 
hier darin versagt hat, die öffentliche Meinung dahingehend zu erziehen, 
daß irgendwelche Konzessionen notwendig sind.“ 33) 

Dennoch zog man in London daraus keine Konsequenzen für die 

Erhaltung des Friedens. 


Am 17. Mai 1939 schlossen die Vertreter Frankreichs und Polens eine 
Militärkonvention ab, in der sich der französische Generalstab ver- 
pflichtete, am 15. Tag nach Kriegsbeginn die „Siegfriedlinie“* zu durch- 
brechen. Damit war der polnische Wunsch „zum Bewegungskrieg mit 
dem Einfall in Deutschland und Vorrücken nach Berlin“) der vor- 
behaltlosen Erfüllung nähergebracht worden. Auch der französische 
Außenminister Bonnet war sich an diesem Tag, als der polnische Bot- 
schafter Lukasiewicz ihn nötigte, die Geheimklausel — „daß Danzig 


*) C.J.Szembek „Journal 1933—1939* S. 434 — Auf einer Konferenz mit dem 
Außenminister am 24. 3. 1939 wurde die Linie der polnischen Außenpolitik dahin- 
gehend festgelegt, daß bei Beeinträchtigung der „Grenze unserer direkten Interessen 
und unserer normalen Bedürfnisse“ — „wir uns schlagen werden“. 


31) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ S. 252. 

32) C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937— 1939“ S. 353. 
33) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 605. 
32) D. J. Dallin „Soviet Russia’s Foreign Policy“ S. 36. 
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für Polen von lebenswichtiger Bedeutung ıst“ — in die abzuschließende 

Konvention aufzunehmen, über die polnischen Absichten im klaren. Er 

schrieb hierzu in seinen Memoiren: 
„Es schien mir, daß Becks feines Spiel darın bestand, die französisch- 
britische Verbundenheit auszunutzen, um den einen von uns mit Hilfe 


des anderen zum Abschluß immer umfassenderer und eindeutigerer Ver- 
pflichtungen hinzureißen.“35) 


Die Krise wurde weiter zugespitzt, und die polnische Regierung 
weigerte sich, über ihre Beilegung zu verhandeln: 


„Die Polen sahen der herannahenden Krise gleichmütig entgegen, ver- 
trauend darauf, daß Hitler als Aggressor entlarvt werden würde, und 
daß dann die berechtigten Klagen über Danzig vergessen werden 
würden.“3®) 


Am 13. 6. 1939 empfahl der britische Botschafter in Berlin, Hender- 
son, die Polen sollten 


„etwas weniger über ihre Tapferkeit sprechen und etwas mehr über die 
Realitäten ihrer geographischen Lage nachdenken.“?”) 


Der Hochkommissar des Völkerbundes in Danzig, Carl J. Burck- 
hardt, schrieb am 5.7.1939 an Roger Makins, einen britischen Völker- 
bundsdelegierten, in Basel: 


„Bei den Polen setzte sich eine gefährliche Stimmung durch. Man gab 
vielfach zu, oder was schlimmer ıst, man erklärte sogar, daß ein allge- 
meiner Krieg das letzte Heil für die Republik bedeuten würde. Man 
begann, was besonders gefährlich ist, sich mit dem Gedanken einer 
unvermeidlichen Katastrophe vertraut zu machen; maßlose 
Aussprüche fielen, und das Ergebnis von alldem war eine Art von 
psychischer Vergiftung in dieser unglückseligen Stadt, wo als Unglücks- 
boten und Sturmvögel unzählige Schlachtenbummler einzutreffen be- 
gannen, die vielfach darauf aus waren, die Krise zu verschärfen, sei es 
durch persönliche Interventionen ın dem lokalen Streit, sei es durch 
phantasıevolle Reportagen.“2®) 


Auch in England kannte man diese Entwicklung! Nachdem ım briti- 
schen Kabinett eine Erklärung hinsichtlich der britischen Polenpolitik 
entworfen worden war, die Mr. Chamberlain im Unterhaus verkünden 
sollte, | 

„bat Beck Halifax (an dem gleichen 5. Juli 1939), die kompromittierende 
Wendung zu streichen, in der er sagte, daß die polnische Regierung 


‚an solche Gespräche (mit Deutschland) objektiv, aber guten Willens 
herangehen würde‘. 


35) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ $. 223. 

»6) A.]J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 249. 

37) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI S. 702. 

38), C. J" Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939“ S. 318 und ADAP VI 
ok. 771. 
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Die Wendung wurde ausgelassen, als Chamberlain am 10. Juli im Unter- 
haus sprach.“®®) 

Die britische Regierung hatte sich damit abgefunden und eingewilligt, 
daß Polen nicht verhandeln wollte. Ergebnis: Weitere Kriegsrufe in 
Polen. Chodacki, der polnische Generalkommissar in Danzig, jener Mann, 
der die polnische Politik an dem Brennpunkt der deutsch-polnischen 
Beziehungen vertrat, sprach wiederholt offen von Krieg, zum Beispiel 
als Danzig sich nicht aushungern lassen, sondern unter diesem von 
Polen ausgeübten Druck der Existenzvernichtung die Grenze nach Ost- 
preußen öffnen wollte®°). 

Am 10. August 1939 schrieb der streng zensierte „Kurier Polski“: 
„So wıe Karthago vor 2000 Jahren zerstört werden mußte, erhöben 
sich heute immer mehr Stimmen, die den Herrschaftsgelüsten Deutsch- 
lands über die Völker Europas ein für allemal ein Ende bereiten woll- 
ten.... Immer allgemeiner seı jetzt die Auffassung, daß ‚Karthago‘ zer- 
stört werden müsse. Mit raschen Schritten nähere sich der Augenblick, 
in dem die Auffassung über die Notwendigkeit der Beseitigung des 


Pestherdes im Zentrum Europas Allgemeingut wird. Dann werde von 
Deutschland nur noch ein Trümmerhaufen übrigbleiben.“4!) 


Diese Forderung blieb in der polnischen Vorkriegspresse keine Ein- 
zelheit, sondern war Grundtenor einer streng zensierten Publizistik. 
Wenn zusätzlich namhafte Sprecher dieses Staates mit unablässigen 
kriegshetzerischen Reden das Volk aufputschten und offen annexionısti- 
sche Ziele proklamierten, dann war das Kriegspolitik*')! Nicht der- 
jenige kann als Schuldiger an einem Kriege gebrandmarkt werden, der 
als erster den militärischen Vormarsch befohlen, sondern jener, der lang- 
fristig seine gesamte Politik darauf abgestellt hat, den Gegner zum 
militärischen Eingreifen zu zwingen, und der im Innern seines Landes 
bereits den Krieg gegen die fremdvölkischen Minderheiten zum Dauer- 
zustand gemacht hat! 

Carl J. Burckhardt, der Hohe Kommissar des Völkerbundes in 
Danzig, in einem Bericht vom 20. 12. 1938: 


„Die Polen haben ein Gran Narrheit. Sie zerbrechen die Gläser um 
Mitternacht. Sie sind das einzige unglückliche Volk in Europa, das Sehn- 
sucht nach dem Schlachtfeld hat. Sie sind ruhmsüchtig und kennen darin 
kein Maß. 

Es gibt Herrn Beck, aber es gibt auch die Armee und eine öffentliche 
Meinung, die wie Pulver entzündlich ist.“22) 


3%) M. Gilbert und R. Gott „Der gescheiterte Frieden“ S. 200 und Doc. on British 
Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI Doc. 236. 

40) C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939* S. 322. 

41) A. Buckreis „Politik des 20. Jahrhunderts“ S. 127—128, 164—167, 231. 

#2) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. I S. 394 und 401. 


189 


Roger Makins berichtete am 11. 6. 1939 über ein Gespräch mit 
Burckhardt: 


„Burckhardt stellte gewisse Anzeichen von polnischem Imperialismus 
fest und erhielt den Eindruck, daß Polen sehr weitreichende Ziele ver- 
folge.“ 43) 


Der französische Botschafter in Berlin, Coulondre: 


„Ihr Heil (Polens und Rumäniens) lag allein in der Aufrechterhaltung 
des Friedens, aber sie haben nichts getan, was dazu notwendig gewesen 
wäre.““*) 


Als Gegner Hitlers bekannte Historiker: 


„Die Geschichte Polens in den letzten Jahren vor dem Zweiten Welt- 
krieg ist eine Geschichte von Heroismus und Narrheit.“ 


„Auch gehorchte Polen zunehmend anti-deutschen Leidenschaften.“ 
„Doch ist es kaum zu leugnen, daß die Polen bei jedem Konflikt die 
schärfste Reaktion wählen, die — den Krieg ausgenommen — möglich 
ıst.“ 45) 

„Polen hat in Überschätzung seiner Kräfte nicht alles versucht, um eine 
gewaltsame Auseinandersetzung zu verhindern.“4®) 


„Und Polen? In Polen schien der verhängnisvolle Pakt (mit Groß- 
britannien) gar keinen Eindruck zu machen. Polen verharrte in trotziger 
Ablehnung (eines Gespräches mit Deutschland), die Presse überschlug 
sich förmlich in Kriegslust und Deutschenhaß, zum Beispiel erschien ın 
diesen Tagen in einer westpolnischen Zeitung ein Aufsatz, in dem der 
bevorstehende Krieg mit einem Fußballmatch verglichen wurde. Höhnisch 
forderte die Zeitung die deutschen Spieler in die Schranken. Man werde 
ihnen schon zeigen, wie die Polen zu kämpfen verstünden. Und die 
Danziger könnten zusehen, wie ihre Landsleute geschlagen würden. Die 
Verhaftungen von Deutschen nahmen ihren Fortgang, über ihren Ver- 
bleib wurde keine Auskunft erteilt. Man kann es nicht anders sagen: 
Polen tat alles, um den Nachbarn aufs äußerste zu reizen und ıhn in 
seinem Kriegswillen zu bestärken. 

Das Tollste war eine Postkarte, auf der die Westgrenze Polens zu 
sehen war, wıe sie eigentlich verlaufen müsse. Sie lief an der Oder 
und Neiße entlang. Eine solche Anmaßung mußte auf deutscher Seite 
als Kriegsdrohung aufgefaßt werden. Bei den Deutschen ın Polen er- 
regte sie nur Spott. Wer konnte dergleichen ernst nehmen. Wer konnte 
damals ahnen, daß die Grenze einmal Wirklichkeit werden würde?“4#7) 


Die polnische Führung hat in jedem erdenklichen Bereich die Initiative 
zur ständigen Verschärfung der Krise ergriffen: in der Außenpolitik, 
in der Mobilmachung, den militärischen Absprachen mit Frankreich, 
in der Verdrängung der Minderheiten, in der Publizistik einschließlich 


43) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI Doc. 36. 

#4) R. Coulondre „Von Moskau nach Berlin“ S. 414. 

45) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 9. 

4) H. Buchheim „Das Dritte Reich — Grundlagen und politische Entwicklung“ S. 47. 
47) Posener Stimmen, Lüneburg, März 1964 S. 2/3. 
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Rundfunk- und Plakatpropaganda, ın der Literatur, in dem öffentlichen 
Auftreten maßgebender Sprecher, in dem Vorgehen gegen Danzig, in 
der diplomatischen Brüskierung des deutschen Nachbarn, in den 
sich häufenden Grenzverletzungen („Ilustrowany Kurjer“ sprach am 
7.8. 1939 sogar von einem Wetteifern polnischer Einheiten, deutsches 
Wehrmachtsmaterial jenseits der Grenze zu zerstören und zu konfis- 
zieren“), in der Bereitstellung der Truppen zum Angriff, in offiziellen 
Kriegsdrohungen, in der auf dem Höhepunkt der Krise erlassenen 
Order an Lipski, „sich in keine sachlichen Gespräche einzulassen“, und 
der schon am Tage vorher verkündeten Generalmobilmachung. Die 
artilleristische Beschießung der offenen deutschen Stadt Beuthen in der 
Nacht vom 31. August zum 1. September war ebenso wie die Affäre 
des Überfalles auf den Gleiwitzer Sender in dieser Ereigniskette zwar 
bezeichnend, wenn auch nicht entscheidend. Die Würfel waren zum 
Zeitpunkt der beiden letztgenannten Ereignisse bereits auf allen Seiten 
gefallen. 

„In großen Teilen der polnischen Bevölkerung herrschte zuversichtliche 

Kriegsstimmung.“ 

„Polen hat nicht einmal den Versuch gemacht, Zeit zu gewinnen.“°) 

Das polnische Vorgehen gegen Danzig und das Verhalten in den 
letzten Friedenstagen verdienen eine gesonderte Darstellung; sie ergänzt 
und bestätigt aber lediglich die Gesamthaltung der polnischen Außen- 
politik im Jahre 1939 gegen Deutschland. 


Das polnische Vorgehen gegen Danzig 


„Die ständigen Bestrebungen Polens um die Erweiterung seiner Befug- 
nisse im Freistadtgebiet Danzig, die als Endziel die Aufhebung der 
Selbständigkeit verfolgten, führten zu dauernden Konflikten.“!) 

Diese „ständigen Bestrebungen“ gehen auf das Jahr 1919 zurück und 
gehören zu einem Teilbereich der territorialen Forderungen Polens. Sie 
sind im Jahre 1939 unablässig intensiviert worden. Nach Aussage des 
polnischen Generalkommissars in Danzig, Chodacı, vom Jahre 1939 
wären 15 tausendseitige Bände erforderlich, um die Streitigkeiten zwi- 
schen Danzig und Polen zu schildern?). Danzig, eine auch von der 


2) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 556. 
4) G. Rhode „Die Ostgebiete des Deutschen Reiches“ S. 134. 


1) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934* 
S. 43 


2) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ $. 89. 
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polnischen Regierung unbestritten als deutsch bezeichnete Stadt, wurde 
zwar nach außen durch den Versailler „Vertrag“ in eine „Freie Stadt“ 
umgewandelt, doch blieb von dieser „Freiheit“ in Wirklichkeit nur 
wenig übrig. Die Rechte, die Polen seit 1919 ın Danzig erhalten hatte, 
waren so weitgehend, daß Warschau mafßgebenden Einfluß auf das 
Wirtschaftsleben und damit das politische Schicksal der Stadt ausübte: 
Polen vertrat Danzig nach außen, somit auch im Völkerbund. Polen 
war in Danzig mit einem Gesandten, Deutschland und andere Staaten 
allenfalls mit Konsuln vertreten. Polen kontrollierte Danzigs Grenze 
einschließlich der nach Ostpreußen und setzte nach eigenem Ermessen 
die Zollsätze fest. Polen unterhielt in Danzig 23 Behörden, dazu ein 
eigenes Postamt. Polen verwaltete die Danziger Eisenbahn und war 
verantwortlich für die „Landesverteidigung“* Danzigs. Polen unterhielt 
auf der Westerplatte innerhalb des „Freistadt“-Geländes ein militäri- 
sches Kontingent und ein Munitionslager. 


Der Völkerbund, „Schutzherr“ der Freien Stadt und ihrer Verfassung, 
bevollmächtigte einen auf jeweils 3 Jahre gewählten Hohen Kommissar, 
um äußere Eingriffe und innere Unruhen zu verhindern bzw. zu 
schlichten. Da seine Bemühungen um eine Vermittlung zwischen Polen 
und Danzig meistens scheiterten, hatte sich der Völkerbundsrat in Genf 
als oberste richterliche Instanz auf fast allen Sitzungen mit Danzig zu 
befassen. Dieser Völkerbundsrat besaß jedoch weder definitive Befug- 
nisse noch die nötige Macht, um eine konstruktive Lösung durchzusetzen. 
Im Sommer 1936 schuf er ein sogenanntes „Dreierkomitee“, dessen 
Mitglieder die Außenminister Englands, Frankreichs und Portugals 
(später Schwedens) waren. Auch Polen war als „Vertreter der außen- 
politischen Angelegenheiten der Freien Stadt“ Mitglied dieses Komitees, 
was durch das Verhalten des polnischen Vertreters schon damals zu 
einem paradoxen Zustand führte: „Die Rollen von Völkerbund und 
Polen erschienen vertauscht“?). Dieses Dreierkomitee sollte den Völker- 
bundsrat von den Danziger Angelegenheiten entlasten. In Wirklichkeit 
waren England und Frankreich mit der Schaffung dieses Komitees noch 
stärker als bisher in Danzig engagiert worden. Fortan lief der Instanzen- 
weg des Völkerbund-Hochkommissars direkt von und nach London und 
Paris. Diese Regelung war für alle Beteiligten unbefriedigend. Daher 
ist es nicht verwunderlich, daß die Hohen Kommissare des Völker- 
bundes in Danzig durchweg für eine Neuregelung der dortigen Ver- 
hältnisse plädierten, worunter sie die Rückgliederung Danzigs zu Deutsch- 
land verstanden, zumal der Vorwand Polens, einen Hafen zu benötigen, 


%) C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939“ S. 30/31, 26/27 und 357. 
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durch den Auf- und Ausbau Gdingens, die wirtschaftliche Drosselung 
Danzigs und die weitere Sicherung eines Freihafengeländes für Polen 
ın Danzig längst hinfällig geworden war. Graf Manfredo Gravina, 
Hochkommissar des Völkerbundes in Danzig von 1929—1932, hatte 
damals vorgeschlagen: 


Ostpreußen durch eine Erweiterung des Danziger Territoriums nach 
Westen mit dem Reich zu verbinden; 


den Völkerbund als Schutzmacht Danzigs mit den erforderlichen Voll- 


machten zu versehen; 


Danzig von allen Beschränkungen durch Polen zu befreien (Bahn, Zoll, 
Wirtschaft, Außenpolitik usw.); 


Polen Gdingen einschließlich des umliegenden Gebietes sowie einen Frei- 
hafen in Danzig zu übertragen und diese Regelung mit einer Garantie 
des Völkerbundes zu sichern?). 


Auch Carl J. Burckhardt hat im Jahre 1937 und später die Rückkehr 
Danzigs zu Deutschland als unerläßlich bezeichnet‘). Doch auc er 
mußte seine Machtlosigkeit, die Zustände zu ändern, einsehen und zu- 
geben, daß ihm von nicht unmaßgeblicher Seite sogar insgeheim nahe- 
gelegt wurde, von seinen Beschwichtigungsversuchen in Danzig abzusehen, 
da sie „schädlich“ seien?). Seit 1935, als der Unterstaatssekretär im 
Auswärtigen Amt Warschau, Graf Szembek, in sein Tagebuch eintrug: 


„Viele Leute haben ein Interesse an einer Verschlechterung der polnisch- 
danziger Beziehungen, polnische Nationalisten ebenso wie deutsche 
Danziger Hitlerfeinde, Juden und Wirtschaftler des Hafens Gdingen,“®) 


sind die gleichen Gruppen unentwegt in dem von Szembek bezeichneten 
Sinne tätig geblieben. 


Der Vorschlag Hitlers an Polen vom 24. Oktober 1938 war wesent- 
lich bescheidener als alle früheren Danzig-Forderungen deutscher und 
ausländischer Politiker. Er wurde — und dies bestätigen auch alle nach- 
träglich zusammengetragenen Dokumente! — in der ehrlichen Absicht 
vorgetragen, die Beziehungen zum östlichen Nachbarn auf eine bessere 
und sichere Grundlage zu stellen. Hitler hat weder gedroht noch auch 
nur leise angedeutet, daß er die Durchsetzung seiner Wünsche nötigen- 
falls erzwingen werde. Auch von einer Fristsetzung war keine Rede. 
Im Gegenteil forderte Hitler bis zum Kriegsbeginn wiederholt den 


4) H. Roos „Polen und Europa“ S. 296. 

5) C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939* S. 104. 

®) J. Szembek „Journal 1933—1939* — ausführliche Besprechung dieses Buches in: 
NATION EUROPA 1959, Heft 5 S. 22. 
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Danziger Senat auf, zurückhaltend zu sein, wobei er jedoch keinen 
Zweifel daran ließ, daß Danzig den Schutz des Reiches besitzt”). 


Hitler hat sich nachweislich erstmals nach dem polnischen Ultimatum 

vom 4. 8. 1939 in die Danziger Vorgänge eingeschaltet, und zwar in der 

Form, daß er 

a) Gauleiter Forster zur Berichterstattung nach Berchtesgaden auffor- 
derte (10. 8. 1939) und befahl, „jeden neuen Zwischenfall in Danzig 
zu vermeiden, um die Dinge nicht zu komplizieren“®), 


b) Carl Burckhardt, den Völkerbundshochkommissar in Danzig, um 
Vermittlung bat, 


c) Polen davon in Kenntnis setzte, daß Deutschland eine Aushungerung 
oder militärische Besetzung Danzigs durch Polen nicht dulden werde 
— ein Schritt, der dann in einer polnischen Erklärung vom 
10. 8. 1939, solle er den polnischen Interessen schaden, als „Angriffs- 
akt“ bezeichnet wurde?). 


„Hitler widersetzte sich keiner der polnischen Wirtschaftsbestrebungen, 
war aber entschlossen, dort — in Danzig — kein polnisches Regime zu- 
zulassen. “10) 


„Die Sudeten-Nazis, ebenso wie die Österreicher vor ihnen, vergrößerten 
die Spannung allmählich ohne Anleitung durch Hitler. In Danzig war 
die Spannung bereits vollständig; und Hitler, sofern er überhaupt etwas 
tat, hielt die örtlichen Nazis zurück.“11) 


Der polnische Außenminister Beck hingegen betrieb seine Politik in 
Danzig „nicht wegen Danzig an sich, sondern aus Prinzip — Danzig 
sei eine Art Symbol geworden“!?). 

Wie aber sah diese „Prinzip-Politik“ Polens in Danzig aus? So urteilt 
der deutsche Botschafter in Paris, Otto Abetz: 


„Die These von einem ‚spontanen‘ Erwachen des polnischen Nationalis- 
mus nach München hält der kritischen Betrachtung nicht stand. Die 
antideutschen Manifestationen mit der Forderung auf eine Annexion 
Danzigs und Ostpreußens durch Polen fanden an zu vielen und an zu 
weit voneinander entfernten Orten statt, der Boykott über die deutsch- 
sprachigen Geschäfte war zu gut synchronisiert, die Steinwürfe gegen die 
Fensterscheiben der deutschen Botschaft in Warschau und des deutschen 


?) ADAP Bd. VII Nr. 188 Hitler sagt am 22. 8. den vorgesehenen Besuch des Kreu- 
zers „Königsberg“ in Danzig ab. 

8) Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 188. 

?) Weißbuch der Polnischen Regierung, 1940 Dok. 86. 

10) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 439 und 538. 

11) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 248. 

12) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II Dok. 49 S. 122 
— Protokoll über Becks Gespräche in London am 4. 4. 1939. 
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Generalkonsulates in Thorn fielen zeitlich zu sehr zusammen, um ihre 
Spontaneität wahrscheinlich werden zu lassen.“ 1®) 

Mit der Rückendeckung Großbritanniens forcierte Warschau seine 
Polonisierungskampagne gegen Danzig. Die Initiative zum Schlechteren 
lag wie so oft seıt 1919 ausschließlich bei Polen. Und England „führte 
Polen auf diesen schmalen Gartenpfad“!*). Außenminister Beck gestand 
nach Polens Niederlage 1939 ın seinem rumänischen Exil einem Freund: 


„Niemand kann mit Aufrichtigkeit behaupten, daß Danzig der Kriegs- 
grund war.“ — 


Tatsache bleibt: 


„Aber er hatte sich in den kritischen Monaten des Jahres 1939 genauso 
verhalten, als wenn es sich wirklich allein um Danzig gehandelt hätte.“!5) 


Die wichtigsten dieser Schritte: 


Ende 1938 gab Polen Briefmarken heraus, auf der Danzig als pol- 
nische Stadt dargestellt war’®). 


„Am 2. Mai war die polnische Presse bis zu dem Punkt gelangt, daß 
sie forderte: ‚Danzig wird polnisch‘. Bei der steigenden nationalistischen 
Leidenschaft, die aus Warschau sprach, waren die Aussichten für eine 
deutsch-polnische Übereinkunft gering.“ 17) 


Am 5. Mai 1939 erklärte der polnische Außenminister Beck vor dem 
Sejm, dem polnischen Parlament: 


„Die überwiegende Mehrheit der Danziger Bevölkerung ist heute deutsch, 
aber ihre Existenz und ıhr Wohlstand sind vom Wirtschaftspotential 
Polens abhängig. Welche Folgerungen haben wir daraus gezogen? 

Wir haben uns immer auf den Boden der Rechte und Interessen unseres 
Seehandels und unserer Seepolitik in Danzig gestellt und stehen auch 
heute entschieden auf diesem Boden.“!®) 


Entschieden auf diesem Boden stehen hieß, Danzig weiterhin wirt- 


schaftlich und damit existentiell von Polen abhängig zu halten und 
diese Abhängigkeit noch zu vergrößern. 


Am 11. 6. 1939 erhöhte Warschau die Zollmannschaft in Danzig er- 
neut. Die hiermit verbundene finanzielle Belastung hatte Danzig zu 
tragen. Diese Maffnahme war um so provozierender, als die Zahl der 


13) O. Abetz „Das offene Problem“ S. 101. 
Abetz wurde 1940 nach dem Waffenstillstand mit Frankreich zum Botschafter in 
Parıs ernannt. 

14) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 158. Der britische Bot- 
schafter in Berlin an seinen Außenminister am 22. 8. 1939. 

15) S,L. Sharp „Poland — White Eagle on a Red Field“ S. 143. 

16) Michel-Katalog (Briefmarkenkatalog) und Deutsches Weißbuch Nr. 2 Dok. 198. 

17) Ch. Tansill „Die Hintertür zum Kriege“ $S. 563. 

18) Weißbuch der Polnischen Regierung, 1940, Nr. 77. 
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polnischen Zöllner in Danzig auf das Vierfache des Bestandes von 
1929 angestiegen war, während im gleichen Zeitraum der Danziger 
Handel auf ein Drittel seines Umsatzwertes gedrosselt wurde!?). Im 
selben Monat wurde die polnisch-danziger Grenze für Deutsche ge- 
schlossen. Nach offiziellen polnischen Zahlen wurden 1924 = 10,9 Yo 
der polnischen Überseetransporte auf dem Binnenwasserwege transpor- 
tiert. 1937 waren es 4 Yo, 1938 = 2,3 62%). Ende Juni 1939 versicherte 
der polnische Minderheitenführer im Danziger Volkstag, Budzynski, ın 
einer Rede zum polnischen „Festtag der Seefahrt“ in Gdingen seinen 
wenigen in Danzig lebenden Landsleuten, Danzig werde durch die 
Armee mit Polen vereinigt werden!?). 


Am 11. 7. 1939 berichtete Lord Halifax seinem Botschafter in 
Warschau über ein Gespräch mit dem kürzlich nach London zurück- 
gekehrten polnischen Botschafter Fürst Raczynski: 


„Oberst Beck ist sich bewußt, daß die polnische Öffentlichkeit zu erregt 
sei, so daß er sich genötigt sah, zu erklären, er wolle versuchen, den Ton 
zu dämpfen.... 

Beck gibt zu, daß sich in Danzig bisher nichts getan hat, was die 
Situation wesentlich geändert hätte, und daß Danzig weiterhin von 
Polen „commanded“ wird... 

Dennoch kündigte Beck an, die militärischen Vorbereitungen rund um 
Danzig zu verstärken. Beck fühlte, daß die Situation nicht unbegrenzt 
auf dem gegenwärtigen Geleise fortentwickelt werden könnte, da die 
Gefahr eines fait accomplı bestand. .... 

Obgleich er noch nicht zu einer definitiven Entscheidung gekommen ist, 
dachte sich Oberst Beck, daß vielleicht der beste Weg, ein Halt zu er- 
reichen, der sei, sehr sorgfältig einen ganz klaren Bruch der Verfassung 
von Danzig herauszusuchen, was von nicht zu gravierender Natur 
wäre, um eine gegenwärtige Explosion zu verursachen. Wenn ein Halt 
mit diesem sorgfältig gewählten Grund geboten worden ist, könnten die 
Danziger gezwungen werden, zum Rückzug zu trommeln. Oberst Beck 
hat eine gemeinsame Dreieraktion im Auge, nicht in Berlin, sondern in 
Danzig. Er hielt dies für geeigneter, da es den deutschen Kanzler nicht 
unmittelbar mit einem möglichen Verlieren des Gesichts konfrontieren 
würde, und es würde leichter für ıhn sein, einen Rückzug aus Danzig 
zu verwirklichen. 

Oberst Beck wurde jedoch Widerstand entgegengesetzt, scharfe Noten 
ohne vorherige sorgfältige Überlegung abzusenden, da sie nur zu un- 
glücklichen Ergebnissen führen könnten.... 

Oberst Beck zog ın der Tat keinerlei Gespräche über die Danziger Frage 
in Erwägung und dachte, daß ein Tauziehen (tug of war) wahrscheinlich 
notwendig sein würde, um die Position wieder herzustellen, da schon 
zu viele Brüche des Danziger Statuts vorlägen.“2!) | 


19) Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 175. 
2) B. de Colonna „Poland from the Inside“ S. 153. 
21) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI Doc. 293. 
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Obwohl die britische Regierung spätestens Mitte Juli 1939 noch ein- 
mal definitiv erfahren hatte, 
a) daß Polen in Danzig aktiv zu werden und mit künstlich herausge- 
wählten Gründen den dortigen deutschen Einfluß zu schmälern und 
im Endergebnis auszuschalten gedenke und 


b) daß Hitler in der Danziger Frage keine Eile habe und bereit sei, 
über die Völkerbundsverbindungen zu verhandeln („Wir nehmen 
Zuflucht zum Hohen Kommissar und nicht zu Genf selbst“)??), 


sandte sie kurz darauf gemeinsam mit den Franzosen eine Militär- 
mission nach Moskau, um die bolschewistische Macht zum Kampf gegen 
das Deutsche Reich nach Europa hereinzuholen. 


Ende Juli reagierte Polen auf die Anregung des Danziger Gauleiters, 
Forster, die in Danzig getroffenen militärischen Maßnahmen bei einer 
Entspannung fallenzulassen, in einer Weise, daß selbst Lord Halifax 
Warschau warnen ließ, die polnische Regierung solle jede „herausfor- 


dernde Feststellung, die deutsche Regierung werde schwach“, vermei- 
den??). Doch auch dies sollte nicht viel nutzen. 


Am 1. August 1939 unterband Warschau die bisher zollfreie Ausfuhr 
von Heringen und Margarıne von Danzig nach Polen. Dieser Beschluß 
betraf 10% des Danziger Handels. In welchem Maß er die ohnehin 
schon wesentlich eingeengten Lebensgrundlagen Danzigs untergrub, be- 
darf keiner näheren Ausführung. Der französische Konsul in Danzig 
unterrichtete seinen Außenminister am 1. August dahingehend: 


„Da sich der Senat gegenüber den wiederholten polnischen Protesten in 
Sachen der Zollinspektion auf Stillschweigen beschränkt, hat die Pol- 
nische Regierung soeben wirtschaftliche Vergeltungsmaßnahmen, die 
schwerwiegende Folgen nach sıch ziehen könnten, getroffen. . 


Diese Vergeltungsmaßnahmen sind völlig unerwartet gekommen und 
haben eine überraschende Wirkung, deren Widerhall in der Presse vom 
31. Juli zu finden ist, erzielt. Die beiden Tageszeitungen protestieren 
heftig gegen die auf diese Weise hergestellte Verquickung einer wirt- 
schaftlichen Frage mit der nach ihrer Ansicht rein politischen Frage der 
Zollinspektoren. Sie behandeln diese ganze Angelegenheit als eine Ver- 
letzung des bis zum 31. Juli 1940 gültigen Austauschabkommens, und 
bezeichnen wiederholt die polnische Haltung als ein ‚direktes Eingrei- 
fen‘, worüber sie große Entrüstung an den Tag zu legen scheinen. .. .“2*) 


Dies geschah zu einem Zeitpunkt, da man in Polen sehr genau wußte, 
daß sich „der Senat bisher nie allzuweit hinausgewagt habe und irgend- 
eine Drohung mit einer Zollunion mit Deutschland nicht allzu ernst ge- 


22) Blaubuch der Britischen Regierung Nr. 37. 
23) ebenda Nr. 38. 
24) Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 175. 
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nommen werden sollte“. In der Unterredung hierüber vom 2. August gab 
der stellvertretende Staatssekretär ım Außenministerium, Arciszewski, 
dem englischen Botschafter Kennard zu verstehen, „daß die allgemeine 
Lage gegen Ende des Monats kritisch werden könnte“. 
„Er gab zu, daß die Lage sich binnen weniger Stunden von der politi- 
schen in die militärische Phase hinüberentwickeln könne. .. .*2°) 

Im übrigen stand die wirtschaftliche Abschneidung Danzigs von 
Polen ım grundsätzlichen Gegensatz zu den polnischen Deklamationen, 
daß Polen ohne Danzig nicht leben könne. Dieser Schritt zur Unter- 
bindung des Handels mit Danzig — seit 1919 hatte Polen ohnehin 
diesen Handel laufend gedrosselt! — sollte also aggressiven Zielen 
dienen. 


Am 4. August stellte Polen der „Freien Stadt“ ein auf 17 Stunden be- 
fristetes Ultimatum und drohte unverzügliche Retorsionen (Vergeltung) 
und Repressalien für den Fall an, daß eine (angebliche, jedoch nicht er- 
lassene) Anordnung des Senats hinsichtlich der Tätigkeit der polnischen 
Zollinspektoren nicht zurückgenommen und versucht würde, den Dienst 
der nunmehr bewaffneten polnischen Zollinspektoren zu erschweren 
oder zu behindern. Anlaß: ein Gerücht. 

„Der französische Botschafter in Warschau ist der Ansicht, daß das 
polnische Vorgehen ein taktischer Fehler sei. Auch der Hohe Kommissar 
des Völkerbundes in Danzig, Professor Burckhardt, erklärt, daß das 
polnische Ultimatum vom 4. August alle Ansätze einer Entspannung 
zunichte gemacht habe. Es unterliegt keinem Zweifel, daß Polen in die- 
sem Punkte eine Auseinandersetzung auf die Spitze getrieben hat, der 
ohne Prestigeverlust und ohne sachliche Nachteile auch auszuweichen 
gewesen wäre.“ 26) 

Am frühen Vormittag des 5. August wurde der Danziger Senatsprä- 
sident Greiser davon in Kenntnis gesetzt, daß die gesamte Lebensmittel- 
einfuhr gesperrt werde, falls sich Danzig dem Ultimatum vom Vortag 
widersetze. Greiser, der die Auffassung vertrat, „der Ton des Ultima- 
tums, die kurze Befristung und der Inhalt der Drohung machen jede 
Antwort unmöglich“, wandte sich an den Hohen Kommissar und er- 
klärte sich bereit, dem Generalkommissar Polens, Chodacki, telephonisch 
den zum Anlaß genommenen Sachverhalt richtigzustellen und somit die 
Haltlosigkeit der Beschuldigung nachzuweisen?”). Obwohl Chodackı zu- 
sagte, sich bei seiner Regierung zu bemühen, die telephonischen Er- 
läuterungen als Verbalnote entgegenzunehmen, bestand er darauf, daß 


25) Blaubuch der Britischen Regierung Nr. 42. 

26) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. i4. 
und Weißbuch der Polnischen Regierung, 1940 Nr. 82. 

2”) ADAP VI Dok. 774 Anm. 
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der Danziger Senat die „Erfüllung der polnischen Forderung“ schriftlich 
bestätigte. Inzwischen war auch Burckhardt von Chodacki informiert 
worden, daß die Frauen und Kinder der polnischen Beamten in Danzig 
evakuiert würden. — Die polnische Regierung verletzte mit dieser 
Drohung, Danzig auszuhungern, ohne echten Anlaß die elementaren 
Lebensinteressen Danzigs und des Reiches. Der geheimen diplomatischen 
Korrespondenz ist zu entnehmen, daß von der polnischen Regierung, 


„falls der Senat die polnische Note zurückgewiesen hätte, unter Um- 
ständen militärische Maßnahmen ergriffen worden wären.“28) 


Polen hat die Krise noch weiter auf die Spitze getrieben, indem es 
das Ultimatum sowie die Aushungerungsdrohung, aber auch die Be- 
waffnung der polnischen Zollinspektoren nicht zurücknahm bzw. auf- 
hob, obwohl nachgewiesen war, daß der für dieses Vorgehen heran- 
gezogene Vorwand unhaltbar war. 


Am 6. August verkündete Marschall Rydz-Smigly in Krakau vor 
150 000 Legionären, | 
„daß Polen entschlossen sei, ‚auf Gewalt mit Gewalt‘ zu antworten, 
und sich jedem Versuch, seine Interessen direkt oder indirekt zu ver- 
letzen, nachdrücklich widersetzen werde. Danzig, das seit vielen Jahr- 
hunderten mit Polen verbunden sei, fügte er hinzu, sei die Lunge des 
polnischen Wirtschaftsorganismus, und die Warschauer Regierung habe in 
dieser Frage ihre Haltung klar und eindeutig definiert.“ 2°) 
„Danzig ist die Lunge Polens! Wir besitzen Freunde, die uns verstehen 
und ihre Verbundenheit mit uns deutlich zum Ausdruck gebracht haben.“ 
Echo der Masse: „Wir wollen Danzig haben!“3°) 


Die polnische konservative Zeitung „Czas“ kommentierte diese Rede 
am darauffolgenden Tag dahingehend, 
„daß, falls die Danziger Nazis versuchen sollten, eine vollendete Tat- 
sache zu schaffen, ‚die polnischen Kanonen donnern würden‘.“2) 


„Die Geschütze, die Polens Ehre schützen, sind auf Danzig gerichtet. Es 
sollen sich alle klar darüber sein, daß diese Geschütze schießen, wenn 
die Behörden der Freien Stadt entgegen den offensichtlichen Interessen 
der Danziger Bevölkerung Polen vor irgendwelche vollendete Tatsachen 
stellen wollen.“2®) 


Der polnische Botschafter in Washington, Jerzy Potocki, zog an 
diesem 7. 8. aus seinen Gesprächen in Warschau den Schluß: 


„Polen zieht Danzig dem Frieden vor.“?1) 


28) Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 182 — Aussage Becks am 7. 8. 1939. 
29) ebenda Nr. 185 und Deutsches Weißbuc Nr. 2 Dok. 448. 

30) W, Ziegler „Wie kam es zum Kriege 1939?“ S. 65. 

31) Ilustrowany Kurjer 7. 8. 1939 und New York Times 8. 8. 1939. 
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In dieser Atmosphäre beugte sich Senatspräsident Greiser dem polni- 
schen Ultimatum, indem er, wie von Polen verlangt, es nicht nur mit 
der telephonischen Verbalnote bewenden ließ, sondern schriftlich ant- 
wortete. Daß diese Erklärung souverän abgefaßt und auch den deutlichen 
Protest gegen das Vorgehen Polens enthielt, ändert nichts an dem Tat- 
bestand, daß es sich hierbei um ein „Zurückweichen“ handelt. Auch der 
polnische Außenminister hat dies faktisch so verstanden, ebenso wie die 
Auslandspresse??). Beck 

„sieht seine ‚Politik der Festigkeit‘ durch den Ausgang der Danziger 
Krise bestätigt, wıe der französische Botschafter in Warschau am 
7. August 1939 an seine Regierung berichtet. Die Spanne möglicher 
polnischer Zugeständnisse sei jedoch so eng geworden, schreibt derselbe 
Botschafter am 8. August 1939, daß die geringste Unvorsichtigkeit ge- 
nügen könnte, um schwere Folgen nach sich zu ziehen.“33) 

Greiser gab, und auch dies ist ein Zeichen des Willens zum Ausgleich, 
dem Völkerbundshochkommissar vorher Kenntnis von der Danziger 
Note und holte dessen Rat und Zustimmung ein; ein Verfahren, das 
Polen bei seinem Vorgehen gegen Danzig nicht für notwendig hielt. 


Am 8. August berichtete Botschafter Henderson seinem Außen- 
minister: 

„Diese Elemente, die dazu neigen, Deutschland zu demütigen, würden 

durch Presseartikel in England oder Polen bestärkt; besonders, da man 


hier (Berlin) fest der Meinung ist, daß Polen solche Herausforderungen 
ohne Englands Unterstützung im Rücken niemals wagen würde.... 


Es mag sein, daß Demütigung für ıhn (Hitler) willkommen ist, aber 
wenn diese gefährliche Politik nicht die der Regierung Seiner Majestät 
ist, so schlage ich ernstlich vor, daß sowohl ın Warschau als auch ın 
London das Äußerste getan werden sollte, um zu verhindern, daß Hitler 
ın den nächsten paar Wochen in eine Lage getrieben würde, in der des 
Diktators Stolz ihm nicht mehr gestatten werde, langsamzutreten, selbst 
wenn er wollte.“3®) 

In einem anschließenden Bericht verweist er darauf, wie Presse- 
kommentare in Warschau und London über die Rede Marschall Rydz- 
Smigly’s vom 6. 8. eine Beilegung des Konfliktes in Danzıg vom 5. 8. 
ernstlich aufs Spiel gesetzt haben, und betont mit Nachdruck: 


„Die Haltung der Polen erscheint mir höchst und unnötig gefährlich.“35) 


Weiterhin unterrichtet Henderson am gleichen Tag den Staatssekretär 
ım Foreign Office von einer Unterredung mit dem Widerstandsangehö- 
rigen Staatssekretär v. Weizsäcker. Dieser habe ıhn gefragt: 


32) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI Doc. 585 und 588. 

33) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 15. 
34) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI Doc. 585. 

35) ebenda Doc. 588. 
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„Lebt der polnische Botschafter oder ist er tot oder ist er gar nicht 
mehr in Berlin?“3®) 


„Daraufhin habe ich den belgischen Botschafter gebeten, dies Botschafter 
Lipski zu berichten, und dieser hat herausgefunden, daß Lipski Instruk- 
tionen erhalten hat, jegliche Kontakte mit den Deutschen zu vermeiden. 
Ich selbst sehe eine solche Haltung für zu dumm (for words) an, und 
ich weiß nicht, wie man in London darüber denkt. England sei zwar 
der öffentliche Feind Nr. 1, aber ich selbst würde einen solchen Kurs 
nicht vorschlagen. Ich werde mit dem Fürsten Lubomirski über den 
Artikel im Czas sprechen. 


Tatsache ist, daß Lubomirskı einer jener Angehörigen der polnischen 
Botschaft ist, der die meisten meiner Kollegen durch das extrem Kriege- 
rische seiner Bemerkung ın Schrecken versetzt hat. 

England würde nichts verlieren, wenn es keine Verringerung seiner 
Festigkeit zeige, und könnte viel gewinnen, wenn es Hitler die Chance 
gäbe, eine Friedensgeste zu machen, die er vielleicht suche. Man würde 
bei jeder Anklage verlieren, wenn man ıhn dieser Chance beraube, da 
er seinem Volk beweisen könne, daß er sie gewünscht habe, und sie ıhm 
nicht gegeben worden sei. Nicht nur die Deutschen, sondern auch die 
Italiener glauben, daß Polen noch in diesem Jahre eine Entscheidung 
erzwingen möchte, da es der Meinung sei, die britische Unterstützung 
könne sich mit der Zeit abkühlen.“3®) 


Am 9. August teilte die Reichsregierung Außenminister Beck mit, 
daß eine Wiederholung ultimativer Forderungen an Danzig die deutsch- 
polnischen Beziehungen belasten werde, und daß das Embargo gegen 
Danzig die „Freie Stadt“ zwingen werde, andere Ein- und Ausfuhr- 
möglichkeiten zu erschließen. Hitler hat hierin zwar bekundet, daß er 
Danzig zur Seite stehen werde, hat aber nicht gedroht. 

„Diese (die polnische Regierung) erwiderte binnen 24 Stunden, ohne 
London oder Paris zu konsultieren, sie werde eventuelle Einmischungen 
der Reichsregierung in die Beziehungen von Polen und Danzig zum 
Schaden der polnischen Rechte und Interessen ‚als Angriffshandlung‘ 
betrachten. Diese Antwort — nachdem 20 Jahre lang zwischen Berlin 


und Warschau ständig Danziger Affären ausgefochten worden waren — 
zeigte, wohin wir gekommen waren.“3”) 


Diese polnische Note vom 10. August enthielt einen zusätzlichen Be- 
weis dafür, daß Polen den Einfluß Deutschlands auf Danzig — auch 
für den Fall einer Aushungerung — völlig auszuschalten und dort 
aggressiv vorzugehen gedachte. Polen hat die Lage hiermit erneut ver- 
schärft, so daß sogar Lord Halifax am 15. 8. empfahl, „die polnische 
Regierung solle im Hinblick auf die Weltmeinung die Möglichkeit von 
Verhandlungen über Danzig prüfen und Hitler keinen Vorwand zum 


36) ebenda Doc. 594. 
37) E. v. Weizsäcker „Erinnerungen“ S. 244/245. 
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Handeln geben“). Auch Botschafter Henderson hatte die Tragweite 

dieser polnischen Note erkannt und „konnte nicht glauben“, daß sich 

Hitler so ruhig verhalten würde, wie er es wirklich tat, als er von dieser 

Note erfuhr”). Die Polen indessen hatten — so gesteht Burckhardt — 
„die Absicht, einen gefährlichen Erfolg zu erringen, und sie haben nicht 
aufgehört, diesen Erfolg zu betonen.“#P) 

Und die polnische Regierung stand nicht allein: Am 13. 8. konnte 
Außenminister Beck dem Botschafter der USA in Warschau, Biddle, 
einen Bericht des polnischen Botschafters in London, Raczynski, vor- 
legen des Inhalts, daß die britische Regierung alle bisherigen Schritte 
Polens ausdrücklich gebilligt habe*'). Daß sich die polnische Regierung 
hiermit erneut ermuntert fühlen mußte, versteht sich von selbst. Die 
Folgen blieben nicht aus. 


Am 18. 8. bot der polnische Generalkommissar für Danzig, Chodacki, 
an, die Einfuhrbehinderungen für den Fall aufzuheben, daß — die in- 
zwischen bewaffneten und wiederum verstärkten! — Zollbeamten und 
Grenzwachen ungehindert auf Danziger Territorium tätig sein dürften. 
Die Annahme eines solchen Vorschlages hätte die militärische Besetzung 
und damit Polonisierung Danzigs bedeutet. Danzig stand hiermit prak- 
tisch vor einem zweiten Ultimatum, das nur vier Möglichkeiten er- 
öffnete: 


a) zollpolitische Abschnürung und damit Ruinierung der Wirtschaft 
bzw. der Existenz auch für die Zukunft (seit 1. 8. waren entspre- 
chende Maßnahmen Polens ın Kraft!); 


b) Einwilligung in die militärische Besetzung durch Polen; 


c) Offnung der Grenze nach Ostpreußen, um nicht ausgehungert zu 
werden; damit Inkaufnahme des von Polen für diesen Fall ange- 
drohten Kriegszustandes®*); 

d) Hilfsersuchen an das Deutsche Reich und damit ebenfalls Inkauf- 
nahme des von Polen für diesen Fall angedrohten Kriegszustandes®°). 

Der Danziger Senat fand sich mit der wirtschaftlichen Abschnürung 
ab und verhielt sich passiv. Ohne sich vom Danziger Senat zu ver- 
abschieden, verließ der britische Generalkonsul Shepherd am 24. 8. die 

Freie Stadt. Er sollte nicht mehr zurückkehren“). Die Berichte dieses 

Sachkenners hat Halifax nicht für eine Friedensregelung verwertet. 


38) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 20/21. 
39) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 37. 

40) C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939“ S. 347. 

41) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. IS. 214. 

42) ADAP VI Dok. 771 — 4. 8. 1939 und Dok. 773. 

43) Weißbuch der Polnischen Regierung, 1940 Nr. 86. 

4) ADAP VII Dok. 254 und Dok. 232. 
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Am selben 24. August brach Polen die Verhandlungen in der Zoll- 
inspektorenfrage in Danzig ab“*). Selbst wenn die in den ADAP ab- 
gedruckten Unterlagen, denen zufolge der Danziger Senat die Verhand- 
lungen mit Polen „hinhaltend führen“ sollte, authentisch sein sollten, 
berührt es seltsam, daß sich Polen keineswegs über diese Verhandlungs- 
führung beschwert und eine Konkretisierung der Gespräche gefordert 
hat*). Mit dem Abbruch der Gespräche, der Weigerung, sich um einen 
Vermittler zu bemühen (z.B. Burckhardt oder die britische Regierung), 
und der Weigerung bis Kriegsbeginn, mit dem Danziger Senat oder der 
deutschen Regierung überhaupt über welchen Gegenstand auch immer 
zu verhandeln, schließlich mit den in Polen unmißverständlich zum Aus- 
druck gebrachten Annexionsforderungen hat Polen eindeutig sein man- 
gelndes Interesse an diesen Verhandlungen bekundet und damit seine 
eigentlichen Absichten enthüllt. 


Am 26. August 1939 abends riet Chodackiı dem Völkerbundshoch- 
kommissar in Danzig, Carl J. Burckhardt, dringend, seine Familie zu 
evakuieren, „da Kampfhandlungen jeden Tag einsetzen könnten, und 
die Stadt bombardiert werden könne“ *®). 


„Die Lage wird auch dadurch noch verschlimmert, daß weithin das 
Verhalten des Danziger Senats als Zurückweichen gedeutet wird.“4#) 


In dieser Lageeinschätzung provozierte Polen weiter, hoffend, 


„daß ım Falle eines Krieges Unruhen in Deutschland ausbrechen, und 
die polnischen Truppen erfolgreich gegen Berlin marschieren würden.“?) 


Seit Ende März 1939 lehnte die polnische Regierung jedes Gespräch 
mit der Reichsregierung unter Kriegsdrohung ab, kämpfte gegen jeden 
Kompromiß und verweigerte selbst auf dem Höhepunkt der Krise jede 
Geste eines Verhandlungswillens. Bereits am 27. Mai 1939 hatte Außen- 
minister Beck Herrn Burckhardt den Eindruck vermittelt, „er erteile 
ihm Instruktionen, anstatt sich mit ihm über Zusammenarbeit zu unter- 
halten““®). „Innerhalb der augenblicklichen Spannung sind“, so erklärte 
Beck in dieser Unterredung mit Burckhardt, „Verhandlungen zwischen 
Berlin und Warschau nicht möglich“. Solche „Begründungen“ können 


45) Dieser fehlende Gegenbeweis aus polnischen Unterlagen sowie die Tatsache, daß 
der in diesen ADAP-Akten genannte Veesenmayer als Unterzeichner im Wilhelm- 
straßenprozeß 1946—1949 von dem Anklagepunkt I („Verschwörung gegen den 
Frieden“) freigesprochen worden ist, da er „keine Kenntnis von Hitlers Angriffs- 
plänen hatte“ bzw. haben konnte, erregen Zweifel an der Echtheit dieser in den 
ADAP abgedruckten Unterlagen (Danzig in den letzten Friedenstagen betreffend). 
„Das Urteil im Wilhelmstraßenprozeß“ S. 43. 

46) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 14. 

47) ebenda Bd. III S. 372 Botschafter Lipski am 31. 8. 1939. 

4) C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939* S. 351 u. 299. 
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nicht den Mangel an Verhandlungsbereitschaft derjenigen entschuldigen, 
die diese Spannung geschaffen haben. 

Danzig war, wie gesagt, nicht das einzige Ziel Polens, nicht das eın- 
zige Feld seiner Provokationen, sondern nur Mittel zum Zweck®). 
Polen nebst seinen englischen und französischen Freunden wollten der 
„Freien Stadt“ die Freiheit nehmen, ihrer völkischen Bindung gemäß 
zu leben, ja sie bemühten sich, sogar ihre wirtschaftlichen Lebensgrund- 
lagen weiter einzuengen. Dieses Unterfangen wurde schließlich damit 
motiviert, daß die „Freiheit“ der ganzen Welt von Hitler bedroht sei. 


„Danzig ist deutsch. Allein schon die Wahlen beweisen dies. Ich habe 
die Ansichten berühmter Männer zitiert. Kein einziger kann leugnen, 
daß die große Mehrheit der Danziger Deutsche sınd oder daß sie wün- 
schen, an Deutschland angeschlossen zu werden. Aber wenn die Polen 
das Gegenteil glauben, warum hält man keine Volksabstimmung unter 
englischer Kontrolle ab und hält sich an diese Entscheidung? Warschau 
würde, so wie mir dort gesagt wurde, eine solche Lösung verweigern, da 
man das Ergebnis im voraus kennt. Polen erklärten mir, daß dies kein 
fairer Test sei, seit sie Anspruch auf die Weichselmündung erheben. Aber 
ich habe mich mit solchen Ansprüchen ın einem früheren Kapitel aus- 
einandergesetzt, und kann nur wiederholen, daß solche Argumente 
gleichbedeutend wären, Deutschland das holländische Rheindelta zu 
geben oder das portugiesische Gebiet um den Tajo an Franko-Spanien. 
Es liegt kein Sinn in dem Kampf, eine Gruppe von Deutschen in Danzig 
daran zu hindern, sich einer anderen Gruppe von Deutschen im Reich 
anzuschließen. Es wäre das gleiche, England und Neu-Seeland daran zu 
hindern, eine einzige Regierung zu bilden, wenn sie dies wollten. Danzig 
als Stadt wurde von Deutschen gegründet. Daß Slawen, vıele Jahr- 
hunderte zurück, ein Handelszentrum auf dem Boden der gegenwärtigen 
Freien Stadt eröffnet haben mögen, ist kein Grund dafür, dieses Gebiet 
Polen zu geben. Die Serben sind auch Slawen, denn wir haben keinen 
Beweis dafür, daß die Polen die Nachkommen solcher Slawen sind. In 


der Tat, Historiker erklären, sie sind es nicht. Aber dieser Gesichtspunkt 


ist noch nicht einmal von akademischem Interesse. Wenn wir Ansprüche 
auf alte Tage der Besetzung gründen, können wir genausogut damit 
beginnen, die Ostküste Englands an Dänemark abzutreten, denn sie 
gehörte den Dänen lange nachdem die Slawen, die ein Handelszentrum 
auf Danziger Gebiet gegründet haben mögen, ausgezogen sind. Man 
stelle sich vor, Deutschland — oder Frankreich, Rußland oder Italien aus 
demselben Grund — würde Dänemark die Ostküste von England aus 
historischen Gründen garantieren! Die historische Seite des Argumentes 
könnte nicht geleugnet werden — aber seine äußerste Absurdität würde 
ganz Europa lachen machen.“5°) 


49) S,L. Sharp „Poland — White Eagle on a Red Field“ S. 143. 

50) B. de Colonna „Poland from the Inside“ S. 149/50. B. de Colonna war langjähriger 
Sonderkorrespondent für britische und neuseeländische Zeitungen, hatte außer- 
gewöhnliche Gelegenheiten zum Studium der osteuropäischen und besonders der 
polnischen Verhältnisse und hatte noch im Sommer 1939 Polen bereist. Sein Buch 
ist im Herbst 1939 in London erschienen. 
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Hitlers Haltung gegenüber Polen 
Grundsätzliche Haltung seit 1933 


Obgleich der polnische Marschall Pilsudski allein im Jahre der Macht- 
ergreifung Hitlers — 1933 — dreimal geplant hatte, in Verbindung mit 
Frankreich das Deutsche Reich anzugreifen, obgleich ferner bis zu diesem 
Zeitpunkt fast die Hälfte der Volksdeutschen aus Polen vertrieben 
waren, obgleich die weiteren territorialen Forderungen Polens durchaus 
aggressiv geblieben waren, obgleich keine der Weimarer Regierungen 
bisher eine auch nur halbwegs freundschaftliche Annäherung an Polen 
hatte erreichen können — galt eine der ersten außenpolitischen Initia- 
tiven Hitlers dem Bemühen um ein freundschaftliches Verhältnis zu 
Deutschlands östlichkem Nachbarn Polen. Die Friedens- und Freund- 
schaftserklärung vom 26. 1. 1934 sah einen zehnjährigen Verzicht auf 
jede Anwendung von Gewalt sowie eine friedliche Regelung aller strit- 
tigen Fragen vor. Die Grenzfrage blieb ausgeklammert. Obwohl Hitler 
nicht den „Ostlocarno-Pakt“ mit Polen abschließen, d.h. die von Ver- 
sailles gezogene Ostgrenze des Reiches anerkennen konnte (auch keine 
der Weimarer Regierungen hat dies vermocht!), so hat er doch alles ın 
seinen Kräften Stehende getan, um ein friedliches Nebeneinanderleben 
des deutschen und des polnischen Volkes für die Zukunft zu ermöglichen. 
Alle Dokumente bezeugen, daß Hitler dieses Abkommen aufrichtig und 
offen unterzeichnet und seine Außenpolitik in den nachfolgenden Jahren 
bis in den Hochsommer 1939 nach diesem Abkommen ausgerichtet hat 
bzw. seit dem 28. 4. 1939 bemüht blieb, die in dem Abkommen fest- 
gelegten Grundsätze auf einer den veränderten Verhältnissen (britisch- 
polnische Garantie, polnische Teilmobilisierung) angepaßten Grundlage 
neu zu regeln. 

„Es ıst vielleicht der erschütterndste Beweis für den festen Willen der 
deutschen Politik, dem Geiste des Vertrages von 1934 gerecht zu werden, 
daß alle diese Schikanen und alle diese offenkundigen Ungerechtigkeiten 


gegen das deutsche Volkstum im Raume des polnischen Staates zunächst 
mit Schweigen übergangen wurden. 


Wenn man in Polen auch nur 50 %/o dessen für die deutsche Minderheit 
getan hätte, was in Deutschland gegenüber der polnischen Minderheit 
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getan worden ist, dann wäre nicht jenes immer bitterer werdende Ge- 


ühl der Enttäuschung in der deutschen Öffentlichkeit entstanden.“!) 


Deutsche Vorschläge zur Neuregelung der seit 1918 anstehenden Fra- 
gen sind stets von der Anerkennung der polnischen Interessen ausge- 
gangen. Diese Haltung ging so weit, daß Hitler als erster deutscher 
Politiker seit der Versailler Grenzregelung grundsätzlich die Notwendig- 
keit eines freien Zuganges zur Ostsee für Polen zugestanden, Verzichte 
geleistet und militärische Gewaltdrohungen als Druckmittel für oder in 
Verhandlungen vermieden hatte. Das unbestrittene Grundmotiv Hitlers 
war jahrelang: Die Grenz- und Minderheitenfragen sind im Vergleich 
zu der Notwendigkeit eines Zusammengehens dieser beiden europäischen 
Völker unbedeutend. 


Zeugnis für 1935: 


„Die außerordentlich entgegenkommenden Formeln Hitlers und seine 
Andeutungen über die Notwendigkeit einer deutsch-polnischen ‚Freund- 
schaft‘ im Falle einer ‚Gefahr‘ wiesen eindeutig auf das Gewicht, das 
er dem Beistand Polens gegenüber der französisch-sowjetischen Allianz 
vom 2. Mai beimaß.“?2) 


Zeugnis für 1936: 


„Ribbentrop und Hitler selbst sahen das polnisch-deutsche Verhältnis 
nahezu ausschließlich unter dem Aspekt des damaligen Ausgreifens der 
sowjetischen Außenpolitik und betonten daher die Gemeinsamkeit der 
polnischen mit den deutschen Interessen.“?) 


Zeugnis für 1936: Aufzeichnungen des polnischen Unterstaatssekretärs 
im Auswärtigen Amt, Graf Szembeck, über eine Unterredung mit Hitler 
am 12. 8. 1936: 


„Im Jahre 1933, als er die Macht übernahm, waren die Beziehungen 
zwischen Polen und Danzig sehr gespannt. Der Reichskanzler befahl 
dann ‚seinen Leuten‘, sich mit Polen zu verständigen. Man kann die 
Beschlüsse des Versailler Vertrages bedauern und sich damit unzufrieden 
zeigen, doch kann man trotzdem die sich aus ihm ergebenden Tatsachen 
in Rechnung stellen. Die Danziger Frage ıst unbedeutend, verglichen mit 
der ungeheueren Größe der Probleme, die für eine Ausgleichung der 
polnischen und der deutschen Politik sprechen. Der durch den Reichs- 
kanzler an Danzig gegebene Befehl, mit den Streitigkeiten gegen Polen 
Schluß zu machen, stieß auf heftige Angriffe der Deutschnationalen, 
der Sozialisten und der Kommunisten, und zwar gleichzeitig in Danzig 
wie im Reich. Man beschuldigte den Reichskanzler, die gebieterischsten 
Interessen Deutschlands verraten zu haben. Aber der Reichskanzler küm- 
merte sich nicht darum; er wich keinen Schritt und verfolgte den Weg, 


1) F. Heiß „Deutschland und der Korridor“ $. 296. 
?) H. Roos „Polen und Europa“ $. 232. 
3) ebenda $. 244. 
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den er sich vorgezeichnet hatte, nämlich den der unerläßlichen Ver- 
ständigung mit Polen, weiter.“*) 


Zeugnis für 1937: Aufzeichnungen über die Unterredung von Marschall 
Rydz-Smigly mit Feldmarschall Göring: 


„Herr Göring erklärte, Reichskanzler Hitler habe ihm eingeschärft, seine 
mehr denn je feste Entschlossenheit zu betonen, seine Annäherungs- 
politik zu Polen fortzusetzen... Deutscherseits hegt man gar keine 
Absicht, Polen ırgend etwas von seinem gegenwärtigen Gebietsstand 
wegzunehmen.... Übrigens ist es völlig verständlich, daß ein starkes 
Polen mit einem Zugang zum Meer, mit welchem Deutschland seine 
Politik gemeinsam betreiben kann, viel notwendiger und für Deutschland 
viel vorteilhafter ist als ein schwaches und verstümmeltes Polen. Man 
gibt sich in Deutschland völlig Rechenschaft darüber, daß ein isoliertes 
Polen viel verwundbarer wäre; denn dann würden unbehindert russische 
Massen gegen die deutsche Grenze losgehen.“) 


Zeugnis für 1938: Hitler am 26. 9. 1938 im Berliner Sportpalast: 


„Wir sehen ein, daß hier zwei Völker sind, die nebeneinander leben 
müssen, und von denen keines das andere beseitigen kann. Ein Staat 
von 33 Millionen Menschen wird immer nach einem Zugang zum Meere 
streben. Es mußte daher ein Weg der Verständigung gefunden werden. 

Er ist gefunden worden und wird immer weiter ausgebaut. Das Ent- 
scheidende ist, daß die beiden Staatsführungen und alle vernünftigen 
und einsichtigen Menschen in beiden Völkern und Ländern den festen 
Willen haben, das Verhältnis immer mehr zu bessern.“®) 


Zeugnis für 1939: Aufzeichnungen über die Unterredung Hitlers mit 
Oberst Beck in Berchtesgaden am 5. 1. 1939: 


„In seiner Antwort erklärte der Reichskanzler, es gelte, in der Danziger 
Angelegenheit etwas ganz Neues zu finden, eine neue Form — er nannte 
sie ‚Körperschaft‘ —, welche einerseits die Interessen der deutschen 
Bevölkerung, andererseits die polnischen Interessen garantieren würde. 
Der Reichskanzler versicherte ferner, der Minister könne völlig ruhig 
sein: in Danzig werde niemand vor vollendete Tatsachen gestellt, und 
nichts werde unternommen werden, was die Lage der polnischen Re- 
gierung schwierig gestalten könnte.“”) 


„Jede polnische Division habe den Wert einer deutschen Division. Ein 
starkes Polen ist einfach eine Notwendigkeit.“®) 


„Wir würden am Ende alle, Sieger und Besiegte, unter den gleichen 
Trümmern liegen; und der einzige, der Gewinn daraus zieht, würde 
Moskau sein.“?) 
Oberst Beck bestätigte ın der anschließenden Unterredung mit Reichs- 
außenminister v. Ribbentrop am 9. 1. 1939 in München, daß er die 
klare und feste Politik des Reichskanzlers zur freundschaftlichen Ver- 


ı_7) Weißbuch der Polnischen Regierung 1940, Nr. 24, 29, 42, 48. 
8 _—°2) Doc. on German Foreign Policy 1918—1945 Vol. V Doc. 193 $. 153 ff. 


207 


ständigung mit Polen „mit aufrichtiger Genugtuung zur Kenntnis ge- 
nommen“ habe!®). 


Keines dieser Zitate ist willkürlich ausgewählt. Jedes ist typisch für 
die Haltung Berlins gegenüber Warschau. Für Polen dagegen ist kein 
entsprechendes Grundmotiv in all diesen Jahren nachweisbar. 


Das Angebot an Polen vom 24. Oktober 1938 
Gründe für die Wahl des Zeitpunktes 


Das Projekt für eine Autobahn durch Westpreußen nach Ostpreußen 
reicht in das Jahr 1933 zurück: 

„Der im Maı 1935 geäußerte Gedanke Hitlers einer verkehrstechnischen 
Lösung des Korridorproblems durch eine Eisen- und Autobahn gehört 
in dieselbe Reihe von Anregungen, die deutsch-polnischen Streitfragen 
zu entschärfen.“!) 

Im Mai 1935 begann die Ausweich- und Verzögerungstaktik des pol- 
nischen Außenministers, obwohl er wie überhaupt die polnische Regie- 
rung spätestens seit 1937 eine grundsätzliche Regelung der Danzig-Frage 
für notwendig erachtet hatten?). 


Daß die Versailler Bestimmungen nicht für alle Zeit das nachbarliche 
Verhältnis zwischen dem deutschen und dem polnischen Volk belasten 
durften, d.h. daß eine Neuregelung auf irgendeine Weise zu irgend- 
einem Zeitpunkt notwendig war, müßte eigentlich jeder Sachkenner 
auch heute noch zugeben, so wie sich damals jeder Einsichtige dazu 
bereitfand. 


Selbst die polnische Regierung hatte diese Notwendigkeit erkannt und 
eingestanden. Aus dem polnischen Memorandum an die deutsche Regie- 
rung vom 5. 5. 1939 läßt folgender Passus darauf schließen: 

„2. Die Polnische Regierung hat seit mehreren Jahren vorausgesehen, 


daß die Schwierigkeiten, welchen der Völkerbund beı Erfüllung seiner 
Aufgaben in Danzig begegnete, eine verworrene Lage schaffen würden, 


10) ebenda S$. 159. 


1) R. Breyer „Das Deutsche Reich und Polen 1932—1937*“ S. 334 und Doc. on German 
Foreign Policy 1918—1945 Vol. V Doc. 86. 
2) D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ S. 286 und 109. 
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Siedlungsgebiet des deutschen und polnischen Volkes vom Stand 1910 


Staatsgrenzen angedeutet. Masuren, Kaschuben und Wenden (Sorben) gepunktet; 
für keinen dieser Stämme läßt sich selbst aus der Urgeschichte ein polnischer 


Herkunftsnachweis erbringen. 
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Unabhängige Republik Polen, Anfang November 1918. 
Das sog. Ostpolen mit fast ausschließlich russischer und ukrainischer Bevölkerung 
(von 11,4 Mill. Menschen = 1,5 Mill. Polen); "im Frieden von Riga 1921 annektiert. 


Posen-Westpreußen und Ostoberschlesien, annektiert 1919 und 1921 (teils ohne 
Volksabstimmung, . Ostoberschlesien trotz für Deutschland ausgehender Volks- 
abstimmung). 

Memel und Danzig. 


Östgalizien und das Wilnaer Gebiet. Während Polen das Wilnaer Gebiet am 18. 4. 
1922 gewaltsam annektiert hat, sprach erst der Beschluß des Botschafterrates vom 
15. 3. 1923 Polen die Souveränität über Ost-Galizien zu. 


Westgalizien, im Vertrag von St. Germain am 10. 9. 1919 Polen zugesprochen. 
polnisch-sowjetische Grenze, festgelegt am 8. 12. 1919 vom Obersten Rat der 
Entente; sog. Curzon-Linie, vom südöstlichen Zipfel Ostpreußens bis zum nörd- 
lichen Schnittpunkt zwischen Ost- und Westgalizien. 


1945 von Deutschland abgetrennte Gebiete. 
Sowjetische Besatzungszone Deutschlands 1945. 
Polnisch-sowjetische Grenze 1945. 


RUMANGEN 


die zu klären, im Interesse Polens und Deutschlands wichtig wäre. 
Seit mehreren Jahren gab die Polnische Regierung der Deutschen zu 
verstehen, daß es angezeigt wäre, über diese Fragen aufrichtige Ver- 
handlungen einzuleiten; jedoch zeigte die Deutsche Regierung das Be- 
streben, sich dem zu entziehen, und beschränkte sıch auf die Feststellung, 
daß die deutsch-polnischen Beziehungen wegen der Danziger Frage 
nicht in Schwierigkeiten geraten sollten. Außerdem hat die Deutsche 
Regierung der Polnischen Regierung mehr als einmal Zusicherungen be- 
züglich der Freien Stadt Danzig gemacht. .... 

Schließlich unterstrich die Polnische Regierung, daß ihre Haltung in der 
Frage der Verkehrserleichterung in Pommerellen von der Haltung des 
Reichs ın bezug auf die Freie Stadt Danzig abhänge.“?) 


Daß eine solche Neuregelung nicht abermals nur auf Kosten Deutsch- 
lands gehen konnte, versteht sich für jeden politisch denkenden Men- 
schen von selbst. Hitler hielt es für angebracht, gegen Ende Oktober 1938 
diese Themen erneut, vorsichtig und kompromißbereit ins Gespräc zu 
bringen. Verhandlungsgrundlagen zu schaffen, gehört zu den Obliegen- 
heiten der Politik; die Wahl des Zeitpunktes bedarf des politischen 
Geschickes. Hatte Hitler den Zeitpunkt richtig gewählt? In der Tat 
hatte er reichlich Veranlassung, die zweite Hälfte des Oktobers 1938 als 
günstige Gelegenheit für ein solches Gespräch mit Polen zu betrachten: 


Ein Vierteljahr vor der deutschen Anregung, am 22.7.1938, hatte 
der polnische Außenminister Beck dem Hochkommissar des Völkerbundes 
in Danzig, Carl J. Burckhardt, erklärt: 


„Ohne Druck und Drohung werden wir mit dem Reich noch über manche 
aus dem Versailler Vertrag übriggebliebene Schwierigkeiten reden 
können. Die hybride Gründung der Freien Stadt hat 1918 mit der 
Absicht stattgefunden, zwischen Polen und Deutschland dauernde Un- 
stimmigkeiten zu schaffen.“*) 


Oder an anderer Stelle: 


„Das Statut der Freien Stadt Danzig war zweifellos die bizarrste und 
komplizierteste Schöpfung des Versailler Vertrages. Es war schwer, et- 
was anderes anzunehmen, als daß es einzig mit dem Zweck geschaffen 
worden war, den Ursprung beständiger Konflikte zwischen Deutsch- 
land und Polen, oder zum allermindesten ein Tauschobjekt zu bilden, 
das gelegentlich benützt werden konnte, um polnische Interessen zu- 
gunsten Deutschlands zu opfern.“>) 


Fünf Wochen vor der deutschen Anregung, am 20. 9. 1938, ging der 
polnische Botschafter in Berlin, Lipski, einen Schritt weiter, indem er 
Hitler eine Regelung der Danziger Frage vorschlug. Die nachfolgende 


®) Weißbuch der Polnischen Regierung, 1940 Nr. 78. 
4) C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939* S. 164. 
5) ebenda S$. 24, 
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deutsche Initiative, zumal „in einer sehr freundlichen Form vorgetra- 
gen“®), konnte demnach nicht ungewöhnlich erscheinen. 


Beck hatte Anfang Oktober in ein deutsches Kreditabkommen einge- 
willigt, das Polen ein Darlehen von 120 Millionen Zloty gewährte. Das 
gute Einvernehmen zwischen Deutschland und Polen in jener Zeit war 
allen europäischen Mächten bekannt. Am 10. 10. ließ Beck ın einem 
Interview mit der Hearst-Presse Gerüchte dementieren, daß Deutsch- 
land die Rückgliederung Danzigs gefordert hätte, und betonte, Friede 
in Europa sei nur bei einer dauernden Verständigung der Nationen mit 
Deutschland möglich”). 


England und Frankreich betrachteten die polnische Haltung während 
der Sudetenkrise (Erwerb von Teschen) sowie die nachfolgende Tschechen- 
Politik Warschaus feindselig. Dagegen schienen die Beziehungen zwischen 
dem Reich und England sowie zu Frankreich gut, wenn auch schon 
scharfe offiziöse Mißtöne aus London seit der Münchener Konferenz 
durchgeklungen waren, deren Ausmaß und Bedeutung Berlin jedoch 
nicht kennen konnte. Die polnische Regierung ihrerseits befürchtete bei 
dem Vorgehen gegen die Tschecho-Slowakei ein Eingreifen der UdSSR 
und ließ für diesen Fall zumindest um wohlwollende Neutralität Deutsch- 
lands bitten®). Die sowjetische Drohnote vom 23. 9. 1938, den polnisch- 
sowjetischen Nichtangriffspakt aufzukündigen, dazu das Zusammen- 
ziehen von mehreren sowjetischen Armeen an der polnischen Grenze 
gaben zu diesen Befürchtungen realen Anlaß). Auch der polnische Bot- 
schafter in Washington, Potocki, bestätigte später, daß sich nach der 
tschechischen Krise Anfang Oktober 1938 die Beziehungen zwischen 
Polen und der UdSSR „sehr verschlechtert“ hätten!). 


Der unmittelbare Anstoß ging jedoch von dem polnischen Botschafter 
Lipski und dem deutschen Staatssekretär v. Weizsäcker aus — also be- 
zeichnenderweise weder von Ribbentrop noch von Hitler. Lipski unter- 
breitete im Auftrag seiner Regierung am 22. 10. 1938 dem Unterstaats- 
sekretär Woermann das Ersuchen, die Reichsregierung möge die Über- 
tragung der zum Staatsgebiet der Tschecho-Slowakeı gehörenden 
Karpato-Ukraine an Ungarn unterstützen. Staatssekretär Weizsäcker, 
der diesen Vorschlag an Ribbentrop und Hitler weitergab, empfahl 
„ernsthaft zu prüfen“, ob man „mit Polen nicht aus diesem Anlaß ein 


°) H. Lebre „Das Geheimnis um die Ursachen des Zweiten Weltkrieges“ S. 44/45. 

?) Archiv des deutschen Auswärtigen Amtes Serie 52 a, 34476 zitiert be D. Hoggan 
„Der erzwungene Krieg“ S. 195. 

8) ADAP Bd. V Dok. 54 und Bd. IV Dok. 83. 

2) Doc. on German Foreign Policy 1918—1945 Vol. V. Doc. 106 und 108. 

10) Deutsches Weißbuc Nr. 3. Dok. 7. 
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